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Zusammenfassende Darstellung 

zum Bericht der Bundesregierung zur Biidungspoiitik 


I. Aufbau des Berichts 

Der Bericht der Bundesregierung gibt eine mit stati- 
stischem Material belegte Darstellung der wesent- 
lichen Entwicklungen im Schul- und Hochschulbereich 
seit 1945 und vergleicht diese auch mit den Verhält- 
nissen in anderen Staaten. Da die Forschungspolitik 
in dem für Sommer 1971 vorgesehenen Bundesbe- 
richt Forschung IV darzulegen sein wird, sind hier 
nur die unmittelbaren Bezüge der Wissenschafts- 
politik zur Bildungspolitik behandelt worden. 

Aus einer Beschreibung und Analyse der gesell- 
schafts- und bildungspolitischen Wechselwirkungen 
werden — unter Berücksichtigung der Empfehlungen 
der Bildungskommission des Deutschen Bildungs- 
rates und des Wissenschaftsrates — bildungspoli- 
tische Zielvorstellungen entwickelt. 


II. Aufgabe des Berichts 

Der Bericht ist ein erster Beitrag der Bundesregie- 
rung zur gemeinsamen Bildungsplanung mit den 
Ländern im Rahmen des Art. 91 b GG. Er beein- 
trächtigt nicht die bestehenden Zuständigkeiten der 
Länder für Schule und Hochschule. Durch diesen Be- 
richt sollen vielmehr für die bevorstehenden Be- 
ratungen in der neu geschaffenen Bund-Länder-Kom- 
mission für Bildungsplanung die Vorstellungen der 
Bundesregierung zu den wichtigsten Bereichen der 
Bildungspolitik dargelegt und zur Diskussion ge- 
stellt werden. Bei diesen Beratungen wird sich 
zeigen, wie weit die Zielvorstellungen der Bundes- 
regierung für einen Bildungsgesamtplan mit denen 
der Länder übereinstimmen und über welche Ziele 
sich Bund und Länder für eine gemeinsame Bildungs- 
planung einigen können. Die Bundesregierung be- 
kräftigt erneut ihre Überzeugung, daß die dringend 
erforderlichen bildungspolitischen Reformen in ge- 
samtstaatlicher Verantwortung von Bund und Län- 
dern gemeinsam gestaltet werden müssen. Der hier- 
zu erforderliche gemeinsame Planungs- und Ent- 
scheidungsprozeß muß unverzüglich beginnen und 
soll innerhalb eines Jahres zu einem ersten kon- 
kreten Bildungsgesamtplan und einem Bildungs- 
budget führen. 

III. Allgemeine Grundsätze für die Reform 
des Bildungswesens 

1. Oberstes Ziel ist ein demokratisches, leistungs- 
und wandlungsfähiges Bildungssystem, das jedem 
Bürger von der Vorschulerziehung bis zur Wei- 
terbildung zu seiner persönlichen, beruflichen 
und politischen Bildung offensteht. 


2. Der Verfassungsgrundsatz der Chancengleichheit 
muß durch eine intensive und individuelle För- 
derung aller Lernenden in allen Stufen des Bil- 
dungssystems verwirklicht werden. 

Bildung soll den Menschen befähigen, sein Leben 
selbst zu gestalten. Sie soll durch Lernen und Er- 
leben demokratischer Werte eine dauerhafte 
Grundlage für freiheitliches Zusammenleben 
schaffen und Freude an selbständig-schöpferi- 
scher Arbeit wecken. 

3. Um diese Ziele zu erreichen, muß die Trennung 
zwischen den Schularten und zwischen den Hoch- 
schulformen abgebaut werden. Mit der Entwick- 
lung eines umfassenden differenzierten Gesamt- 
schul- und Gesamthochschulsystems soll in der 
Bundesrepublik ein demokratisches und effizien- 
tes Bildungswesen entstehen, wie es in den letz- 
ten Jahrzehnten ähnlich in vielen demokratischen 
Industriestaaten geplant und aufgebaut wurde. 

4. Die Schule der Zukunft muß im Zuge der Ver- 
wissenschaftlichung und der zunehmend raschen 
Veränderung aller Bereiche des beruflichen und 
persönlichen Lebens allen Lernenden eine bes- 
sere und gründlichere Bildung vermitteln. Beruf- 
liche Bildung muß den individuellen Interessen 
und Fähigkeiten entsprechen und als integrierter 
Teil des Bildungssystems entwickelt werden. 

Das umfassende Bildungsangebot soll den einzel- 
nen und damit die Gesellschaft auch dazu be- 
fähigen, durch Leistungen den technischen Fort- 
schritt zu meistern und damit die soziale Sicher- 
heit für alle zu gewährleisten. 

5. Die Hochschule der Zukunft muß durch eine 
Studienreform umgestaltet werden, die den Ent- 
wicklungen von Wissenschaft und Gesellschaft 
inhaltlich und didaktisch Rechnung trägt. Sie muß 
zu einer integrierten Gesamthochschule ausge- 
baut werden. Ihre Kapazität wird in den näch- 
sten zehn Jahren auf mehr als das Doppelte er- 
weitert werden müssen. Hierarchische Struktu- 
ren und Organisationsformen sind abzubauen. 
Die Autonomie der Hochschule ist zu stärken. 
Ziel dieser Reform muß es sein, allen in Lehre 
und Forschung Tätigen bei gleichen Aufgaben 
auch gleiche Rechte zu geben und alle Angehöri- 
gen der Hochschule an den Entscheidungsprozes- 
sen zu beteiligen. 

6. Die Bereitschaft und Motivierung zum „lebens- 
langen Lernen" muß bereits in der Schule ver- 
mittelt und durch entsprechende Angebote in der 
Weiterbildung erneut angeregt werden. Es ist 
deshalb erforderlich, einen selbständigen vierten 
Bereich des Bildungswesens zu entwickeln, in 
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dem Bildung und Ausbildung nachgeholt und 
Fortbildung aller Art betrieben werden kann. 

7. Die Reformen müssen umgehend eingeleitet wer- 
den. Der vor uns liegende permanente Reform- 
prozeß wird eine systematische und koordinierte 
Bildungsplanung, Forschung und Entwicklung er- 
fordern. 

Die öffentliche Hand muß Anfang der achtziger 
Jahre — in jeweiligen Preisen und vor allem 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Gehälter — 
für Bildung und Wissenschaft mindestens dreimal 
soviel ausgeben wie heute. Der Anteil der Aus- 
gaben für Bildung und Forschung am Brutto- 
sozialprodukt, der heute — einschließlich der 
Aufwendungen der Wirtschaft — zwischen 4 und 
5®/o liegt, wird nach heutigen Schätzungen auf 
mindestens 8®/o ansteigen müssen. 

Wenn eine Frist von über einem Jahrzehnt ins 
Auge gefaßt werden muß, so ist dies die Folge 
der heutigen Ausgangslage: Die Umstrukturie- 
rung der Institutionen, die Ausbildung zusätz- 
licher Lehrkräfte, die Formulierung neuer Lem- 
inhalte und der räumliche Ausbau der Bildungs- 
einrichtungen lassen sich, wie die Erfahrungen 
anderer Länder zeigen, nicht über einen kürze- 
ren Zeitraum verwirklichen. 


IV. Die Zielvorstellungen 

1. Bis 1980 soll die Elementar eiziehung zügig aus- 
gebaut und die Zahl der Kindergartenplätze 
von 1 auf 2 Millionen mindestens verdoppelt 
werden. Dieses Ziel soll nach Ansicht der Bun- 
desregierung besondere Priorität erhalten. 

2. Bis 1980 soll die Einschulung auf das fünfte Le- 
bensjahr vorverlegt werden. 

3. Dies erfordert eine Neukonzeption der Ein- 
gangsstufe der Grundschule und in ihrem wei- 
teren Verlauf die Vorbereitung aller Schüler 
auf eine wissenschaftsbezogene weiterführende 
Bildung. Besondere Schwerpunkte sind: die 
Einführung der „Neuen Mathematik", natur- 
wissenschaftliches Grundverständnis, Versuche 
mit dem Frühbeginn einer Fremdsprache. 

4. Hauptschule, Realschule und Gymnasium sollen 
schrittweise zu einem Gesamtschulsystem zu- 
sammengefaßt werden. Die punktuelle Auslese 
nach dem vierten Schuljahr soll durch ein ge- 
gliedertes System individueller Förderung in 
den Klassen 5 und 6 (Orientierungsstufe) und 
eine wachsende Auswahlmöglichkeit zwischen 
verschiedenen Pflicht- und Wahlfächern in den 
Klassen 7 bis 10 der Sekundarstufe I ersetzt 
werden. Die integrierte Gesamtschule soll 
schrittweise erprobt und eingeführt werden. Bei 
der regionalen Schulbauplanung soll diese bil- 
dungspolitische Entwicklung berücksichtigt wer- 
den. 


5. Für alle Jugendlichen wird ein erster Sekundar- 
schulabschluß (Abitur I) nach zehnjähriger 
Schulzeit angestrebt. 

6. Uber eine Reform der Oberstufe der weiter- 
führenden Schulen soll die Schulzeit von 13 auf 
12 Jahre verkürzt werden. Ein zweiter Sekun- 
darschulabschluß (Abitur II) soll eingeführt 
werden, der je nach der Wahl von Schwerpunk- 
ten stärker auf berufliche oder auf Hochschul- 
bildung ausgerichtet ist. In der Sekundarstufe II 
sollen bisher getrennte allgemeine und beruf- 
liche Bildungsgänge verbunden angeboten wer- 
den. Der Prozeß der Integration soll durch ent- 
sprechende Curricula erprobt und schrittweise 
vollzogen werden. Nach vorläufigen Schätzun- 
gen wird um das Jahr 1980 rund die Hälfte der 
Schüler eines Altersjahrganges diesen zweiten 
Sekundarabschluß erwerben. 

7. Die berufliche Bildung ist wie die allgemeine 
schulische Bildung eine öffentliche Aufgabe. 
Sie ist gemeinsam von Bund und Ländern mit 
den Selbstverwaltungsorganisationen der Wirt- 
schaft und mit Lehrern und Schülern wahrzu- 
nehmen. Die Verbindung von Theorie und Pra- 
xis soll erhalten, in ihrer Ausgestaltung aber 
gründlich reformiert werden. Neben die Aus- 
bildung im Betrieb mit Teilzeitunterricht in der 
Berufsschule (duales System) sollen verstärkt 
Vollzeitschulen treten. 

8. Die Lehrerbildung soll reformiert werden. Künf- 
tig sollen in der Gesamthochschule „Stufen- 
lehrer" für die Grundstufe, die Sekundarstufe I 
und die Sekundarstufe II ausgebildet werden. 
Auf ein erziehungswissenschaftliches Grund- 
studium folgt eine miteinander verbundene 
fachwissenschaftliche und fachdidaktische Aus- 
bildung. Die Weiterbildung der Lehrer, auch 
in Form von Kontaktstudien, soll systematisch 
ausgebaut und gefördert werden. 

9. Der Strukturreform entsprechend sind Lehr- und 
Lernpläne (Curricula) sowie Tests zu ent- 
wickeln und Schulversuche wissenschaftlich zu 
begleiten. Hierfür muß die Bildungs- und Curri- 
culumforschung in der Bundesrepublik systema- 
tisch aufgebaut, gefördert und koordiniert wer- 
den. 

10. Im tertiären Bildungsbereich sollen Gesamthoch- 
schulen geschaffen, Studiengänge und Lehr- 
körper reformiert, die Autonomie der Hoch- 
schulen gestärkt und die Mitwirkung aller in 
der Hochschule Tätigen am Entscheidungs- 
prozeß gesichert werden. Nach heutigen Schät- 
zungen wird etwa im Jahre 1980 rund ein 
Viertel der Angehörigen eines Altersj ahrgan- 
ges im tertiären Bildungsbereich (Gesamthoch- 
schule) studieren. 

11. Die derzeitige Erwachsenenbildung und die be- 
rufliche Weiterbildung sollen zu einer vierten 
Stufe des Bildungswesens ausgebaut und der 
Bildungsurlaub gesetzlich geregelt werden. 

12. Die individuelle Ausbildungsförderung soll aus- 
gebaut und verbessert werden. 
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V. Gemeinsame Bildungsplanung 
mit den Ländern 

Zur Durchführung einer gemeinsamen Bildungspla- 
nung wurde ein Verwaltungsabkommen zwischen 
Bund und Ländern über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Kommission für Bildungsplanung vor- 
bereitet, das am 25. Juni 1970 von den Regierungs- 
chefs des Bundes und der Länder unterzeichnet wer- 
den soll. Uber Aufgaben und Arbeitsweise der 
Kommission bestehen folgende Vorstellungen: 

1. Die vordringlichste Aufgabe ist es, auf der 
Grundlage gemeinsam festzulegender Zielvor- 
stellungen und unter Berücksichtigung der Emp- 
fehlungen von Bildungsrat und Wissenschaftsrat 
innerhalb Jahresfrist einen umlassenden Bil- 
dungsplan zu erarbeiten. Diesem muß — in Ab- 
stimmung mit der Finanzplanung von Bund und 
Ländern — ein Bildungsbudget folgen. Bildungs- 
plan und Bildungsbudget bestehen aus lang- 
fristigen Rahmenplänen und mittelfristigen Stu- 
fenplänen, die laufend fortzuschreiben sind. 
Die gemeinsame Planung muß auch die Koordi- 
nierung der vollzugsreifen Teilpläne umfassen. 

2. Programme für gezielte Maßnahmen sollen es 
ermöglichen, besonders vordringliche Probleme 
unverzüglich in Angriff zu nehmen. Dazu gehört 
der Aufbau eines koordinierten Systems für 
Bildungsforschung und Curriculum-Entwicklung. 
Ferner sollten Einzelprojekte — beispielsweise 
Schulversuche im Elementarbereich, sowie mit 
Ganztags- und Gesamtschulen; die Entwicklung 
und Erprobung technologischer Unterrichtshilfen; 
die Entwicklung von Lernprogrammen; Unter- 
suchungen zur regionalen Bildungsplanung und 
zur Bedarfsforschung — alsbald vereinbart und 
verwirklicht werden. 

3. Die Einbeziehung der allgemeinen Forschungs- 
förderung in den Bildungsgesamtplan und das 
Bildungsbudget sollen eine umfassende und wirk- 
same Koordination aller staatlichen Maßnahmen 
für den Gesamtbereich von Bildung und Wissen- 
schaft ermöglichen. 

4. Die Bundesregierung strebt an, diesen gesamt- 
staatlichen Planungsprozeß „transparent" zu ma- 
chen. Eine rechtzeitige Information und Beteili- 
gung nicht nur der in Schule, Hochschule und 
Weiterbildung Tätigen, sondern aller gesell- 
schaftlichen Kräfte ist zu ermöglichen. 

5. Bildungsplanung setzt ein einheitliches Daten- 
erhebungs- und Informationssystem voraus, das 
alsbald entwickelt werden muß. Es muß nicht nur 
die notwendigen Statistiken erfassen, sondern 
auch Informationen über die für die Planung be- 
deutsamen Forschungs- und Entwicklungsergeb- 
nisse. Die Bundesregierung wird dem Deutschen 
Dunjdestag entsprechenide Gesetzentwürfe vor- 
legen. 

6. Die Bundesregierung wird die für die Bildungs- 
planung benötigte Forschung anregen und för- 
dern. Sie wird Programme für die Ausbildung 
und Fortbildung von geeignetem Planungsperso- 
nal entwickeln und fördern. 


VI. Vereinbarungen im Schulbereich 

Die Bundesregierung bietet den Ländern im Hinblick 
auf den Umfang, die Dringlichkeit und die überregio- 
nale Bedeutung einiger Reformmaßnahmen im Schul- 
bereich gemäß Artikel 91 b GG Vereinbarungen mit 
folgenden Schwerpunkten an; 

1. Förderung von Schulversuchen im Elementarbe- 
reich und mit der Früheinschulung Fünfjähriger. 

2. Förderung von Schulversuchen zur Grundschul- 
reform, besonders bei der Einführung individua- 
lisierter Lernprogramme. 

3. Förderung von Modellversuchen mit Ganztags- 
schulen und integrierten Gesamtschulen. 

4. Förderung der Reform der Sekundarschul-Ober- 
stufen mit der Integration allgemeinbildender 
und berufsbildender Abschlüsse. 

5. Unterstützung von Maßnahmen zur Behebung 
des Lehrermangels, zur Reform der Lehrerbil- 
dung, zum Ausbau der Lehrerweiterbildung und 
für ergänzende Kontaktstudien. 

6. Systematische Förderung und Koordinierung der 
flankierenden Maßnahmen für eine permanente 
Bildungsreform, zunächst in den Bereichen der 
Bildungsforschung, Curriculum- und Testentwick- 
lung sowie bei der Einführung neuer Unterrichts- 
technologien. 

VII. Hochschulbereich 

Der Ausbau und Neubau von Hochschulen wird auf 
der Grundlage des Artikels 91 a GG und des Hoch- 
schulbaAiförderungsgesetzies unter Einschluß des 
Schnellbanprograimmes verstärkt weitergeführt. Ne- 
ben (die Verbesserung der gegenwärtigen Arbeitsbe- 
dingungen in Forschung und Lehre tritt als vordring- 
liche Aufgabe die drastische Erweiterung der Auf- 
nahmekapazität zur Beseitigung bestehender und 
zur Verhinderung künftiger Zulassungsbeschrän- 
kungen. 

Die Bundesregierung schlägt vor, einen Fünf jahres- 
plan zur dauerhaften Beseitigung des Numerus clau- 
sus zu entwickeln und hierfür eine Bund-Länder- 
Projektgruppe einzusetzen. Auch hier macht die 
Ausgangslage eine kurzfristige Zielsetzung unrea- 
listisch. Die Bundesregierung wird ihre Vorschläge 
in die Beratung des Planungsaus^chusses für den 
Hochschulbau zur Aufstellung des ersten gemein- 
samen Rahmenplans für den Ausbau und Neubau 
von Hochschulen von 1972 bis 1975 einbringen. 

Die Investitionsausgaben im Hochschulbereich wür- 
den bei diesem Fünf jahresplan nach vorläufigen 
Berechnungen von etwa 2 Mrd. DM im Jahre 1970 
auf 3,9 Mrd. DM im Jahre 1975 für Bund und Länder 
zu erhöhen sein. Die fortdauernden Ausgaben der 
Hochschulen (ohne Studienförderung) würden von 
4,6 Mrd. DM im Jahre 1970 auf 7,2 Mrd. DM im 
Jahre 1975 steigen müssen. Uber die in der mittel- 
fristigen Finanzplanung für Hochschulinvestitionen 
vorgesehenen Mittel hinaus hat die Bundesregierung 
im Rahmen der von ihr beschlossenen ersten Bil- 
dungsanleihe einen ersten Beitrag für ein solches 
Programm vorgesehen. Die Entscheidung über die 
Mehrbelastung des Bundes kann nur im Rahmen der 
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Fortschreibung der Finanzplanung bis 1974 getrof- 
fen werden. 

Selbst wenn der Ausbau der Hochschulen zu einer 
ausreichenden Studienplatzkapazität geführt haben 
wird, die — global gerechnet — für alle Studien- 
bewerber ausreicht, wird jedoch nicht jeder Studien- 
bewerber zu jeder Zeit und an jedem Ort Zugang zu 
dem von ihm gewählten Fach finden können. 

Die strukturellen Reformen im Hochschulbereich sol- 
len durch ein Ralhmengesetz über idie Grundsätze des 
Hochschulwesens auf der Grundlage des Artikels 75 
Abs. 1 Nr. 1 a GG gefördert werden. Die Bundes- 
regierung wird dem Deutschen Bundestag im Herbst 
1970 einen entsprechenden Gesetzentwurf vorlegen. 
Zur Fördenmg der Hochschulreform bietet die Bun- 
desregierung den Ländern Vereinbarungen über fol- 
gende Maßnahmen an: 

1. Finanzielle Unterstützung bei der Entwicklung 
und Erprobung der Hochschuldidaktik und des 
Fernstudiums im Medienverbund. 

2. Schrittweise Verbesserung und Neuordnung der 
Ausbildungsförderung und der Förderung des 
wissenschaftlichen Nachwuchses. 

3. Ausbau eines Informationssystems und eines um- 
fassenden Beratungsdienstes für den Hochschul- 
bereich. 

VIII. Voraussichtlicher finanzieller Bedarf 

Ausbau und Reform des Bildungswesens, wie es den 
Ansprüchen einer fortgeschrittenen Industriegesell- 
schaft und den Zielen der Bundesregierung ent- 
spricht, fordern nach den vorliegenden Schätzungen 
eine außerordentliche Steigerung der öffentlichen 
Mittel. 

Bis zur Fertigstellung des vorgesehenen Bildungs- 
budgets können für eine erste Ermittlung des vor- 
aussichtlichen finanziellen Bedarfs die Schätzungen 
der Bildungskommission des Deutschen Bildungs- 
rates und die Schätzungen des Wissenschaftsrates 
verwendet werden. Danach werden für Anfang der 
achtziger Jahre folgende Beträge benötigt (Zahlen 
abgerundet): 

in jeweiligen Preisen 

für Schulen 44 bis 59 Mrd. DM 

für Hochschulen 26 bis 36 Mrd. DM 

70 bis 95 Mrd. DM 

Zum Vergleich: Im Jahre 1969 wurden für Schulen 
und Hochschulen rund 20 Mrd. DM aufgewendet. 

In den Beträgen des Bildungs- und des Wissen- 
schaftsrates sind die Ausgaben für die staatlich ge- 
förderte außeruniversitäte Forschung und techni- 
sche Entwicklung, die 1969 unter 4 Mrd. DM betru- 
gen^), nicht berücksichtigt. Werden diese Ausgaben 
mit einbezogen und für Schulen und Hochschulen — 
weil vermutlich realistischer — jeweils die höheren 
Schätzungsbeträge zai'grunde gelegt, dann ist für An- 
fang der achtziger Jahre, nach Preisen und Einkom- 
men von 1980 geschätzt, ein Jahresgesamtbedarf in 
der Größenordnung von 100 Mrd. DM vorherzu- 
sehen. 

einschließlich Forschung und Entwicklung für die Ver- 
teidigung 


Die Bundesregierung hat das Ziel, den öffentlichen 
Ausgaben für Bildung und Wissenschaft Anfang der 
achtziger Jahre einen Anteil am Öffentlichen Gesamt- 
haushalt zu sichern, der die Durchführung der Bil- 
dungsreform ermöglicht. Sie ist sich dabei bewußt, 
daß der Finanzbedarf genauer ermittelt und im 
Laufe der Jahre ständig überprüft und gegen ande- 
re öffentliche Ausgabeerfordernisse abgewogen wer- 
den muß. Die heute erkennbare allgemeine und wirt- 
schaftliche Entwicklung läßt die Verwirklichung des 
hoch gesteckten Zieles möglich erscheinen. Dennoch 
wird die Abwägung dieser Ausgabeerfordernisse 
schmerzhafte Prioritätsentscheidungen fordern, die 
nur in engem Zusammenwirken aller gesellschaftli- 
chen Kräfte in Bund, Ländern und Gemeinden ver- 
wirklicht werden können. 

Der überproportionale Ausgabenanstieg für Bildung 
und Wissenschaft kann finanzpolitisch nur schritt- 
weise verwirklicht werden. Die Bundesregierung hat 
im Mai 1970 eine erste Bundesbildungsanleihe in 
einer Größenordnung von 1 Mrd. DM beschlossen. 
Ein Vergleich mit den oben geschätzten Jahresge- 
samtbeträgen für den Anfang der achtziger Jahre 
verdeutlicht, daß es sich hier nur um eine ergän- 
zende Finanzierungsmaßnahme handeln kann. 

Im Jahre 1968 haben die Länder und Gemeinden 
insgesamt 83 ^/o des Gesamtbildungsaufwandes ge- 
tragen. Es wird ihnen kaum möglich sein, auch von 
den auf ein Mehrfaches zu steigernden Bildungsaus- 
gaben einen derart hohen Anteil aufzubringen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt daher, die Länder 
künftig durch eine verstärkte Beteiligung des Bun- 
des zum Beispiel an den Investitionen im Hochschul- 
bereich und durch eine verstärkte Förderung der 
Forschung — auch der Hochschulforschung — finan- 
ziell zu entlasten. Im einzelnen wird über die zu- 
künftige Verteilung der Lasten zwischen Bund und 
Ländern zu verhandeln und im Bildungsbudget zu 
entscheiden sein. 

Ein solches stärkeres finanzielles Engagement des 
Bundes könnte in den Länderhaushalten Mittel zu- 
gunsten des Schulbereichs freisetzen. Solange der 
Bildungsgesamtplan und das Bildungsbudget noch 
nicht vorliegen, müßte durch Absprachen gewähr- 
leistet sein, daß die freiwerdenden Ländermittel auf 
diese Weise eingesetzt werden. 

Die Bundesregierung hält die hier vorgezeichnete 
Fortentwicklung von Aufgaben und Ausgaben des 
Bundes auch aus bundesstaatlicher Sicht für sachge- 
recht; sie entsprechen bewährten Lösungen. Diese 
Planungen sollen nicht zu einer Verlagerung verfas- 
sungsmäßiger Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern führen. Vielmehr verstärken die Vorschläge 
der Bundesregierung die gemeinsame Verantwor- 
tung für die Bildimgsplanung und die Forschungs- 
förderung im Sinne der neugeschaffenen Gemein- 
schaftsaufgabe nach Artikel 91 b GG. Die Bundes- 
regierung möchte mit der erweiterten Bundesfinan- 
zierung keineswegs die Gestaltungs- und Einfluß- 
mötgilichlk eiten 'der Länder aiuf dem Bildungssektor 
mindern, sondern die Koordinierung und Schwer- 
punktsetzung über die Ländergrenzen hinweg ver- 
bessern. 
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Vorbemerkung 


Die Bundesregierung hat in der Regierungserklä- 
rung vom 28. Oktober 1969 die Vorlage eines Einzel- 
beridits zur Bildungs- und Wissenschaftspolitik an- 
gekündigt. Zu diesem Bericht, der hiermit vorgelegt 
wird, ist folgendes zu bemerken; 

Forschungsberidit IV 

Seit 1965 beriditet die Bundesregierung alle zwei 
Jahre über den Stand der wissenschaftlichen For- 
sdiung in der Bundesrepublik. Termin für den Bun- 
desbericht Forschung IV ist der Sommer 1971. Der 
folgende Bericht befaßt sidi deshalb mit Fragen der 
Forschungspolitik nur insofern, als diese in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit den vor uns liegen- 
den Aufgaben der Reform der allgemeinen Bildungs- 
einrichtungen stehen. 

Bildungsplanung als Gemeinsdialtsaulgabe 

Für den Bereich der Bildungspolitik hat der Bund 
durch das Instrument der Gemeinschaftsaufgaben 
nach Artikel 91 b GG eine klare verfassungsrecht- 
liche Grundlage erhalten, Bildungsplanung gemein- 
sam mit den Ländern durchzuführen und damit an 
der Neugestaltung des Bildungswesens mitzuwirken. 
Dies wird im institutioneilen Rahmen der vorge- 
sehenen Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung geschehen, deren wichtigste Aufgabe es sein 
wird, langfristige Pläne für die Entwicklung und 
Finanzierung des Bildungswesens zu erarbeiten und 
ihre Verwirklichung zu verfolgen. 

Angesichts dieser neuen Gemeinschaftsaufgabe legt 
die Bundesregierung mit diesem Bericht ihre 
eigenen Vorstellungen zur Bildungspolitik vor und 
stellt sie zur Diskussion. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sie auf 
Grund ihrer Mitverantwortung nicht nur berechtigt, 
sondern verpflichtet ist, bestimmte gesellschafts- 
politische Grundsätze für die künftige Entwicklung 


des Bildungswesens zu definieren und daraus kon- 
krete Zielvorstellungen zu entwickeln. 

In diesem Sinne enthält der vorliegende Bericht 
neben einer Darstellung und Interpretation des Be- 
stehenden die Vorstellungen d)er Bundesregierung 
über die Reform des Bildungswesens in der Bundes- 
republik. Dabei sind die umfangreichen und viel- 
fältigen Vorarbeiten und Empfehlungen der Bil- 
dungskommission des Deutschen Bildungsrates, das 
Material der Empfehlungen des Wissenschaftsrates 
für den künftigen Gesamthochschulbereich sowie die 
Dokumentation und die Beschlüsse der Kultusmini- 
sterkonferenz berücksichtigt. 

Wenn Ziele der Bundesregierung in diesem Bericht 
formuliert, aber Maßnahmen und Entscheidungen 
weniger häufig aufgeführt sind, so liegt dies in der 
gegebenen Verfassungsstruktur. Die Reform des Bil- 
dungswesens muß von Bund und Ländern bewirkt 
werden; nur in wenigen Bereichen hat der Bund eine 
Möglichkeit, von sich aus allein Maßnahmen zu 
treffen. 

Beitrag für Bund-Länder-Verhandlungen 

Mit der Darlegung eigener Zielvorstellungen kann 
und soll die unmittelbare Verantwortung und 
Zuständigkeit der Länder für das Bildungswesen 
nicht berührt werden. Die Abschnitte des Berichtes, 
die sich auf Zuständigkeitsbereiche der Länder be- 
ziehen, sind als ein Beitrag des Bundes zu einer 
bildungspolitischen Gesamtkonzeption zu verstehen, 
den die Bundesregierung ira Rahmen ihrer Mitver- 
antwortung für die Bildungsplanung in die bevor- 
stehenden Bund-Länder-Beratungen einbringen wird. 

Im Laufe dieser Beratungen wird es sich erweisen, 
ob Modifizierungen und Kompromisse in der Ziel- 
setzung erforderlich sein werden und innerhalb 
welcher Fristen die gesetzten Ziele verwirklicht wer- 
den können. Dieser gemeinsame Planungs- und Ent- 
scheidungsprozeß muß nach Ansicht der Bundes- 
regierung unverzüglich beginnen und im Laufe eines 
Jahres zu ersten konkreten Ergebnissen führen. 
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A. Einleitung 

I. Bildungspolitik als gesamtstaatliche Aufgabe 


Vorrang der Bildungspolitik 

Die Bundesregierung hat den gesellschaftspolitischen 
Rang der Bildungs- und Wissenschaftspolitik in der 
Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 
28. Oktober 1969 hervorgehoben. Dort heißt es: 
„Bildung und Ausbildung, Wissenschaft und For- 
schung stehen an der Spitze der Reformen, die es 
bei uns vorzunehmen gilt."' 

Diese Entscheidung für den Vorrang der Bildungs- 
politik in der Gesamtpolitik ist nicht nur gefallen, 
weil technischer Fortschritt, Wirtschaftswachstum 
und soziale Sicherheit von der Leistungsfähigkeit 
des Bildungswesens und der Forschung abhängen. 
Vielmehr entfalten Bildung und Wissenschaft indi- 
viduelle und kulturelle Eigenwerte, die die Voraus- 
setzung sind für die notwendige Humanisierung der 
technischen Zivilisation und für den Fortbestand 
der freiheitlich-demokratischen Gesellschaftsform. 

Recht auf Bildung 

Gesellschaftspolitisches Ziel aller Bildungsreformen 
ist die Verwirklichung des Rechts auf Bildung: 

— Nicht privilegierende Auslese, sondern Chancen- 
gleichheit durch individuelle Begabungsförde- 
rung ist ihr wichtigster Grundsatz, 

— nicht Nivellierung, sondern Differenzierung der 
Bildungsziele und qualitative Verbesserungen 
sind ihr notwendiger Maßstab. 

Zusammenhänge und Wechselwirkungen 

Mit diesen umfassenden gesellschaftspolitischen 
Zielsetzungen wird Bildungspolitik zu einer Auf- 
gabe, die nur in einem gesamtstaatlichen Rahmen 
und nur in enger Wechselwirkung zwischen den ver- 
schiedenen Bereichen der Gesellschafts-, Sozial- 
und Wirtschaftspolitik verwirklicht werden kann. 

Der komplexe Prozeß, der sich als Folge dieser 
Wechselwirkungen zwischen wissenschaftlich-tech- 
nischer Entwicklung, wirtschaftlich-sozialem Struk- 
turwandel und persönlicher Autonomie vollzieht, 
muß überregional — also gemeinsam von Bund und 
Ländern — erkannt, beobachtet und beeinflußt 
werden. Umfassende Reformen im Bildungswesen 
lassen sich deshalb nur dann erfolgversprechend 
verwirklichen, wenn die Verflechtungen bei den 
Planungs- und Entscheidungsprozessen berücksich- 
tigt werden. 


Bewährungsprobe des Föderalismus 

Hier liegt die Bewährungsprobe eines nicht nur 
kooperativen, sondern auch koordinierten Föderalis- 
mus; Bund und Länder müssen auch in der Bildungs- 
politik koordiniert planen, übergreifende Aufgaben 
gemeinsam wahrnehmen und, soweit nötig, eigene 
Zuständigkeiten in die gemeinsame Planung einbrin- 
gen. Der Bund, der für die meisten gesellschafts- 
politischen Bereiche, besonders in der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik, zuständig ist, kann und darf dabei 
bildungspolitische Vorstellungen nicht ausklam- 
mern. Ebenso können auch die Länder, die für weite 
Bereiche des Bildungswesens die Verantwortung 
tragen, nicht in regionaler Abgrenzung eigenständig 
planen und entscheiden. Sie sind ihrerseits an ge- 
samtstaatliche Zusammenhänge, Bedingungen und 
Entwicklungen gebunden. 

Schließlich gibt es zunehmend auch internationale 
Verflechtungen im Bildungswesen, die mehr als bis- 
her beachtet und berücksichtigt werden müssen. 

Gemeinsame Reformen 

Aus diesen Gründen bekräftigt die Bundesregie- 
rung erneut ihren Standpunkt, daß die bevorstehen- 
den bildungspolitischen Aufgaben und Reformen nur 
gemeinsam von Bund, Ländern und Gemeinden ge- 
löst werden können. 

Sie ist der Auffassung, daß sich der Reformwille in 
der Bundesrepublik nicht länger in Teilreformen 
verzetteln und erschöpfen darf, sondern daß es an 
der Zeit ist, die grundlegenden Veränderungen des 
Bildungssystems umfassend, rasch und gemeinsam 
zu verwirklichen. 

frühere Leistungen 

Das deutsche Bildungssystem, das im 19. Jahrhundert 
nicht nach demokratischen, sondern nach ständisch- 
obrigkeitsstaatlichen Ordnungs- und Bildungsvor- 
stellungen gestaltet worden ist, hat unter den da- 
mals herrschenden gesellschaftlichen Bedingungen 
und den Maßstäben jener Zeit bemerkenswerte, in 
aller Welt anerkannte Leistungen erbracht. 

Grundsätzliche Mängel 

Den gegenwärtigen gesellschaftlichen Entwicklun- 
gen wird diese System jedoch trotz mancher Teil- 
reformen und vieler Einzelkorrekturen nicht mehr 
gerecht. Weder trägt es dazu bei, das Recht auf Bil- 
dung zu verwirklichen, noch erfüllt es die Forderung 
nach Modernisierung und Demokratisierung. 
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II. Grundsätze für die Erneuerung des Bildungswesens 


Für eine Bildungsreform in den nächsten Jahrzehn- 
ten müssen deshalb folgende allgemeine Ziele an- 
gestrebt werden: 

Offenes Bildungssystem 

1. Oberstes Ziel ist ein demokratisches, leistungs- 
und wandlungsfähiges Bildungssystem, das je- 
dem Bürger von der Vorschulerziehung bis zur 
Weiterbildung zu seiner persönlichen, beruf- 
lichen und politischen Bildung offensteht. 

Chancengleichheit und Selbstbestimmung 

2. Der Verfassungsgrundsatz der Chancengleichheit 
muß durch eine intensive und individuelle För- 
derung aller Lernenden in allen Stufen des Bil- 
dungssystems verwirklicht werden. 

Bildung soll den Menschen befähigen, sein Leben 
selbst zu gestalten. Heranwachsende Menschen 
müssen dabei die Möglichkeiten größerer Beweg- 
lichkeit und Freiheit erfahren, damit sie für sich 
selbst sinnvoll zu wählen lernen. Bildung soll 
durch Lernen und Erleben demokratischer Werte 
sowie durch Einsicht in die gesellschaftliche Ent- 
wicklung und ihre Veränderungen eine dauer- 
hafte Grundlage für freiheitliches Zusammen- 
leben schaffen. Bildung soll Freude an selbstän- 
diger schöpferischer Arbeit wecken. 

Gesamtschule — Gesamthochschule 

3. Um diese Ziele zu erreichen, muß die Trennung 
zwischen den Schularten und zwischen den Hoch- 
schulformen abgebaut werden. Mit der Entwick- 
lung eines umfassenden integrierten und diffe- 
renzierten Gesamtschul- und Gesamthochschul- 
systems soll in der Bundesrepublik ein demokra- 
tisches und effizientes Bildungswesen entstehen, 
wie es in den letzten Jahrzehnten ähnlich in an- 
deren demokratischen Industriestaaten geplant 
und aufgebaut worden ist. 

Allgemeine und berufliche Bildung 

4. Im Zuge der Verwissenschaftlichung aller Le- 
bensbereiche und der zunehmend raschen Verän- 
derung des beruflichen und persönlichen Lebens 
muß die Schule der Zukunft allen Lernenden 
eine bessere und gründlichere allgemeine Bil- 
dung vermitteln, auf der eine qualifizierte beruf- 
liche Bildung aufbaut. Berufliche Bildung muß 
den individuellen Interessen und Fähigkeiten 
entsprechen und als integrierter Teil des Bil- 
dungssystems entwickelt werden. 


Hochschulreform 

5. Die Hochschule der Zukunft muß durch eine Stu- 
dienreform umgestaltet werden, die den Ent- 
wicklungen von Wissenschaft und Gesellschaft 
inhaltlich und didaktisch Rechnung trägt. Sie 
muß zu einer integrierten Gesamthochschule aus- 
gebaut werden. Ihre Kapazität wird in den näch- 
sten zehn Jahren auf mehr als das Doppelte er- 
weitert werden müssen. Hierarchische Strukturen 
und Organisationsformen sind abzubauen. Die 
Autonomie der Hochschule ist zu stärken. Ziel 
dieser Reform muß es sein, allen in Lehre und 
Forschung Tätigen bei gleichen Aufgaben auch 
gleiche Rechte zu geben und alle Angehörigen 
der Hochschule an den Entscheidungsprozessen 
zu beteiligen. 

Lebenslang lernen 

6. Die Bereitschaft und Motivierung zum „Lebens- 
langen Lernen"' muß bereits in der Schule ver- 
mittelt und durch entsprechende Angebote in 
der Weiterbildung erneut angeregt werden. Es 
ist deshalb erforderlich, einen selbständigen vier- 
ten Bereich des Bildungswesens zu entwickeln, 
in dem Bildung und Ausbildung nachgeholt und 
Fortbildung aller Art betrieben werden kann. 

Fristen und Kosten 

7. Die Reformen müssen umgehend eingeleitet wer- 
den. Der vor uns liegende permanente Reform- 
prozeß wird eine systematische und koordinierte 
Bildungsplanung, Forschung und Entwicklung er- 
fordern. 

Die öffentliche Hand muß Anfang der achtziger 
Jahre — in jeweiligen Preisen und vor allem 
unter Berücksichtigung der jeweiligen Gehäl- 
ter — für Bildung und Wissenschaft mindestens 
dreimal so viel ausgeben wie heute. Der Anteil 
der Ausgaben für Bildung und Forschung am 
Bruttosozialprodukt, der heute — einschließlich 
der Aufwendungen der Wirtschaft — zwischen 
4 und 5 Vo liegt, wird nach heutigen Schätzungen 
auf mindestens 8®/o ansteigen müssen. 

Wenn eine Frist von über einem Jahrzehnt ins 
Auge gefaßt werden muß, so ist dies die Folge 
der heutigen Ausgangslage: Die Umstrukturie- 
rung der Institutionen, die Ausbildung zusätz- 
licher Lehrkräfte, die Formulierung neuer Lehr- 
inhalte und der räumliche Ausbau der Bildungs- 
einrichtungen lassen sich, wie die Erfahrungen 
anderer Länder zeigen, nicht über einen kürzeren 
Zeitraum verwirklichen. 
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B. Die Struktur des Bildungswesens 

I. Allgemeiner Überblick über das Schulwesen 


Zur Situation 

Expansion ohne Reform 

Das Bildung-swesen der Bundesrepublik ist nach 1945 
— im Unterschied zu anderen Staaten und trotz an- 
fänglicher Bemühungen — weder inhaltlich noch 
strukturell reformiert worden. 

Das bestimmende Merkmal der Entwicklung war das 
Ansteigen der Schülerzahlen an Realschulen, Gym- 
nasien und berufsbildenden Vollzeitschulen sowie 
der sprunghafte Anstieg der Studentenzahlen. Die 
Gesamtzahl der Schüler an allen Schulformen lag 
jedoch 1950 mit rund 9,7 Millionen schon einmal 
fast so hoch wie 1967 mit 10,1 Millionen. 

Für eine genauere Analyse dieser Entwicklung sind 
die Verlängerung der Schiulpf licht von acht auf neun 
Jahre und die unterschiedlichen Jahrgangsstärken 
zu berücksichtigen. Dafür gibt der Vergleich der 
absoluten Zahlen in Tabelle 1 mit den Meßzahlen 
und Anteilsquoten in Tabelle 2 Hinweise. Die Ex- 
pansion hat sich auf bestimmte Schulformen und den 
Hochschulbereich konzentriert. 

An der quantitativen Entwicklung in den einzelnen 
Schulformen läßt isich die wachsende Nachfrage nach 
weiterführenden Bildungsgängen und anspruchsvol- 
leren Abschlüssen deutlich ablesen (Tabelle 2). 

Dreizehn- und Sechzehnjährige an weiierbildenden 

Schulen 

Die Tendenz zu längeren und intensiveren Ausbil- 
dungsgängen wird beim Vergleich der prozentualen 
Verteilung der Dreizehnjährigen auf die verschiede- 
nen Schulformen in den Jahren 1960 und 1967 noch 
deutlicher (vgl. Tabelle 3). Bei den Sechzehnjährigen 
hatte isich dagegen auch 1967 der wachsende An- 
drang zum Gymnasium noch kaum ausgewirkt. Für 
die Realschule gilbt der Vergleich ein verzerrtes 
Bild, da 1967 infolge der Kurzschuljahre viele Sech- 
zehnjährige den Abschluß bereits erreicht hatten. 

Wie aus Tabelle 3 hervorgeht, besuchten 1960 von 
allen Dreizehnjährigen 26,3 ®/o eine Realschule oder 
ein Gymnasium; 1967 waren es 35,3 ®/o dieser Al- 
tersgruppe. In absoluten Zahlen bedeutet das einen 
Anstieg von etwa 186 000 auf etwa 278 000 Schüler 
dieser Altersgruppe. 

Ausgabensteigerung 

Schule und Hochschule erforderten erhöhte Aus- 
gaben im Bildungsbereich (s. Tabelle 4). Im Zeit- 
raum von 1955 bis 1968 sind die Aufwendungen der 
öffentlichen Haushalte für Bildung und Wissenschaft 
fast um das Vierfache gestiegen. Ihr Anteil an den 
öffentlichen Gesamthaushalten ist im gleichen Zeit- 


raum von 8,9^0 auf 13,4% — also etwa um die 
Hälfte — angewachsen. 

Der Anteil der Bildungsausgaben am Bruttosozial- 
produkt hat nur allmählich zugenommen. Im Ver- 
gleich zu anderen Staaten ist diese Steigerung später 
und zum Teil auch in geringerem Maße eingetreten 
(vgl. Grafik 3). 

Klassenirequenzen 

Trotz aller Anstrengungen ist es wegen der steigen- 
den Schülerzahlen nicht gelungen, die Klassenfre- 
quenzen im allgemeinbildenden Schulwesen auf die 
seit 1963 von der Kultusministerkonferenz (KMK) 
schrittweise angestrebten sogenannten Mittelwerte 
zu senken. Dabei stellen die Mittelwerte der KMK 
keineswegs Idealvorstellungen dar. Diese Werte 
und die tatsächlichen Klassenfrequenzen zeigt Ta- 
belle 5. Sie läßt erhebliche Unterschiede zwischen 
den Bundesländern erkennen, die teilweise auf die 
verschiedene Akzentuierung und Intensität der bil- 
dungspolitischen Entwicklung in den elf Ländern, 
teilweise auf die unterschiedliche Finanzkraft der 
Länder und nicht zuletzt auf einen unterschiedlich 
großen Schüler- und Lehrernachwuchs zurückzufüh- 
ren sind. 

Entwicklung in anderen Staaten 

Zum Vergleich wird in den beiden folgenden Ta- 
bellen die Entwicklung der Schülerzahlen in einigen 
anderen Staaten aufgezeigt. Auch wenn man die 
Problematik solcher Vergleiche berücksichtigt, die in 
der unterschiedlichen Struktur der Bildungssysteme 
liegt, lassen die Meßzahlen der Schulbesuchsquote 
in den Tabellen 6 und 7 doch die allgemeine Aus- 
sage zu, daß die Expansion besonders im Sekundar- 
schulbereich in den meisten vergleichbaren Staaten 
stärker war und früher einsetzte als in der Bundes- 
republik. 

Innerdeutscher Bildungsvergleich 

Instruktiv ist auch der innerdeutsche Bildungsver- 
gleich. In dem Bericht „Vergleichende Darstellung 
des Bildungswesens im geteilten Deutschland", der 
im Sommer 1969 von der Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag vorgelegt worden ist (Druck- 
sache V/4609), sind grundsätzliche Ausführungen 
über die ideologischen, politischen und bildungs- 
politischen Zielsetzungen des Bildungswesens der 
DDR enthalten. 

Reformen in der DDR 

Strukturell hat das Schulwesen der DDR zwischen 
1945 und 1965 mehrere einschneidende Reformen 
durchlaufen. 
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Tabelle 1 


Expansion im Bildungswesen seit 1950 


Art der Bildungseinrichtung *) 

Zahl 

der Schüler (Studierenden) in 

1000 

1950 1 

1955 

1961 

1965 

1 1967 

1. 

Schulkindergärten 

— 

— 

6 

10 

14 

2. 

Volksschulen 2) 

6?34 

5 130 

5 343 

5 607 

5 754 

3. 

Sonderschulen 

98 

114 

142 

182 

228 

4. 

Realschulen 

218 

383 

385 

539 

694 

5. 

Gymnasien 

667 

871 

848 

958 

1 194 

6. 

Abendschulen und Kollegs 

— 

— 

9 

15 

19 

7. 

Berufsschulen 

1 733 

2 341 

1635 

1 780 

1 780 

8. 

Berufsaufbauschulen 

— 

— 

— 

53 

58 

9. 

Berufsfachschulen 

89 

157 

140 

168 

197 

10. 

Fach- und Höhere Fachschulen 

113 

147 

121 

120 

134 

11. 

Ingenieurschulen 



47 

61 

62 


Zwischensumme (1. bis 11.) ... 

9 652 

9 143 

8 676 

9 493 

10 134 


desgleichen in ^/o der Sechs- bis unter Zwanzig- 







jährigen 

83,9 

79,9 

84,5 

86,1 

87,2 

12. 

Universitäten und Hochschulen 







(einschließlich lehrerbildende Einrichtungen) . . 

135 

160 

267 

312 

346 


desgl. in % der Zwanzig- bis unter Fünfund- 







zwanzigjährigen 

3,5 

4,1 

5,8 

7,4 

9,3 


insgesamt (1. bis 12.) . . . 

9 787 

9 303 

8 943 

9805 

10 480 


Veränderung gegenüber 1950 (®/a) 


- 4,9 

- 8,6 

4 - 1,8 

4 - 7,1 


Gesamtzahl in ^/o der Sechs- bis unter Fünfund- 







zwanzigjährigen 

63,9 

60,6 

60,2 

64,2 

68,3 


*) öffentliche und private Schulen 

nur Schüler der Schulkindergärten, die Schulen angegliedert sind 
2) einschließlich der entsprechenden Zweige der Schulen mit neuorganisiertem Schulaufbau in Hamburg, Bremen und 
Berlin und der Freien Waldorfschulen 
1950 und 1955 einschließlich Ingenieurschulen 
einschließlich Beurlaubte 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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(in Tausend) 


Zahl der Schüler und Studierenden in ausgewählten 
Bildungseinriditungen seit 1950 


Grafik 1 
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Universitäten und Hochschulen 


I ] Berufsfachschulen, Fach- u. höhere Fachschulen und Ingenieurschulen 
tBM Realschulen und Gymnasien 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 2 


Veränderung der Zahl der Schüler (Studierenden) gegenüber 1950 


Art der Bildungseinrichtung 


1955 

1 

1967 


gegenüber 1950 

Anzahl in 1000 | 

»/o 

Anzahl in 1000 | 

Vo 

Volksschulen 

— 

1 604 

-23,8 

-980 

— 14,5 

Sonderschulen 

+ 

16 

+ 16,3 

+ 130 

-h 132,7 

Realschulen 

+ 

165 

-^75,7 

+ 476 

+ 218,3 

Gymnasien 

+ 

204 

+ 30,6 

+ 527 

+ 79,0 

Berufsschulen 

-r 

608 

+ 35,1 

+ 47 

+ 2,7 

Berufsfachschulen 

+ 

68 

+ 76,4 

+ 108 

+ 12+3 

Fach- und Höhere Fachschulen 

1 

1 


+ 13 

+ 10,7') 


\ + 

34 > 

+ 30,1 



Ingenieurschulen 

\ 

J 


+ 15 

+ 31,9') 

Hochschulen 

+ 

25 

+ 18,5 

+ 211 

156,3 


gegenüber 1961 Quelle: Berechnungen nach Tabelle 1 


Tabelle 3 


Relativer Schulbesudi der Dreizehn- und Sechzehnjährigen 1960 und 1967 


Art der Bildungseinrichtung 

Dreizehnjährige 

Sechzehnjährige 

1960 

1967 

1960 

1967 

Anzahl 

o/o 

Anzahl \ 

o/o 

Anzahl 

1 »/o 

Anzahl | 

o/o 

Volksschulen 

496 231 

70,3 

472 329 

60,0 

3 866 

0,5 

8 895 

1,2 

Sonderschulen 

21 519 

3,0 

31 158 

4,0 

836 

0,1 

1 467 

0,2 

Realschulen 

79719 

11,3 

130 626 

16,6 

54 494 

7,7 

41 508 

5,7 

Gymnasien 

105 995 

15,0 

147 195 

18,7 

99 530 

14,0 

104 862 

14,3 

Berufsschulen 

152*) 

0,02 

549 

0,06 

517 797 

72,8 

517519 

70,8 

Berufsaufbauschulen 

— 

— 

11 

0,0 

— 

— 

7 881 

1,1 

Berufsfachschulen 

2 611*) 

0,4 

5 7^ 

0,7 

34 762 

4,9 

48 960 

6,7 

zusammen 

706 2217 

100 

787 657 

100 

711 285 

100 

731 092 

100 


einschließlich Sonderklassen an Grund- und Hauptschulen 
-) einschließlich Realschulklassen an Hauptschulen 

2) Geburtsjahr 1947 Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Grafik 2 


Finanzieller Aufwand für das Bildungswesen 


21 359 



Aufwendungen der öffentlichen Haushalte für Bildung und Wissenschaft (in Millionen DM) 
I I darunter für Unterricht 


Prozentualer Anteil der Ausgaben für Bildung und Wissensdiaft 
am öffentlidien Gesamthaushalt 



1951 


1955 


1961 


1965 1968 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Im Mai 1946 wurde die traditionelle vertikale Struk- 
tur des allgemeinbildenden Schulwesens durch ein 
horizontales System („demokratische Einheits- 
schule") abgelöst. Für alle Schüler wurde die acht- 
klassige nichtgegliederte Grundschule zur Pflicht- 
schule mit einer modernen Fremdsprache (Russisch) 
ab 5. Schuljahr. 

Wie in der Sowjetunion und in anderen osteuro- 
päischen Ländern wurde auch in der DDR Ende der 
fünfziger Jahre die polytechnische Bildung und Er- 
ziehung zum beherrschenden Ziel der Bildungs- 
reform. 

Zehnkiassige Oberadiule in der DDR 

Bereits 1959 wurde die zehnjährige Schulpflicht an 
der „zehnklassigen allgemeinbildenden polytech- 
nischen Oberschule" eingeführt. Damit sollten die 
naturwissenschaftlich-technische Vorbildung ver- 
bessert und eine berufliche Grundausbildung ge- 
währleistet werden. Nach Zeitungsberichten ver- 
ließen 1969 achtzig Prozent der Schulpflichtigen die 
Schule mit einem qualifizierten Abschluß nach dem 
10. Schuljahr. Die „Erweiterte Oberschule" führt 
zum Abitur (Übergang nach dem 8. Schuljahr). 

Erweiterte Oberadiule in der DDR 

Nach dem „Gesetz über das einheitliche soziali- 
stische Bildungssystem" vom 25. Februar 1965 ist 
die „Zehnkiassige allgemeinbildende polytechnische 
Oberschule" Pflichtschule. Die „Erweiterte Ober- 
schule" umfaßt das 11. und 12. Schuljahr. Gegen- 
wärtig führt der Weg zur Hochschule entweder über 
die „Erweiterte Oberschule" oder über Abiturklas- 
sen in Einrichtungen der Berufsausbildung (3 Jahre). 
Rund ll'®/o der entsprechenden Altersjahrgänge 
haben 1969 die Voraussetzungen zum Hochschul- 
studium erfüllt. 

Leistungs- und Aualeseprinzip in der DDR 

In allen schulischen und außerschulischen Bildungs- 
einrichtungen vom Kindergarten bis zur „Erwachse- 
nenqualifizierung" herrscht in der DDR ein ideolo- 
gisch begründetes und rigoros praktiziertes Lei- 
stungs- und Ausleseprinzip. Kennzeichen des Bil- 
dungswesens ist die Verklammerung mit volkswirt- 
schaftlichen Notwendigkeiten und Gegebenheiten 
im System der zentralen Verwaltungswirtschaft. Dies 
führt über Studienlenkung und Berufsberatung letzt- 
lich zu einer Beschränkung individueller Bildungs- 
und Entfaltungsmöglichkeiten. 


Probleme und Ansätze zur Reform 

Es ist heute nicht mehr bestritten, daß das Bildungs- 
wesen in der Bundesrepublik Deutschland trotz aller 
Anstrengungen grundsätzliche Mängel aufweist: 

TeiJreformen 

Tfeilreformen können nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß sich das im 19. Jahrhundert geprägte Bildungs- 
wesen nur schwer neuen gesellschaftlichen und wis- 
senschaftlichen Entwicklungen anzupassen vermag. 


Tabelle 4 


Aufgabenbereich 

Gebietskörperschaft 

1950 

Millionen 

DM 

Vo 

1. Unterricht 



Bund 

0 

0 

Länder 

927 

55 

Gemeinden 

748 

45 

zusammen . . . 

1 675 

100 

desgleichen 1950 = 100 ‘’/o 


WO 

Anteil am öffentlichen 



Gesamthaushalt in .... 


— 

2. Wissenschaft 



a) Hochschulen und Hoch- 



schulkliniken 



Bund 

0 

0 

Länder 

328 

wo 

Gemeinden 

— 

— 

‘zusammen . . . 

328 

wo 

desglleichen 



1950 = 100 o/o 


wo 

Anteil am öffentlichen 



Gesamthaushalt in o/o . . 


— 

b) Sonstige Wissenschafts- 



lauisgaJben 



Bund 

44 

39 

Länder 

47 

42 

Gemeinden 

21 

19 

zusammen . . . 

112 

WO 

desglleichen 



1950 = 100 o/o 


WO 

Anteil am öffentlichen 



Gesamthaushalt in o/o . . 


— 

3. Summe Bildung und 



Wissenschaft 



Bund 

44 

2 

Länder . 

1 302 

62 

Gemeinden 

769 

36 

zusammen . . . 

2 115 

WO 

desgleichen 1950 = 100 o/o 


WO 

Anteil am öffentlichen 



Gesamthaushalt in o/o .... 


— 

Anteil am Bruttosozial- 



produkt in o/o 


2,2 
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Tabelle 4 

Expansion der Ausgaben der öffentlichen Verwaltung für Bildung und Wissenschaft und ihre Finanzierung 


1955 

1961 

1965 

1967 

1968 

Millionen 

DM 

ö/o 

Millionen 

DM 

ö/o 

Millionen 

DM 

ö/o 

Millionen 

DM 

ö/o 

Millionen 

DM 

ö/o 

8 

0,2 

63 

1 

81 

1 

136 

1 

104 

1 

2 012 

57 

4 031 

61 

6 467 

60 

7 878 

64 

8 395 

63 

1 528 

43 

2 533 

38 

4 254 

39 

4 274 

35 

4 751 

36 

3 547 

100 

6 628 

100 

10 802 

100 

12 288 

100 

13 250 

100 


^112 


+ 296 


+ 545 


+ 634 


+691 


7,0 


7,0 


7,8 


7,9 


8,3 

5 

1 

275 

17 

510 

14 

867 

20 

952 

20 

698 

99 

1 340 

81 

3 153 

85 

3 358 

79 

(3 720) 

79 

— 

— 

37 

2 

48 

1 

27 

1 

(20) 

1 

703 

100 

1 652 

100 

3 711 

100 

4 252 

100 

(4 692) 

100 


-^114 


+ 404 


+ 1 031 


+ 1 196 


+ 1330 


1.4 


1.7 


2,7 


2,7 


3,0 

98 

42 

789 

70 

1 724 

73 

2 573 

77 

2 594 

76 

93 

40 

305 

27 

608 

25 

703 

21 

(775) 

23 

41 

18 

29 

3 

40 

2 

52 

2 

(48) 

1 

232 

100 

1 123 

100 

2 372 

100 

3 328 

100 

(3 417) 

100 


+ i07 


+ 903 


+ 2 018 


+ 2 871 


+ 2 951 


0,5 


1.2 


1.7 


2,2 


2,1 

111 

2 

1 127 

12 

2315 

14 

3 576 

18 

3 650 

17 

2 803 

63 

5 676 

60 

10 228 

60 

11 939 

60 

12 890 

60 

1 569 

35 

2 599 

28 

4 342 

26 

4 353 

22 

4 819 

23 

4 482 

100 

9 403 

100 

16 885 

100 

19 868 

100 

(21 359) 

100 


+ 112 


+ 345 


+698 


+ 839 


+ 910 


8,9 


10,0 


12,1 


12,8 


13,4 


2,4 


2,9 


3,7 


4,1 


4,0 


Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen; Zahlen in Klammern = geschätzt 

Quelle: Statistisches Bundesamt; BMBW 
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Grafik 


3 


Dffentlidie Ausgaben für das Bildungswesen in Prozent des 
Bruttosozialprodukts (Marktpreise) 1955 bis 1967 in ausgewählten Staaten 


1 2 3 4 5 6 7 8 





Niederlande 




Großbritannien 



Schweden 



Belgien 


D 

Italien 



Für die Bundesrepublik: Ausgaben für Unterricht und Hochschulen (einschließlich Kliniken), ohne die Beträge, 
die auf Forschung entfallen Quelle: OECD 
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Grafik 4 


Abiturientenquote (in ®/o des jeweiligen durchschnittlidien 
Alters] ahrgangs) nadi Ländern der Bundesrepublik 
1957 bis 1968 


1957 1962 1968 


Schleswig- 

Holstein 

Niedersachsen 

Nordrhein- 

Westfalen 

Hessen 

Rheinland- Pfalz 

Baden- 

Württemberg 

Bayern 

Saarland 

Hamburg 

Bremen 

Berlin 


■ 

5,9 



6,9 


8,0 




4,8 

6,6 


|:i 


4,3 


5,9 

— 

' ; 



9,2 



6,1 







3,7 


1 

5,4 1 





10,5 

4,6 


6,8 



10,7 

4,2 

... 


6,8 



W' 'H 

7M 


'.m: 


5,6 




i 9,6 


4,8 

6,3 p 


8,0 














fifS 










4,8 6,9 9,2 

Bundesdurchschnitt Bundesdurchschnitt Bundesdurdisdinitt 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Die Probleme der Demokratisierung und Modernisie- 
rung sind allzulange verdrängt oder nicht ausrei- 
chend beachtet worden. Im Vordergrund der kultur- 
politischen Auseinandersetzungen in den fünfziger 
Jahren stand in vielen Bundesländern die Konfessio- 
nalisierung der Volksschule und der Lehrerbildung, 
dagegen in den sechziger Jahren der Kampf, die 
allen fortschrittlichen Entwicklungen abträgliche 
Konfessionalisierung wieder abzubauen. Hierfür ist 
die Auseinandersetzung um die Landschulreform be- 
sonders charakteristisch. 

Materielle und personelle Engpässe 

In der aktuellen öffentlichen Diskussion stehen die 
materiellen und personellen Nöte im Bildungswesen 
an erster Stelle. Hochschulen sind überfüllt. Der 
Numerus clausus blockiert den Zugang zu mehr und 
mehr Studienfächern. Räume, Arbeitsplätze und 
Lehrpersonal sind knapp. Ähnlich sieht es in den 
Schulen aus. Auch dort fehlen Schulräume, Sport- 


stätten, moderne Lehrmittel und vor allem Lehrer. 

Die Folge sind übergroße Klassen, ausfallende Un- 
terrichtsstunden und unzureichende Lernerfolge. Da 
es schon schwierig ist, unter dieser Belastung einen 
geordneten Lehrbetrieb aufrechtzuerhalten, bleiben 
Verbesserungen weitgehend illusorisch. Noch fol- 
genschwerer als materielle Mängel sind verhärtete 
Strukturen, veraltete Organisationsformen und tra- 
ditionelle Zielsetzungen des Bildungswesens. 

Slrukturmängel 

Die Expansion der Schülerzahlen an Realschulen und 
Gymnasien hat sich ohne die erforderlichen inhalt- 
lichen und strukturellen Reformen vollzogen. Vor 
allem ist Chancengleichheit — zwar im Prinzip 
von allen anerkannt — trotz vieler Bemühungen 
und Ansätze nicht verwirklicht. 

Nach wie vor sind Kinder aus sozial schwächeren 
Schichten der Bevölkerung durch das gegenwärtige 
Bildungssystem benachteiligt. Ihnen fehlt — und das 
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Schüler und Schüler je Klasse in den Bundesländern 1961 und 1968 


Land 

Art 1) 

Volksschulen 

Realschulen 

Gymnasien ®) 

1961 1 

1968 

1961 1 

1968 

1961 1 

1968 

Schleswig-Holstein 

S 

219 

219 

41 

46 

35 

47 


K 

31,3 

29,1 

28,3 

28,5 

25,3 

26,6 

Niedersachsen 

S 

647 

742 

73 

122 

95 

133 


K 

32,1 

30,3 

31,6 

31,1 

27,3 

27,6 

Nordrhein-Westfalen 

S 

1 473 

1 595 

119 

221 

233 

367 


K 

38,4 

35,5 

34,0 

35,1 

28,0 

29,2 

Hessen 

S 

424 

466 

55 

77 

81 

114 


K 

35,4 

32,8 

33,8 

32,3 

26,0 

26,6 

Riheinland-Pfalz 

S 

377 

409 

10 

31 

53 

91 


K 

40,5 

35,3 

33,8 

35,1 

30,2 

32,2 

Baden-Württemberg 

S 

715 

863 

48 

116 

136 

207 


K 

39,7 

34,7 

33,6 

34,0 

28,6 

30,1 

Bayern 

S 

961 

1093 

55 

108 

141 

192 


K 

37,2 

•36,9 

32,1 

32,9 

27,7 

29,3 

Saarland 

S 

125 

133 

4 

10 

15 

29 


K 

38,8 

34,1 

37,4 

36,4 

27,6 

31,5 

Hamburg 

S 

138 

147 

13 

15 

24 

33 


K 

33,5 

32,3 

31,4 

31,1 

24,7 

26,5 

Bremen 

S 

64 

64 

8 

9 

12 

17 


K 

34,0 

30,9 

33,6 

31,4 

26,9 

27,8 

Berlin 

S 

135 

141 

19 

17 

28 

28 


K 

33,6 

31,6 

30,4 

28,9 

25,3 

23,0 

Bundesgebiet ’ 

S 

5 279 

5 873 

445 

770 

853 

1 259 


K 

36,8 

34,1 

32,5 

33,0 

27,6 

28,8 

Mittelwerte der KMK 

K 

33 

30 

24 


S = Schülerzahl in 1000 
K = Klassenfrequenz = Schüler je Klasse 
einschließlich Aufbauklassen an Hauptschulen 

einschließlich Wirtschaftsgymnasien, Wirtschaftsoberschulen, Technische Gymnasien, Frauenberufliche Gymnasien. 
Die entsprechenden Schuien in Hamburg und Niedersachsen werden als Berufsfachschulen gezählt, 
einschließlich Schulen, die nicht zum Geschäftsbereich der Kultusverwaltungen gehören, z. B. Schwesternschulen 
ohne Schulen des Gesundheitsdienstes 
®) einschließlich Höhere Wirtschaftsfachschulen 
ohne Höhere Wirtschaftsfachschulen 

Quelle: KMK 
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Tabelle 6 


Berufsschulen 

Berufs- 

fachschulen 

Fach- 

und Höhere 
Fachschulen 

1961 1 

1968 

1961 1 

1968 

1961 «) 

1 1968’) 

70 

78 

3 

4 

5 

4 

21,2 

20,7 

21,0 

23,7 

20,8 

17,6 

199 

205 

19 

20 

15 

13 

21,6 

21,6 

21,9 

21,5 

19,7 

• 

496 

507 

27 

56 

24 

26 

23,8 

22,8 

24,0 

23,6 

• 

20,8 

141 

163 

8 

22 

5 

6 

22,6 

24,2 

23,4 

25,8 

16,0 

18,0 

102 

119 

6 

11 

4 

4 

22,1 

22,7 

24,9 

29,2 

15,8 

19,8 

193 

225 

25 

36 

15 

11 

21,1 

22,8 

21,5 

23,3 

22,7 

22,7 

271 

304 

25 

28 

24 

25 

24,9 

25,5 

30,7 

30,6 

21,0 

19,8 

27 

39 

2 

6 

1 

1 

21,4 

25,6 

20,7 

25,5 

17,4 

19,4 

69 

52 

6 

8 

2 

3 

25,7 

23,9 

20,2 

20,4 

19,2 

20,8 

26 

28 

1 

3 

2 

2 

21,4 

22,0 

22,5 

23,6 

20,6 

19,1 

50 

39 

6 

4 

3 

4 

25,3 

22,7 

23,4 

19,4 

21,1 

18,1 

1 644 

23,0 

1 759 

23,2 

129 

23,8 

198 

24,4 

99 

21,3 

98 

20,1 

22 

20 

— 


Entwicklung der Schüler- und Studentenzahlen 
von 1950 bis 1965 im internationalen Vergleich 

(in Meßzahlen; 1950 ^ 100) 


Staat 

Primar- 

schule 

Se- 

kundar- 

schule 

Hoch- 

schule 

Bundesrepublik 
Deutschland . . . 

89 

135 

273 

Belgien 

148 

176 

279 

Frankreich 

145 

296 

280 

Niederlande 

119 

196 

249 

England 

111 

160 

240 

Schweden 

135 

175 

370 

USA 

160 

199 

242 

Japan 

96 

152 

271 


Quelle: OECD 


Tabelle 7 


Schulbesuchsquote *) 

der Siebzehnjährigen im Vollzeitunterricht 
in ausgewählten Staaten 


Staat 

1958 

1965 

Bundesrepublik Deutschland . 

16,6 >) 

18,4 

Frankreich 

28,1 

38,3 

Italien 

16,7 

27,3 2) 

Niederlande 

22,8 

30,0 3) 

Belgien 

31,5 

44,0 

Luxemburg 

• 

26,6 


*) Prozent des Altersjahrgangs 
1) 1959; 2) 1960. 3) 1904 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemein- 
schatten 
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ist entscheidend — die frühzeitige Förderung und 
Motivierung durch das Elternhaus. Sie bleiben in 
ihrer Sprachentwicklung zurück und werden im 
Laufe der erst mit dem siebenten Lebensjahr begin- 
nenden Schulzeit nicht annähernd so intensiv und 
beständig unterstützt wie Kinder aus den Mittel- 
und Oberschichten. Trotz der steigenden Zahl von 
Kindern, die auf Realschulen und Gymnasien über- 
gehen, ist der prozentuale Anteil der Arbeiterkinder 
nur wenig angewachsen. 

Auch wenn man berücksichtigt, daß der Anteil der 
Arbeiter an der Gesamtbevölkerung kontinuierlich 
zurückgeht, zeigt sich in der geringen Anteilsquote, 
die aus Tabelle 8 hervorgeht, eine krasse bildungs- 
mäßige und soziale Benachteiligung. Hinzu kommt, 
daß besonders viele Kinder aus dieser Schicht vor- 
zeitig aus der Realschule und dem Gymnasium aus- 
scheiden. 

Durch sein Ausleseverfahren trägt das dreiglied- 
rige Schulsystem dazu bei, die überkommene soziale 
Schichtung zu erhalten. 

Benachteiligung der Mädchen 

Die traditionelle Schule hält auch die überkommene 
Rollenverteilung zwischen den Geschlechtern auf- 
recht. Der Anteil der Mädchen an der Schülerzahl 
der Gymnasien ist vergleichsweise gering. 

(Vgl. auch Grafik 7 in Teil B V a) 


Tabelle 8 zeigt, daß von den erfaßten Schülern und 
Schülerinnen der Oberprima 1965 nur 6,4 ^/o aus 
Arbeiterfamilien kamen (darunter nur 1,7 ®/o Mäd- 
chen). Der Anteil der Arbeiter an der erwerbstäti- 
gen männlichen Bevölkerung im Alter von über 
vierzig Jahren betrug dagegen im gleichen Jahr 
45,2 o/o. 

Kuiturföderalismus 

Für eine umfassende Reformkonzeption des Bil- 
dungswesens erwachsen wesentliche Probleme aus 
der föderativen Grundordnung der Bundesrepublik. 

Der Föderalismus ließ zwar Raum für unterschied- 
liche bildungspolitische Akzentuierungen, Initiativen 
und Versuche, und das Wechselspiel von Koopera- 
tion und Konkurrenz hat auch fruchtbare Impulse für 
das gesamte Bildungswesen erbracht. Die Koordinie- 
rung durch die 1948 gegründete Kultusministerkonfe- 
renz trug zugleich dazu bei, daß bestimmte schul- 
politische Gemeinsamkeiten eingehalten wurden. 
Dennoch entzündet sich die öffentliche Kritik immer 
von neuem an der Unübersichtlichkeit und der Un- 
terschiedlichkeit des Schulwesens und fordert ein ge- 
meinsames und umfassendes Reformkonzept. 

Bildungsgefälle 

Die Unterschiedlichkeit der schulpolitischen Entwick- 
lung zeigt sich im „Bildungsgefälle" zwischen den 
Bundesländern. Hierfür geben Tabelle 9 und Gra- 
fik 4 ein Beispiel. In Tabelle 9 werden nur die Real- 


Tabelle 8 


Soziale Herkunft der Gymnasiasten 1965 


Soziale Herkunft 
(Stellung des Vaters 
im Beruf) 



Erfaßte 

Schüler und Schülerinnen 



dagegen 
männliche 
Erwerbstätige 
über 40 Jahre ^) 

10. Sdiuljahrgang 

13. Schuljahrgang 

zusammen 

darunter 

weiblich 

zusammen 

darunter 

weiblich 


1 Anzahl 

1 Vo 

Anzahl 

1 “/o 1 

Anzahl 

1 o/o 

Anzahl 

1 o/o 

1 1000 1 

o/o 

Beamter 

25 225 

25,1 

10 855 

10,8 

14 559 

27,6 

5 622 

10,6 

684 

8,7 

Angestellter .... 

33 768 

33,6 

14 235 

14,2 

16 904 

32,0 

6 105 

11,6 

1 731 

21,9 

Arbeiter 

10 021 

10,0 

3 345 

3,3 

3 403 

6,4 

909 

h7 

3 565 

45,2 

Selbständig 

20 598 

20,5 

8 812 

8,8 

9 655 

18,3 

3714 

7,1 



Freiberuflich 

9 055 

9,0 

4 134 

4,1 

6 565 

12,4 

2 690 

5,1 

1 770 

22,5 

Ohne Beruf und 











ohne Angabe . . 

1 821 

Iß 

819 

0,8 

1 740 

3,3 

650 

Iß 

137 3) 

Iß 

iinsgesamt . . . 

100 488 

100 

42 200 

42,0 

52 826 

100 

19 690 

37,3 

7 893 

100 

darunter mit 











Hochschul- 











abschluß .... 

22 540 

22,4 

10 344 

10,3 

15 895 

30,1 

6 678 

12,6 




Diese Angaben sind das Ergebnis einer Individualbefragung von über 150 000 Schülern an öffentlichen und privaten 
Gymnasien am 15. Mai 1965 
Mikrozensus April 1966; ohne Soldaten 

Mithelfende Familienangehörige Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Schulabschlüsse an der Realschule und die Reife- 
prüfungen am Gynmasium, nicht die Abgänge mit 
entsprechendem Abschluß an anderen Schulformen, 
wie z. B. die Abgänge mit mittlerer Reife an Gymna- 
sien berücksichtigt. Sie bestätigt darüber hinaus, daß 
der Anteil der Schülerinnen an der Abiturienten- 
quote deutlich unter dem Anteil der Schüler liegt, 
während ihr Anteil an den Realschulabschlüssen den 
der Schüler leicht übersteigt. 


Tabelle 9 


Absolventenquote 1967 an Realschulen 
und Gymnasien nach Bundesländern 


Land 

Art des Abschlusses 

Schüler 

Schüle- 

rinnen 

zusam- 

men 

Schleswig-Holstein 




Realschulabschluß 

14,1 

17,5 

15,7 

Abitur 

8,9 

6,2 

7,7 

Niedersachsen 




Realschulabschluß 

12,0 

13,8 

12,9 

Abitur 

9,5 

7,2 

8,4 

Nordrhein-Westfalen 




Realschulabschluß 

9,5 

9,9 

9,6 

Abitur 

9,5 

5,4 

7,5 

Hessen 




Realschulabschluß 

13,1 

13,4 

13,8 

Abitur 

13,5 

8,0 

10,8 

Rheinland-Pfalz 




Realschulabschluß 

3,5 

4,7 

4,1 

Abitur 

10,8 

7,5 

9,2 

Saarland 




Realschulabschluß 

4,1 

4,6 

4,4 

Abitur 

11,1 

6,0 

8,5 

Baden-Württemberg 




Realschulabschluß 

6,4 

7,4 

6,9 

Abitur 

13,4 

8,1 

10,8 

Bayern 




Realschulabschluß 

8,2 

12,7 

10,4 

Abitur 

9,1 

4,8 

7,0 

Hamburg 




Realschulabschluß 

13,2 

14,5 

13,8 

Abitur 

9,2 

6,2 

7,7 

Bremen 




Rea] Schulabschluß 

17,5 

21,2 

19,3 

Abitur 

13,2 

8,9 

11,1 

Berlin 




Real schul ab Schluß 

14,0 

19,8 

16,8 

Abitur 

11,8 

9,7 

10,8 


in ®/o der gleichaltrigen Bevölkerung 

Quelle; Statistisches Bundesamt 


Die Gesamtquote für die betreffenden Abschlüsse 
lag im Bundesdurchschnitt 1967 bei 13,9 ®/o für die 
mittlere Reife und bei 9,1 Vo für die Hochschulreife 
(vgl. auch Grafik 11 und Tabelle 22 Teil B V c). 
Besonders auffällig sind die Unterschiede der Abitu- 
rientenquoten der Mädchen zwischen Bayern mit 
rund 5'®/o, anderen Flächenstaaten mit rund 8 Vo und 
Stadtstaaten bis. zu 10®/o. 

Die unterschiedliche Entwicklung der Abiturienten- 
quoten seit lOS? in den Ländern zeigt Grafik 4. 

Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern 
bestehen auch in den Übergangsquoten zu weiter- 
führenden Schulen. Das geht aus dem Anteil der 
Quartaner am Durchschnittsj ahrgang hervor (Ta- 
belle 10). 

Unzureichende Bildungsplanung 

Bund und Länder haben 1967 einen Überblick über 
den Stand der Maßnahmen auf dem Gebiet der Bil- 
dungsplanung vorgelegt (Bundestags-Drucksache 
V/2166). Dieser Bericht und die seitherigen Erfahrun- 
gen erweisen, daß die bisherigen Ansätze unzurei- 
chend sind. Bildungsreformen können ohne abge- 
stimmte Organisation und Schwerpunktbildung der 
Bildungsforschung, ohne fundierte Vorbereitung, 
Entwicklung, Kontrolle und Planung des Retorm- 
prozesses, ohne ein gemeinsames Daten- und Infor- 
mationssystem und eine genaue mittel- und lang- 
fristige Ermittlung der Bildungsausgaben nicht er- 
folgreich sein. 


Tabelle 10 

Quartaner der Realschulen und Gymnasien 1968 
in Prozent eines durchschnittlichen 
Geburtsjahrganges 

(1954 bis 1957) 



Quartaner 

Land 

an 

Real- 

schulen 

an 

Gymna- 

sien 

ins- 

gesamt 

Schleswig-Holstein 

22,0 

19,7 

41,7 

Nied'ersachsen 

21,0 

20,2 

41,2 

Nordrhein-Westfalen 

15,1 

19,1 

34,2 

Hessen 

20,9 

22,2 

43,1 

Rheinland-Pfalz 

! 8,1 

17,9 

25,9 

Saarland 

8,8 

18,6 

27,4 

Baden-Württemberg 

13,8 

25,3 

39,0 

Bayern 

22,4 

19,5 

41,8 

Hamburg 

26,6 

25,2 

51,8 

Bremen 

28,3 

26,4 

54,7 

Berlin 

25,1 

30,3 

55,7 

Durchschnitt Bundes- 




republik Deutschland . . . 

17,4 

20,6 

38,0 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Ohne diese Voraussetzungen wächst die Gefahr zu- 
nehmender Unübersichtlichkeit des Reformkurses, 
der Verzettelung der Mittel und der Konservierung 
traditioneller Strukturen. Partielle reformerische Ak- 
tivitäten in Schulen und Hochschulen — die durch- 
aus vorhanden sind — können über diesen grund- 
sätzlichen Mangel nicht hinwegtäusch-en. 

Mangelnde internationale Zusammenarbeit 

Auch die Möglichkeiten, die sich aus der internatio- 
nalen Zusammenarbeit und der Auswertung der 
Erfahrungen anderer Staaten ergeben, sind bisher 
nicht ausreichend genutzt worden, um das Bildungs- 
wesen in der Bundesrepublik zu reformieren. Be- 
sondere Beachtung erfordert im Zuge der euro- 
päischen Integration die Entwicklung des Bildungs- 
wesens in den Nachbarstaaten. 

Beratungsgremien 

Im Laufe der Jahre gab es verschiedene Bemühun- 
gen, die Koordinierung und Zusammenarbeit im 
Bereich des Bildungswesens zu verbessern. 

Bereits 1953 wurde der Deutsche Ausschuß für das 
Erziehungs- und Bildungswesen berufen. Er hat 
bis 1965 in zahlreichen Gutachten zu schulpolitischen 
Grundsatzfragen Stellung genommen. Seine Vor- 
schläge wurden zwar viel diskutiert, jedoch kaum 
verwirklicht. 

Im Jahre 1965 wurde gemeinsam von Bund und 
Ländern der Deutsche Bildungsrat errichtet, der auch 
die Aufgaben des Deutschen Ausschusses über- 
nahm. Die Empfehlungen der Bildungskommission 
des Deutschen Bildungsrates, vor allem die zur 
Struktur des Bildungswesens vom April dieses Jah- 
res, stellen einen bedeutsamen Beitrag für die be- 
vorstehenden Entscheidungen dar. Die darin ent- 
wickelten Konzeptionen entsprechen weitgehend den 
Vorstellungen der Bundesregierung. 

Abkommen der Länder 

In den fünfziger und sechziger Jahren wurden zwi- 
schen den Ländern einige Abkommen zur Verein- 
heitlichung und über Reformmaßnahmen im Schul- 
wesen geschlossen. Zu nennen sind besonders das 
Düsseldorfer und das Hamburger Abkommen sowie 
die Saarbrücker Rahmenvereinbarung, die sich vor 
allem mit der Reform der Oberstufe des Gymna- 
siums befaßt^). 

Beschlüsse der 100. Sitzung der KMK 

In einer bedeutsamen Erklärung stellte die Kultus- 
ministerkonferenz auf ihrer 100. Sitzung im Mai 
1964 folgende Forderungen auf: 

0 Abkommen zwischen den Ländern der Bundesrepublik 
zur Vereinheitlichung auf dem Gebiete des Schul- 
wesens vom 17. Februar 1955 (Düsseldorfer Abkom- 
men) ; 

Neufassung des Abkommens zwischen den Ländern 
der Bundesrepublik zur Vereinheitlichung auf dem Ge- 
biete des Schulwesens vom 28. Oktober 1964 (Ham- 
burger Abkommen); 

Rahmenvereinbarung zur Ordnung des Unterrichts auf 
der Oberstufe der Gymnasien vom 29. September 1960 
(Saarbrücker Rahmenvereinbarung). 


— Anhebung des gesamten Ausbildungsniveaus der 
Jugendlichen 

— Erhöhung der Zahl der zu gehobenen Abschlüs- 
sen verschiedenster Art geführten Jugendlichen 

— Ausbildung jedes einzelnen bis zum höchsten 
Maß seiner Leistungsfähigkeit 

— Verstärkung der Durchlässigkeit unter allen 
bestehenden Schulen 

— Errichtung neuer weiterführender Schulformen. 

Maßnahmen in den letzten Jahren 

Unter den Maßnahmen der letzten Jahre, die diese 
Zielsetzungen verwirklichen sollen, sind folgende 
zu nennen: 

— Die Verlängerung der Vollzeitschulpflicht von 
acht auf neun Jahre 

— Die Entwicklung der Volksschuloberstufe zur 
Hauptschule 

— Die Zusammenfassung wenig gegliederter Volks- 
schulen zu größeren Schulsystemen (Landschul- 
reform) 

— Die Einführung und Erprobung von Förder-, Er- 
probungs- oder Orientierungsstufen im 5. und 
6. Schuljahr 

— Die Durchführung von Schulversuchen zur Ent- 
wicklung von Ganztagsschulen und gesamtschul- 
artigen Systemen 

— Differenzierung und Schwerpunktbildung an 
Gymnasien durch die Neuordnung des Ober- 
stufenunterrichts (Verringerung der Fächerzahl, 
größere Wahlmöglichkeiten) und die Einführung 
neuer Schultypen 

— Die Schaffung weiterer mittlerer Bildungsab- 
schlüsse und Aufbauformen, die zur Hochschul- 
reife führen und die Eröffnung eines neuen 
Weges zum Hochschulstudium durch die Fach- 
oberschulen. 

Die einzelnen Länder haben diese Maßnahmen viel- 
fach in unterschiedlicher Zeitfolge und auch in unter- 
schiedlicher Form durchgeführt oder in Angriff ge- 
nommen. 

Privatschulen 

Auf die Entwicklung und Bedeutung der Privat- 
schulen in der Bundesrepublik kann im Rahmen 
dieses Berichts nicht eingegangen werden; die zur 
Verfügung stehenden Unterlagen sind für eine 
zusammenfassende Darstellung nicht ausreichend. 

Die gerade hier oft bemerkenswerten Initiativen der 
Elternschaft und die Bemühungen der Schulträger 
um eine individuelle Förderung der Schüler ver- 
dienen ebenso Anerkennung wie die Beiträge der 
Privatschulen zur Entwicklung und Erprobung neuer 
Wege und Formen der Erziehung. 


Die allgemeinen Zielvorstellungen der Bundesre- 
gierung für den Schulbereich wurden bereits in 
Teil A II beschrieben. 
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II. Kindergarten und Vorschulerziehung 
(Elementarbereich) 


Kindergärten — einst eine auch im Ausland über- 
nommene pädagogische Einrichtung des deutschen 
Lehrers Friedrich Fröbel — sind in der Bundesrepu- 
blik bisher nicht in das Bildungssystem einbezogen. 
Nachdem in den letzten Jahren die Bedeutung der 
vorschulischen Erziehung für die Förderung der indi- 
viduellen Begabung und die Überwindung sozialbe- 
dingter Milieusperren auch in der Bundesrepublik 
erkannt worden ist, wird die Reform und der 
Ausbau der Vorschulerziehung als erste Stufe des 
Bildungswesens zu einer vordringlichen bildungs- 
politischen Aufgabe. 


Situation und Probleme 

Zu wenig Plätze 

In der Bundesrepublik stehen für rund 3 Millionen 
Kinder im Alter von drei bis fünf Jahren nur etwa 
eine Million Kindergartenplätze zur Verfügung. Der 
Ausbau der Kindergärten in den sechziger Jahren 
hat das Verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage 
nicht verbessert. Freie Träger und Gemeinden sind 
— wie in den Empfehlungen des Bildungsrates aus- 
geführt — nicht mehr in der Lage, aus eigenen 
Mitteln die Zahl der Kindergärten noch wesentlich 
zu erhöhen. 

Die Wartelisten der meisten Kindergärten zeigen, 
daß das bisherige Angebot bei weitem nicht aus- 
reicht. Mehrere Bundesländer haben deshalb in der 
letzten Zeit umfangreiche Ausbaupläne beschlossen. 
Doch die Möglichkeiten des Ausbaus sind derzeit 
ebensosehr durch Personal- wie durch Geldmangel 
begrenzt. 

Zu wenig Fachkräfte 

Nur etwa 45 *^70 des Personals in Kindergärten sind 
heute fachlich für diese Aufgabe ausgebildet. Im 
Durchschnitt gibt es für fünfzig Kinder nur eine 
voll ausgebildete Fachkraft (Kindergärtnerinnen/Er- 
zieher; Jugendleiterinnen/Sozialpädagogen). 

Unzureidiende Ausstattung 

Uber Raumgröße, sanitäre Einrichtungen, Mindest- 
ausstattung usw. gibt es zwar behördliche Vorschrif- 
ten, die bei Neubauten von Kindergärten beachtet 
werden müssen, bei der Verwendung von älteren 
Gebäuden aber nicht immer berücksichtigt werden 
können. 

Die Ausstattung der Kindergärten mit Spiel- und 
Arbeitsmaterial konnte in den letzten Jahren zwar 
verbessert werden, entspricht aber noch keineswegs 
den Erfordernissen, die sich aus neuen pädago- 
gischen Zielsetzungen ergeben. 


Die Träger von Kindergärten bemühen sich zuneh- 
mend, den sozialfürsorgerischen und den pädago- 
gischen Auftrag des Kindergartens miteinander zu 
vereinen. Sie können aber dieser Doppelfunktion 
unter den derzeitigen Verhältnissen im allgemeinen 
nicht so ausreichend gerecht werden, wie es den 
neuen Erkenntnissen über die gesellschafts- und 
bildungspolitische Bedeutung früher Sozialisation, 
kompensatorischer Erziehung und kindgemäßer Be- 
gabungsweckung und -förderung entspricht. 

Hier liegt das Kernproblem einer künftigen Reform 
des Elementarbereiches: 

Ergebnisse der Begabungaforschung 

Die Ergebnisse der internationalen Begabungsfor- 
schung haben erbracht, daß Begabung und Lernfähig- 
keit stärker als bisher angenommen von der sozialen 
Umwelt und den komplexen Wechselbeziehungen 
zwischen dem Betätigungsfeld eines Kindes und den 
Angeboten und Anforderungen seiner Umgebung 
abhängen^). Es ist Aufgabe eines demokratischen 
Staates, im Bildungswesen eine durch ungünstige 
soziale Umweltbedingungen verhinderte oder be- 
hinderte Entfaltung von vorhandenen Anlagen aus- 
zugleichen. 

Diese Aufgabe stellt sich vordringlich in der Elemen- 
tarerziehung, weil hier die Wirkungsmöglichkeit 
kompensatorischer Maßnahmen am größten ist. 

Die Förderung muß im Laufe der Primär- und 
Sekundarschule fortgesetzt werden. Die Auswertung 
von Versuchsprogrammen in den USA hat ergeben, 
daß die Erfolge der Elementarerziehung im Aus- 
gleich milieubedingter Schwächen nur dann von 
Dauer sind, wenn die kompensatorische Erziehung 
während der Schulzeit fortgesetzt wird^). 

Zur Entwicklung in anderen Staaten 

Andere Industriestaaten fördern im Gegensatz zur 
Bundesrepublik seit langem systematisch die Bil- 
dungsmöglichkeiten der frühen Kindheit. Die Ver- 
besserung der Bildungschancen für sozial unterprivi- 
legierte Gruppen steht dabei im Vordergrund. 

Ausgebaute Vorschulerziehung 

Der quantitative und qualitative Ausbau der Vor- 
schulerziehung ist in manchen Staaten weit voran- 
geschritten, so z. B. in Frankreich, Belgien und den 


Vgl. H. Roth: Begabung und Lernen — Gutachten und 
Studien der Bildungskommission 4; Stuttgart 1969 
•^2) Vgl. auch Coleman, James S. et al: „Equality of 
Educational Opportunity", Washington D.C., U.S. 
Department of Health, Education and Welfare, Office 
of Education, 1966. 
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Tabelle 11 


öffentlidie und private Kindergärten 

(ohne Schulkindergärten) 


Art der Einrichtung 

1965 

1968 

Kindergärten 

14 113 

15 644 

Kindergartenplätze 

952 875 

1 050 707 

dagegen: 



Altersgrupepn 3 bis unter 6 Jahre 

2 915 100 

3 080 800 

Kindergartenplätze je 100 Kinder im Alter von 3 bis unter 

6 Jahren 

32,7 

34,1 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Tabelle 12 


Vorschul- und Schulbesuchsquoten in Prozent der gleichaltrigen 
Gesamtbevölkerung 

(3 bis 7 Jahre) 


Staat 

Jahr 

3 1 

Lebensalter in Jahren 

4 1 5 1 6 

7 

Frankreich 


1958 

23,0 

57,4 

91,1 

100,0 

100,0 



1965 

45,2 

74,9 

98,3 

100,0 

100,0 

Belgien 


1958 

77,0 

88,4 

96,8 

99,7 

98,8 



1965 

86,8 

95,5 

99,9 

100,0 

100,0 

Niederlande 


1958 


62,7 

82,4 

96,9 

99,6 



1964 


73,7 

90,9 

98,7 

99,8 

Luxemburg 


1967 


41,9 

89,9 

94,0 

96,4 

Italien 


1959 


. 

. 

97,1 

98,5 



1966 


• 

• 

100,0 

100,0 

Bundesrepublik Deutschland 

1959 1) 


. 

. 

35,4 

96,1 



1965 1) 


• 

• 

28,6 

96,4 


^) 1959 besuchten 33,0 ®/o der Drei- bis Sechsjährigen den Kindergarten; 1965 waren es 34,1 °/o 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
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Grafik 5 


Vorsdiulbesudisquoten der Vierjährigen in Frankreidi (F); 
Belgien (B) und in den Niederlanden (NL) 

Von 100 Vierjährigen besuchten die Vorschule in: 



Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 

Grafik 6 

Sdiulbesudisquoten der Sedis jährigen in Frankreidi (F); Belgien (B); 


in den Niederlanden (NL) und der Bundesrepublik (D) 

Von 100 Sechsjährigen besuchten die Schule in: 



Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
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Niederlanden. Die Elementarerziehung ist dort z. T. 
auch in die Gesamtstruktur des Schulwesens einge- 
gliedert. 


Ansätze zur Reform 

Frühes Lesenlernen 

In der Bundesrepublik werden seit einiger Zeit Ver- 
suche im Elementarbereich unternommen. Viel dis- 
kutiert ist das frühe Lesenlernen. Dabei wird die 
Reform der Kindergartenerziehung häufig mißver- 
standen. Denn Elementarerziehung darf nicht auf 
die einseitige Vermittlung einzelner intellektueller 
Fähigkeiten abzielen, sie muß vielmehr die Ent- 
wicklung der Persönlichkeit des Kindes pädagogisch 
gezielt fördern. Keinesfalls soll sie sdiulisches Ler- 
nen vorwegnehmen. 

Systematische Schulversuche zur Früheinschulung 
Fünfjähriger sind zuerst in Hessen, in den letzten 
Jahren auch in einigen weiteren Bundesländern 
angelaufen. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Priorität der Elementarerziehung 

Die Bundesregierung hält den Ausbau der Elemen- 
tarerziehung für besonders wichtig und vordring- 
lich und sieht darin den entscheidenden Ansatz für 
den systematischen Abbau von Milieusperren. Da- 
mit wird die Elementarerziehung zum ersten und 
wichtigsten Schritt in der Schulreform. 

In der Vorschulerziehung soll nicht schulmäßig ge- 
lernt, sondern Kindern vor allem Freude am Lernen 
vermittelt werden. Sie sollen selbständig werden 
und in einer altersgemäßen Form soziale Verhal- 
tensweisen einüben. Dazu gehören vor allem: 
wachsende Eigenständigkeit, Rücksichtnahme auf an- 
dere und das Erkennen einfacher Probleme und ihrer 
Lösungsmöglichkeiten. 

In weitgehender Übereinstimmung mit den Emp- 
fehlungen des Bildungsrates hat die Bundesregie- 
rung folgende Ziele: 

Ausbau des Kindergartens 

1 . Die Kindergartenstufe soll als Elementarbereich 
in das Bildungssystem einbezogen und ausge- 
staltet werden. Alle Kinder im Alter von drei 
und vier Jahren, deren Eltern es wünschen, sol- 
len eine Einrichtung im Elementarbereich be- 
suchen können (zur Vorverlegung der Ein- 
schulung in die Grundschule und zur Neugestal- 
tung ihrer Eingangsstufe in Verbindung mit der 
Vorschule vgl. Teil B III). 


Zahl der Plätze 

2 . Die Zahl der Kindergartenplätze muß in den 
nächsten Jahren mindestens verdoppelt werden. 

Die Planung der Kindergärten soll gemeinsam 
mit den Trägem und der Öffentlichkeit erfolgen. 

Gruppenstärke 

3 . Die durchschnittliche Gruppenstärke in den Kin- 
dergärten muß entsprechend den Vorschlägen 
des Bildungsrates schrittweise auf ein pädago- 
gisch vertretbares Maß gesenkt werden. Dies ist 
nur möglich, wenn die Zahl qualifizierter Lehrer 
und Erzieher für den Elementarbereich minde- 
stens verdoppelt wird und wenn Ausbildung, Be- 
soldung und weitere Entwicklungsmöglichkeiten 
verbessert werden. 

Lehrpläne 

4 . Curricula für den Elementarbereich sollen ent- 
wickelt (vgl. Teil C IV) und, soweit sinnvoll, 
durch die Übernahme geeigneter Programme 
anderer Staaten ergänzt und erprobt werden. 

Das Curriculum in der Vorschulerziehung muß 
vor allem die individuellen Unterschiede der 
Kinder und ihre spezifischen Bedürfnisse berück- 
sichtigen. 

Ausstattung 

5 . Die materielle Ausstattung der Kindergärten 
muß den neuen Curricula angepaßt werden. Die 
systematische Entwicklung neuer didaktischer 
Arbeitsmaterialien ist deshalb anzuregen und zu 
unterstützen. 

Abstimmung mit Primarbereich 

6 . Da die pädagogische Zielsetzung des Primarbe- 
reichs künftig auf der des Elementarbereichs auf- 
bauen soll, ist zwischen beiden Bereichen eine 
enge institutionelle und curriculare Verbindung 
erforderlich. 

Gesetzgebung 

7 . Die gesetzlichen und organisatorischen Voraus- 
setzungen für den Ausbau des Elementarbereichs 
sollten in den einzelnen Ländern der Bundesre- 
publik übereinstimmend und mit Vorrang ge- 
schaffen werden. 

Angebot zur Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung ist bereit, Vereinbarungen 
mit den Ländern über die Förderung von wissen- 
schaftlich begleiteten Versuchen im Elementarbe- 
reich und die Entwicklung von Curricula zu schlie- 
ßen und sich an der Finanzierung zu beteiligen. 
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III. Grundschule 
(Primarbereich) 


Die vierjährige gemeinsame Grundschule für alle 
Kinder ist in der Weimarer Republik entstanden und 
bis heute der konsequenteste Schritt zur organisato- 
rischen Demokratisierung der Schule geblieben. Die 
Lehr-, Lern- und Begabungsforschung des letzten 
Jahrzehnts hat jedoch gezeigt, idaß die innere Struk- 
tur der Grundschule, ihre Lehrpläne und Arbeits- 
methoden reformiert werden müssen, damit die 
Grundschule zum Ausgleich unterschiedlicher „Start- 
chancen" beitragen und jeden Schüler auf eine wis- 
senschaftsbezogene weiterführende Bildung vorbe- 
reiten kann. 


Situation und Probleme 

Die bildungspolitische Diskussion hat sich in den 
vergangenen Jahren zunächst überwiegend mit an- 
deren Bereichen des Bildungswesens befaßt. Die 
Grundschule galt als verhältnismäßig „gesund"; die 
großen theoretischen und praktischen Leistungen der 
deutschen Grundschulpädagogik wirkten lange nach. 
Erst in jüngster Zeit setzte sich auch in der Öffent- 
lichkeit die Erkenntnis durch, daß Bildungsreformen 
von der Grundschule ausgehen müssen. 

Bisher gibt es fast keine Hilfen für Kinder, die durch 
ihre soziale Herkunft sowie ihr häusliches Sprach- 
milieu benachteiligt und durch fehlende Lernanreize 
in ihrer Umwelt weniger gut auf die Anforderungen 
des schulischen Lernens und Zusammenlebens vorbe- 
reitet sind. 

Bürgeriiche Bildungstradition 

In der Grundschule werden die Leistungen der Kin- 
der immer noch nach den Maßstäben einer letzten 
Endes doch schichtenspezifischen Bildungstradition 
beurteilt, die dann auch für die Auslese nach dem 
vierten Schuljahr entscheidend sind. Diejenigen Kin- 
der, die in ihrer Familie und Umwelt nicht auf die 
Inhalte, Ausdrucksformen und Maßstäbe dieser Tra- 
dition hin gefördert werden, können diesen Maß- 
stäben nicht genügen. So trägt die zwar formal 
egalitäre Grundschule doch dazu bei, daß sich die 
sozialen Schichten von neuem reproduzieren. 

Hinzu kommen starre Organisationsformen und 
kurze Unterrichtszeiten. Für ein soziales Engage- 
ment des Schülers, also Interesse an gemeinsamen 
Problemen der Klassengemeinschaft, Verantwortung 
in ihr, Zusammenarbeit und erste Erfahrungen, wie 
Konflikte ertragen und gelöst werden können, bleibt 
wenig Raum. Doch gerade diese Fähigkeiten müssen 
früh geübt werden. Sie sind die Grundlage für demo- 
kratisches Verhalten und Zusammenleben. 


VeraJtete Inhalte 

Lehrinhalte, Lernmittel und Formen des Grundschul- 
unterrichts stehen oft im Gegensatz zur heutigen 
Umwelt und ihrem technisch-industriellen Cha- 
rakter. Dies wurde durch zahlreiche Untersuchungen 
— besonders von Lesebuchtexten — immer wieder 
bestätigt. Die Lerninhalte der traditionellen Grund- 
schule sind noch überwiegend von Vorstellungen 
einer harmonischen, konfliktfreien und überaus idyl- 
lischen Welt der Erwachsenen bestimmt. Sie stehen 
im Gegensatz auch zur kindlichen Erfahrungswelt 
und zu den Forderungen, die sich aus den Erkennt- 
nissen der Lernforschung ergeben. 

Begabung ist entwicklungsfähig 

Diese zeigen vielmehr, daß Begabung und Lern- 
fähigkeit in dieser frühen Phase besonders entwick- 
lungsfähig sind. Was im Elementar- und Primarbe- 
reich an Herausforderung und an individueller För- 
derung dadurch versäumt wird, daß die Lerninhalte 
veraltet sind oder die Lernanreize fehlen, kann nicht 
nur den Bildungsprozeß verzögern, sondern unter 
Umständen auch eine bleibende Einschränkung der 
Bildungs- und damit der Lebenschancen bedeuten. 

Erste Relormmaßnahmen 

Die Möglichkeiten und die Richtung der Reform der 
Grundschule werden bereits aus der Beschreibung 
ihrer Probleme deutlich. An ersten Ansätzen zu Re- 
formmaßnahmen der letzten Jahre sind vor allem 
die größere Flexibilität bei der Einschulung und die 
schrittweise Einführung der „Neuen Mathematik" 
nach den Grundsätzen der Mengenlehre zu erwäh- 
nen. 

Modernisierung der Bitdungsinhalte 

In einigen Ländern sind die Lehrpläne für die 
Grundschule neu gestaltet worden. Moderne, auf die 
heutige Umwelt bezogene Inhalte sind in sie einge- 
gangen. Man bemüht sich dabei, dem Kind zum ord- 
nenden und wertenden Begreifen der vielfältigen 
Eindrücke zu verhelfen. Heimatkunde und Gesamt- 
unterricht machen einem mehr wissenschaftsorien- 
tierten Unterricht Platz, der zu methodischem Den- 
ken und Arbeiten anregen soll. Gruppenarbeit und 
Projektstudien fördern eigene Initiative und sozia- 
les Verhalten. Fremdsprachenunterricht im dritten 
und vierten Schuljahr wird in einigen Ländern er- 
probt. Hierzu können auch die Erfahrungen der 
Europa-Schulen wertvolle Anregungen beisteuern. 

Um umweltbedingte Schwächen in der Sprachent- 
wicklung auszugleichen, werden neue Unterrichts- 
mittel eingesetzt. 
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Grundschulreiorm in anderen Staaten 

Die Notwendigkeit einer inhaltlichen Erneuerung 
der Grundschule ist in einigen anderen Staaten früh 
erkannt und die Reform in Angriff genommen wor- 
den. Der Bildungsrat weist besonders auf die moder- 
nen Curricula für das Grundschulalter hin, die in 
den USA entwickelt wurden und die den Bedingun- 
gen unserer Schule angepaßt werden könnten. Hier 
bestünde eine Möglichkeit, bereits vorliegende und 
erprobte Neuerungen auszuwerten. 

PJowden Report 

Der international beachtete Bericht zur Primarschule, 
den der Beirat für das Bildungiswesen in Großbritan- 
nien 1966 veröffentlichte — der sogenannte „Plow- 
den Report" — , empfiehlt gleichfalls den Ausbau der 
Vorschule, den Eintritt in die Primarschule nach Ab- 
schluß des fünften Lebensjahres und eine Gestaltung 
der Lehrpläne und Unterrichtsverfahren, die den 
hier erörterten Tendenzen entspricht. 

Besonders wichtig für die pädagogischen Möglich- 
keiten der Grundschule in anderen Staaten ist, daß 
sie zumeist auf einer Vorschule aufbaut und als 
Ganztagsschule eingerichtet ist. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung unterstützt die Empfehlungen 
des Deutschen Bildungsrates zur Neugestaltung der 
Grundschule mit folgenden Schwerpunkten: 

Jahrgangsklassen 

1 . Mindestens in Jahrgangsklassen gegliederte 
Grundschulen als ein Schwerpunkt in der zwei- 
ten Landschulreform. Senkung der Klassenfre- 
quenz und Erhöhung der Zahl der Unterrichts- 
stunden. Erprobung der inneren Differenzierung 
im Unterricht. 

Einschulung mit fünf Jahren 

2 . .Schulversuche mit einer zunächst freiwilligen 
früheren Einschulung in eine reformierte Ein- 
gangsstufe mit dem mittelfristigen Ziel, die 
Schulpflicht bis 1980 auf das vollendete fünfte 
Lebensjahr vorzuverlegen. Die Vorverlegung 


setzt einen raschen Ausbau des Elementarbe- 
reichs voraus und erfordert eine neu konzipierte 
Eingangsstufe der Grundschule. Ein vorverlegter 
Schulbeginn ohne gleichzeitige Reform wäre nicht 
zu verantworten. 

Kompensatorische Erziehung 

3 . Reformen im Grundschulbereich sollen in neue 
Formen des schulischen Arbeitens einführen, 
Freude am selbständigen Lernen erhalten und 
fördern und mehr Raum als bisher für die freie 
Entwicklung und individuelleEörderung schaffen. 

Lernziele 

4 . Entwicklung, Erprobung und Einführung neuer 
Lernziele, Lerninhalte und Lehr- und Lernverfah- 
ren (vgl. C IV). Sie sollen unterschiedliche Start- 
bedingungen ausgleichen, alle Kinder auf eine 
wissenschaftsorientierte Bildung im differenzier- 
ten Sekundarbereich vorbereiten, soziales Ver- 
halten einüben und individuelle Aktivität und 
Kreativität fördern. 

Lehrmittel 

5 . Entwicklung und Einsatz moderner Hilfsmittel 
für das Lernen und Lehren; Material zur Indivi- 
dualisierung des Lernprozesses und zur selbstän- 
digen Einzel- oder Gruppenarbeit; program- 
mierte Unterrichtseinheiten; Ton- und Bildpro- 
gramme mit Begleitmaterial; Testverfahren als 
Mittel der Selbstkontrolle und Lernhilfe. 

Bildungsforschung — Weiterbildung 

6 . Um diese Ziele zu erreichen, ist nicht nur eine 
intensive Bildungsforschung und Entwicklung für 
den Primarbereich erforderlich, sondern vor 
allem auch eine Reform der Lehrerbildung und 
der Ausbau der Lehrerweiterbildung. Der Lehrer 
muß dabei ständig ermutigt werden, am Innova- 
tionsprozeß mitzuwirken (vgl. Teil B VI). 

Angebot zur Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung ist bereit, sich auf dem Wege 
von Vereinbarungen an wissenschaftlich begleiteten 
Schulversuchen im Primarbereich — etwa bei der 
Einführung der „Neuen Mathematik" und anderer 
moderner Bildungsstoffe — finanziell zu beteiligen. 
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IV. Schulreife, Sonderschulen 


Gleiche Chancen in Bildung und Ausbildung müssen 
auch behinderten oder geschädigten Kindern gebo- 
ten werden. Sie sind in einer leistungsorientierten 
Industriegesellschaft besonders benachteiligt. Es ist 
deshalb Aufgabe der Gesellschaft, das Sonderschul- 
wesen zu verbessern und auszubauen, um das Recht 
auf Bildung auch für benachteiligte Kinder zu ver- 
wirklichen und ihnen die Möglichkeit zu geben, am 
gesellschaftlichen und politischen Leben teilzuneh- 
men. 


Situation und Probleme 

Schulkindergärten, Vorklassen 

Viele Kinder (schätzungsweise 5 bis lOVo), die dem 
Alter nadi schulpflichtig sind, erfüllen aus unter- 
schiedlichen Ursachen nicht die heute gültigen Be- 
dingungen der Schulreife. Die Zahl der Schulkinder- 
gärten oder Vorklassen, die in einigen Ländern ein- 
gerichtet werden, um diese Kinder auf die Grund- 
schule vorzubereiten, ist jedoch viel zu gering, um 
alle zurüdcgestellten Kinder gleichmäßig und aus- 
reichend fördern zu können. Es fehlen qualifiziertes 

Tabelle 13 


Schulkindergärten und entsprechende 
Einriditungen 1967 


Land 

Einrich- 

tungen 

Schüler 

Schleswig-Holstein 

35 

586 

Niedersachsen 

109 

2 076 

Nordrhein-Westfalen 

104 

1 904 

Hessen 

122 

1 693 

Rheinland-Pfalz 

3 

47 

Baden-Württemberg 

21 

308 

Bayern 

21 

380 

Saarland 

— 

— 

Hamburg 

116 

2 264 

Bremen 

57 

1 168 

Berlin (West) 

100 

3 268 

Bundesgebiet 

688 

13 694 


Schul- und Sonderschulkindergärten, Vorschul- oder 
Vorklassen, die Schulen bzw. Sonderschulen ange- 
gliedert sind. 

2) Vergleichszahl 1961 = 272 Einrichtungen mit 5943 
Schülern 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


Personal und entsprechende Lehrpläne, um Entwick- 
lungsstörungen, die nicht selten sozial bedingt sind, 
auszugleichen. Schädigungen und Behinderungen 
können deshalb nicht frühzeitig erkannt und ent- 
sprechende Hilfen nicht rechtzeitig angeboten wer- 
den. 

So bedeutet die Zurückstellung vom Schulbesuch in 
den meisten Fällen, daß der Zeitraum, in dem vor- 
handene Anlagen nicht erkannt und entsprechend 
beachtet werden, noch verlängert wird. Auch mit 
dem Ausbau von Schulkindergärten als isolierte 
Maßnahme wäre das Problem der Zurückstellung 
noch nicht gelöst. Erst die Reform der Elementar- 
erziehung und eine neukonzipierte Grundschule kön- 
nen hier entscheidende Verbesserungen bringen. 

Eine wichtige Aufgabe ist es, die geistige oder kör- 
perliche Behinderung von Kindern möglichst früh- 
zeitig zu erkennen. Nur dann können die betroffe- 
nen Eltern und die für das Schulwesen zuständigen 
Institutionen die erforderlichen Hilfsmaßnabmen er- 
greifen. 

Entwicklung der Sonderschulen 

Das eigentliche Sonderschulwesen ist in den ver- 
gangenen Jahren mit beachtlicher Intensität ausge- 
baut und besser als zuvor mit Lehrern versorgt wor- 
den. 

Die Schülerzahl stieg von 1961 bis 1967 um 59%, die 
der Lehrer um 87 %. 

Der Aushau war jedoch von Land zu Land — und 
innerhalb der einzelnen Länder oft von Bezirk zu 
Bezirk — sehr verschieden. Besonders unzureichend 
mit Sonderschulen versorgt sind viele ländliche Ge- 
biete. 

Die Schätzungen über den Anteil sonderschulbe- 
dürftiger Kinder an einem Alters Jahrgang schwan- 
ken erheblich. Die Bundesregierung hat im „Bericht 
über den Stand der Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Bildungsplanung" von 1967 auf Schätzungen ver- 
wiesen, die sich auf 8% eines Altersj ahrganges be- 
liefen. Schätzungen dieser Art gehen jedoch vom be- 
stehenden System aus und können deshalb nicht 
ohne weiteres als Richtzahlen für den künftigen 
Ausbau der Sonderschulen in einem reformierten 
Bildungswesen übernommen werden. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat für den Bereich der Sonder- 
schulen folgende Zielvorstellungen: 

Möglidist keine Zurückstellungen 

1. Der Ausbau der vorschulischen Erziehung, die 
Reform der Grundschule und die Entwicklung 
besonderer FÖrder- und Kompensationspro- 
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gramme im Elementar- und Primarbereich sollen 
dazu führen, daß nach Möglichkeit alle Kinder, 
die schulpflichtig werden, auch in eine allgemeine 
Schule aufgenommen werden können. Elementar- 
erziehung und Grundschule sollen die Aufgabe 
und Funktion der derzeitigen Schulkindergärten 
bzw. Vorklassen übernehmen. 

Ziel des Ausbaas 

2. Der Ausbau und die verbesserte Ausstattung der 
Sonderschulen sollen bewirken, daß 

— möglichst vielen behinderten Kindern nach 
einer Zeit besonderer Förderung der Besuch 
einer allgemeinen Schule ermöglicht wird, 

— im Bereich bestimmter Sonderschulen (z. B. 
für Seh-, Hör- und Körperbehinderte) qualifi- 
zierende Bildimgsabschlüsse (Abitur I und II) 
verstärkt angeboten werden, 

— besonders schwer Behinderten und Geschädig- 
ten spezielle Einrichtungen (z. B. beschützende 
Werkstätten) und durch individuelle Versor- 
gung und Behandlung (z. B. heilpädagogische, 
physiotherapeutische und psychotherapeuti- 
sche Maßnahmen) zu einer bestmöglichen 
Lebens- und Berufsvorbereitung verhelfen 
wird. 


Ausbildung von Sonderschullehrern 

3. Um alle drei Zielsetzungen zu verwirklichen, ist 
eine verstärkte Spezialausbildung und Weiter- 
bildung für Sonderschullehrer notwendig. 

Ganztagsschulen 

4. Sonderschulen müssen vorrangig zu Ganztags- 
schulen mit entsprechender personeller und 
räumlicher Ausstattung ausgebaut werden. Nur 
dann gewinnt die Sonderschule Zeit und Raum 
für ihre besondere pädagogische Aufgabe. 

Bildungsforschung 

5. Bildungsforschung auf dem Gebiet der Heilpäd- 
agogik und die Entwicklung neuer technologischer 
Lehr- und Lernhilfen für die verschiedenen For- 
men der Behinderung sollen mit Vorrang geför- 
dert werden. 

Frühe Diagnose 

6. Die notwendigen Verfahren und Regelungen, 
durch die ein frühzeitiges Erkennen von Behinde- 
rungen ermöglicht wird, sollen alsbald verbessert 
imd vervollständigt werden. 

Angebot zur Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung ist bereit, auf dem^ Wege von 
Vereinbarungen die Entwicklimg von Curricula und 
von technologischen Lehr- und Lernhilfen für Behin- 
derte und Geschädigte zu unterstützen. 


Tabelle 14 


Sonderschulen *) — Schüler; Lehrer, Schüler ]e Lehrer und je Klasse 
in den einzelnen Bundesländern, 1961 und 1967 


Land 

Schüler 
in 1000 

Lehrer 

Schüler je Lehrer 

Schüler je Klasse 

1961 

1 1967 

1961 

1 1967 

1961 

1 1967 

1961 

1 1967 

Schleswig-Holstein 

9,0 

11,9 

426 

657 

21,1 

18,1 

19,5 

17,6 

Niedersachsen 

15,6 

27,8 

712 

1 498 

21,9 

18,6 

19,3 

17,9 

Nordrhein-Westfalen 

52,3 

19,2 

2 215 

4 113 

23,6 

19,3 

21,0 

18,4 

Hessen 

9.3 

19,0 

508 

1 334 

18,4 

14,2 

20,7 

16,4 

Rheinland-Pfalz 

5,6 

9,0 

297 

583 

19,0 

15,5 

20,3 

17,9 

Baden-Württemberg 

16,4 

32,8 

478 

2 071 

16,7 

15,8 

19,6 

18,0 

Bayern 

14,6 

23,6 

760 

1 265 

19,2 

18,6 

20,8 

20,0 

Saarland 

1,9 

4.8 

98 

280 

19,0 

17,1 

21,1 

19,1 

Hamburg 

8,4 

8,9 

513*) 

743 

16,3 

12,0 

19,3 

16,1 

Bremen 

3,3 

3,6 

190 

293 

17,6 

12,2 

17,4 

14,7 

Berlin (West) 

9,5 

11,3 

583 

794 

16,3 

14,2 

18,4 

16,3 

Bundesgebiet 

145,9 

231,9 

7 280 

13 631 

20,1 

17,0 

20,1 

17,9 


•) einschließlich Sonderschulklassen an Grund- und Hauptschulen 
q ohne Sonderschulklassen an Grund- und Hauptschulen 
2) ohne nebenamtliche und nebenberufliche Lehrer 

Quelle: KMK 
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V. Weiterführende Bildungsgänge 
(Sekundarbereich) 


Die weiterführenden Schulen in der Bundesrepublik 
sind bisher nach ihren Inhalten und Zielen streng 
voneinander getrennt. Dabei wird die Hauptschule 
weitgehend noch nicht als weiterführende Schule 
verstanden und anerkannt. Neben dem allgemein- 
bildenden steht — wiederum streng getrennt — das 
berufsbildende Schulwesen. 

Alle Reformmaßnahmen im Sekundarbereich müssen 
darauf abzielen, diese gesellschaftspolitisch nicht 
mehr zu verantwortende Trennung zu überwinden. 

Weitertührende Bildung für alle 

Um diese Notwendigkeit zu unterstreichen, werden 
in diesem Bericht alle weiterführenden Schulen zu- 
sammengefaßt und in zwei Stufen gegliedert: Die 
Sekundarstufe I umfaßt die Zeit vom Ende der 
Primarstufe bis zum Ende einer Vollzeit-Schulpflicht 
von zehn Schuljahren (Klassen 5 bis 10), die von 
der Bundesregierung angestrebt wird. Zur Sekundar- 
stufe II gehören alle daran anschließenden — auch 
die beruflichen — Bildungsgänge. 

Das berufliche Bildungswesen wird also ausschließ- 
lich aus redaktionellen Gründen, d. h. im Interesse 
einer übersichtlichen Darstellung dieses komplexen 
Bereichs, in einem gesonderten Abschnitt behandelt. 


a) Allgemeine weiterführende Schulen 

Zur Situation 

Dreigliedriges Sdiulaystem 

Der Aufbau des heutigen Sekundarbereichs ent- 
spricht in seinen Grundzügen der Struktur und 
Organisation des Schulsystems der Weimarer Repu- 
blik. Er ist zwar modifiziert, nicht aber grundlegend 
verändert worden. 

Gymnasien 

Die vielen verschiedenen Typen „höherer Schulen" 
wurden für die Mittelstufe auf neusprachliche, alt- 
sprachliche und mathematisch-naturwissenschaftliche 
Gymnasien reduziert, in der Oberstufe dann nach 
unterschiedlichen Schwerpunkten differenziert. 

Realschulen 

Die unterschiedlichen Formen der „Mittelschule" 
wurden zur „Realschule" zusammengefaßt. 

Das Netz weiterführender Schulen wurde regional 
verdichtet und durch Aufbauformen ergänzt. Um die 
Übergänge zwischen den Schulformen nach dem 
4. Grundschuljahr flexibler zu gestalten, führten die 
Länder z. T. verschiedene Formen von Beobach- 


tungs-, Erprobungs-, Förder- oder Orientierungs- 
stufen ein. 

Hauptschulen 

Für die Entwicklung der Hauptschule zu einer wei- 
terführenden Schule wurden in den letzten Jahren 
erste Voraussetzungen geschaffen: die Verlänge- 
rung der Pflichtschulzeit von acht auf neun Jahre, 
die Einführung des Fremdsprachenunterrichts, die 
organisatorische Verselbständigung der Volksschul- 
oberstufe und die Bildung größerer Einheiten (Land- 
schulreform, Mittelpunktschulen, Jahrgangsklassen). 

Auslese nach dem 4. Schuljahr 

Am Prinzip der vertikalen Gliederung des Sekundar- 
bereichs hat sich aber in den meisten Ländern der 
Bundesrepublik nichts geändert: die endgültige Ent- 
scheidung über den weiteren Bildungsgang und 
damit für die zukünftigen Bildungs- und Berufs- 
möglichkeiten fällt — im Gegensatz zu fast allen 
vergleichbaren Staaten der Welt — für die große 
Mehrzahl aller Schüler immer noch nach dem 
4. Schuljahr. 

Nachfrage nach weiterführender Bildung 

Das Angebot weiterführender Bildungsgänge ist in 
den letzten Jahren erweitert und differenziert wor- 
den. Man wollte damit einer ständig wachsenden 
Nachfrage nach besseren Bildungsmöglichkeiten ent- 
sprechen. Diese Nachfrage ist entstanden, weil für 
bestimmte Ausbildungsgänge die Eingangsqualifi- 
kationen erhöht oder neue Ausbildungsgänge mit 
höheren Eingangsqualifikationen geschaffen wur- 
den. Auch ist bei vielen Eltern die Einsicht ge- 
wachsen, daß qualifizierende Bildungsabschlüsse 
ihren Kindern bessere Chancen für die Zukunft 
eröffnen. Dieses zunehmende Interesse an mehr und 
besserer Bildung wurde von den Schulbehörden und 
engagierten Bürgern — besonders auch Studen- 
ten — durch eine erfolgreiche Bildungswerbung so- 
wie durch wirtschaftliche und pädagogische Förde- 
rungsmaßnahmen (Ausbildungsförderung; Verbesse- 
rung der Zugangs- und Übergangsmöglichkeiten; 
Aufbauformen usw.) unterstützt. 

Quantitative Expansion 

Dennoch muß erneut festgestellt werden, daß das 
charakteristische Merkmal der Entwicklung im 
Sekundarbereich während des letzten Jahrzehnts 
nicht die inhaltliche oder organisatorische Reform 
ist, sondern die quantitative Expansion. 

Bei den Abschlüssen überwiegen, wie bereits in 
Teil B I dargestellt, an der Realschule die Mädchen, 
am Gymnasium die Jungen. Die Schülerzahlen am 
Gymnasium lassen einen Ausgleich der Zahlenrela- 
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tionen erwarten, es sei denn, besonders viele Mäd- 
chen verlassen das Gymnasium vor dem Abitur 
(s. Grafik 7). 

Unterschiede in der Ausstattung 

Für den quantitativen und qualitativen Vergleich 
der weiterführenden Schulen geben die öffentlichen 
Ausgaben je Schüler und die unterschiedliche Aus- 
stattung der Schulen wichtige Hinweise. Denn Fi- 
nanzierung und Austattung sind wesentliche Vor- 
aussetzungen für die Leistungsfähigkeit einer 
Schule (Tabelle 17). 

Ausgaben nach SdiuUormen 

Wegen des unterschiedlichen Anteils der Bauin- 
vestitionen in den einzelnen Schulformen und we- 
gen der unterschiedlichen Altersgruppen — die 


Volksschulstatistik schließt die Grundschule mit ein, 
das Gymnasium die Oberstufen mit ihren besonde- 
ren Anforderungen — geben die Summen und Stei- 
gerungsarten nur ein grobes Bild. In allen Schul- 
formen ist der hohe Anteil der Personalausgaben 
an den Gesamtausgaben und am Steigerungsbetrag 
der Ausgaben je Schüler bemerkenswert. Da sich 
gleichzeitig das Zahlenverhältnis Schüler — Lehrer 
kaum verbessert hat, ist die Steigerung praktisch 
nur auf Besoldungsverbesserungen zurückzuführen. 
In den vergleichsweise niedrigen Ausgaben je 
Schüler an der Grund- und Hauptschule spiegeln 
sich die hohen Klassenfrequenzen, die geringe Un- 
terrichtszeit für die Grundschüler sowie die höhere 
Stundenzahl und das niedrigere Gehalt des Lehrers 
an der Grund- und Hauptschule gegenüber Stunden- 
zahl und Gehalt der Lehrer an Realschule und Gym- 
nasium. 


Tabelle 15 


Entwicklung der Realschulen und Gymnasien 


Schulgattung 

1955 

1961 

1963 

1965 

1967 

1. Realschulen 






a) Zahl der Schulen 

817 

990 

1 230 

1 377 

1 590 

b) Zahl der Klassen . 

12 112 

13 689 

15 293 

17 533 

21 478 

c) Zahl 'der Schüler insgesamt 

438 203 

444 593 

495 250 

570 239 

708 586 

darunter: 





1 

1. Dreizehnjährige in Vo der Altersgruppen . . 

10,2 

11,6 

12,0 

13,8 

16,3 

2. Sechzehnjährige in der Altersgruppen . . 

5,2 

7,1 

7,7 

8,4 

5,2 

d) Zahl der Absolventen insgesamt 


66 073 

60 674 

72 186 

83 716 

e) Zahl der hauptamtlichen Lehrer 


19 306 

21 454 

24 272 

29 335 

f) Schüler je hauptamtlicher Lehrer 


23 

23 

24 

24 

11. Gymnasien 






a) Zahl der Schulen 

1 597 

1 667 

1 698 

1 763 

1 843 

b) Zahl der Klassen 

27 689 

30 933 

31 946 

34 791 

41 267 

c) Zahl der Schüler insgesamt 

878 016 

852 575 

863 451 

963 249 

1 192 694 

darunter: 






1. Dreizehnjährige in Vo der Altersgruppen . . 

15,3 

14,7 

14,7 

15,9 

18,3 

2. Sechzehnjährige in ^/o der Altersgruppen . . 

9,4 

12,5 

12,0 

12,7 

13,3 

d) Zahl der Absolventen insgesamt 

31 773 

57 688 

58 942 

47 848 

62 832 

e) Zahl der hauptamtlichen Lehrer 


48 899 

50 838 

53 807 

62 271 

f) Schüler je hauptamtlicher Lehrer 


17 

17 

18 

19 


h einschließlich Aufbauklassen an Hauptschulen 

2) einschließlich Wirtschaftsgymnasien bzw. Wirtschaftsoberschulen oder technische Gymnasien sowie Frauenberuf- 
liche Gymnasien 

Quelle: KMK 
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Tabelle 17 


Ausgaben der öffentlichen Verwaltung für Unterricht nach Schulformen 






darunter 

Art der Bildungseinrichtung 

Jahr h 

Unmittelbare 

Ausgaben 

Personalausgaben 2) 

Ausgaben der Ver- 
mögensbewegung '^) 


Mil- 

lionen 

DM 

DM je 
Schüler 

Mil- 

lionen 

DM 

DM je 
Schüler 

Mil- 

lionen 

DM 

DM je 
Schüler 

Volks- und Sonderschulen 

1961 

3 697 

683 

2 190 

404 

1 078 

200 


1965 

6 112 

1 039 

3 249 

552 

2 136 

363 


1967 

6 498 

1 086 

3 867 

646 

1 730 

289 

Realschulen (Mittelschulen) 

1961 

411 

1 071 

239 

623 

117 

304 


1965 

771 

1 438 

423 

789 

243 

454 


1967 

1 042 

1 501 

550 

793 

349 

503 

Gymnasien (Höhere Schulen) 

1961 

1 270 

1 496 

816 

961 

266 

313 


1965 

1 959 

2 045 

1 168 

1 219 

479 

500 


1967 

2 391 

2 003 

1 441 

1 207 

539 

451 

Berufsschulen 

1961 

735 

449 

441 

269 

183 

112 


1965 

1 071 

601 

644 

361 

260 

146 


1967 

1 154 

648 

738 

414 

221 

124 

Berufsfachschulen 

1961 

108 

770 

78 

554 

15 

109 


1965 

143 

848 

96 

569 

19 

115 


1967 

195 

992 

132 

671 

28 

143 

Fachschulen 

1961 

179 

1 477 

78 

641 

47 

391 


1965 

228 

1 902 

111 

925 

52 

429 


1967 

242 

1 802 

131 

978 

37 

274 

Ingenieurschulen 

1961 

135 

2 881 

64 

1 362 

51 

1 078 


1965 

331 

5 425 

120 

1 973 

152 

2 496 


1967 

354 

5 716 

156 

2511 

127 

2 048 

Schulverwaltung und sonstiges 

1961 

190 

22 

76 

8 

28 

3 

Schulwesen 

1965 

156 

16 

113 

11 

29 

3 


1967 

435 

45 

138 

14 

71 

7 

Summe Unterricht (Schulen) 

1961 

6 725 

783 

3 981 

463 

1 786 

208 


1965 

10 771 

1 142 

5 925 

620 

3 397 

355 


1967 

12 311 

1 215 

7 152 

706 

3 103 

306 


1961 Rechnungsjahr vom 1. April 1961 bis 31. März 1962, ab 1965 Kalenderjahr 
2) ohne Versorgung 

Neu- und Wiederaufbau, Neuanschaffung von beweglichem Vermögen, Grunderwerb und sonstige Investitions- 
förderungsmaßnahmen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Grafik 


% 


7 

Entwicklung der Abiturientenquote (in ®/o des jeweiligen durdisdinittlidien 
Altersjahrgangs) 1957 bis 1968 (einsdiließlich Externe) 



Schüler je Lehrer 

Bei den Angaben über die Zahl der Schüler je Lehrer 
in Tabelle 15 werden die erhebliche Streuung in 
den einzelnen Klassenstufen und die unterschied- 
lichen örtlichen oder regionalen Bedingungen nicht 
deutlich. Das Zahlenverhältnis am Gymnasium, das 
vergleichsweise günstig erscheint, muß im Hinblick 
auf den hohen Lehrerbedarf der Oberstufe beurteilt 
werden. Ferner ist zu berücksichtigen, daß Realschul- 
lehrer einige Wochenstunden mehr Unterricht er- 
teilen als Lehrer an Gymnasien. 

RegionaJes Bildungsgefälle 

Neben dem sozialen und sozio-kulturellen Bildungs- 
gefälle (vgl. Teil B I) gibt es noch ein beträchtliches 
regionales Bildungsgefälle zwischen Stadt und Land. 
Hier ist das Problem der Chancengleichheit eng 
verknüpft mit den Strukturproblemen agrarischer 
Gebiete. Denn gerade in ländlichen Gebieten sind 
Bildungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten und 
eine entsprechende Förderung der Schüler eine 
wesentliche Voraussetzung für die gesellschafts- 


politisch und strukturpolitisch notwendigen Ver- 
änderungen. 

Oft sind soziales und regionales Bildungsgefälle eng 
miteinander verflochten. Selbst innerhalb eines 
Kreises oder einer Stadt kann sich die „Bildungs- 
dichte" von Gemeinde zu Gemeinde und von Stadt- 
teil zu Stadtteil erheblich unterscheiden. Auch die 
Beispiele in Tabelle 16 lassen noch die Größen- 
ordnung dieser Unterschiede erkennen. 

In den städtischen Räumen war hier die „Bildungs- 
dichte" fast doppelt so hoch wie in den ländlichen 
Gebieten. Das unterschiedliche Bildungsniveau der 
einzelnen Bevölkerungsschichten und Regionen be- 
deutet nicht nur eine Benachteiligung der Betroffe- 
nen; es erschwert auch die politische und soziale 
Verständigung. 

Zur Entwicklung in anderen Staaten 

Die Expansion im Sekundarbereich war in anderen 
Staaten zum Teil stärker als in der Bundesrepublik. 
Sie beruht dort wie hier auf der Verlängerung der 
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Pflichtschulzeit und auf der wachsenden Nachfrage 
nach weiterführenden Bildungsgängen, die über die 
Pfliditsdiulzeit hinausgehen [vgl. Tabelle 6 u. 7). 

Keine frühzeitige ^Auslese* 

In den meisten vergleichbaren Staaten wird die für 
alle Schüler gemeinsame, in sich differenzierte Schul- 
stufe bis zum Abschluß der allgemeinen Schulpflicht 
angestrebt. Die Expansion im Bildungsbereich wurde 
durch gezielte strukturelle Reformen aufgefangen^ 
denen grundlegende gesellschaftspolitische Entschei- 


Grafik 8 

Anteil der Mädchen an den Schülerzahlen 
von Realschule und Gymnasium 


Von 100 Schülern an Realschulen waren Mädchen 

52,5 I960 



f 

52,4 

1967 

imi 

f fr fr ft 

Von 100 Schülern an Gymnasien waren Mädchen 

39,8 I960 


frfr frfrfrfr 

42,5 

1967 


^ frfr fr fr fr 

Von 100 Abiturienten an Gymnasien 
waren Mädchen 

35,8 1960 



37,3 

1967 


frfrfrfrfrfr 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Tabelle 16 


Relativer Schulbesuch in ausgewählten städtischen 
und ländlichen Gebieten 


Kreis 

Gymnasien 

Realschulen 

1964 1 

1967 

1964 1 

1967 

Städtische Gebiete 





Stadt Münster . . 

23,8 

27,4 

18,0 

18,8 

Stadt Bonn 

25,7 

27,3 

11,7 

13,1 

Bonn Land 

23,8 

28,9 

11,1 

13,4 

Ländliche Gebiete 





Wittgenstein .... 

9,2 

13,6 

6,3 

6,6 

Lüdinghausen 

8,3 

10,6 

10,4 

12,8 

Schleiden 

10,1 

13,2 

6,0 

12,7 


Zahl der Schüler, deren Eltern im Kreis wohnen, in 
Prozent eines Durchschnittsjahrgangs der altersmäßig 
in Betracht kommenden Jahrgänge. 

Quelle: Kultusministerium des Landes Nordrhein-West- 
falen 


düngen vorausgingen. Strukturen und Organisa- 
tionsformen wurden entwickelt, die ein offenes, ver- 
änderungsbereites und flexibles Eingehen auf neue 
Entwicklungen, Möglichkeiten und Bedürfnisse er- 
möglicht haben (vgl. Teil C IV und Teil D). 


Probleme 

Im öffentlichen Bewußtsein stehen heute die Pro- 
bleme der wachsenden Schülerzahlen, des Lehrer- 
und zum Teil auch des Schulraummangels an erster 
Stelle. 

Strukturelle Mängel 

Die Bundesregierung verkennt weder das Gewicht 
dieser Mängel noch die Anstrengungen, die Länder, 
Gemeinden und Schulen unternehmen, um sie zu be- 
heben. Sie ist jedoch der Auffassung, daß besonders 
im Sekundarbereich strukturelle und inhaltliche 
Mängel mindestens ebenso schwerwiegend sind. Die 
Notwendigkeit der Reform besteht unabhängig vom 
quantitativen Problem, wird darin allerdings beson- 
ders deutlich. Deshalb muß die strukturelle Reform 
auch zur Lösung der quantitativen Probleme bei- 
tragen. Drei Problembereiche werden im folgenden 
als Beispiele hervorgehoben. 

Reproduktion der Sozialadiiditen 

1. Trotz vielfacher Bemühungen um Verbesserun- 
gen und um partielle Reformen wirken sich die drei- 
gliedrige Struktur des Sekundarbereiches und die 
frühzeitige Auslese nach dem 4. Schuljahr auch 
heute noch weitgehend so aus, daß die soziale 
Schichtupg der Bevölkerung im Bildungswesen er- 
halten und reproduziert wird. Dies ist sowohl ein 
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Problem der Struktur des Schulwesens wie auch des 
unterschiedlichen Bildungsbewußtseins und des Bil- 
dungswillens der Bevölkerung. 

Sdiuliormspezifisdier BÜdungsauftrag 

Der spezifische Bildungsauftrag für jede Schulform, 
ihre Lerninhalte, Unterrichtsverfahren, Abschlüsse 
und Berechtigungen blieben in den allgemeinbil- 
denden Schulformen der Sekundarstufe weitgehend 
von der traditionellen Vorstellung geprägt, es gebe 
drei unterschiedliche Begabungsgruppen, die den 
Schulformen zuzuordnen seien, wobei sich dann 
eine starke Übereinstimmung zwischen Begabungs- 
gruppe und sozialer Herkunft ergab. Danach ver- 
mittelt die Hauptschule eine volkstümlich-hand- 
werklich-praxisorientierte, die Realschule eine ge- 
hobene praxis- und berufsorientierte und das Gym- 
nasium eine theoretisch-wissenschaftsorientierte Bil- 
dung. 

Der traditionelle Bildungsbegriff erforderte außer- 
dem, daß die Bildungsziele und Bildungsinhalte der 
allgemeinbildenden Schulen wiederum streng von 
denen berufsbildender Schulen unterschieden und 
abgegrenzt wurden. 

Flexibilität und Durchlässigkeit 

Im Sekundarbereich sind stattdessen Förderungs- 
und Differenzierungsmöglichkeiten notwendig, die 

— im Anschluß an eine früh einsetzende kompen- 
satorische Erziehung — jedem Schüler immer wieder 
die Chance geben, seine Begabungen und Fähigkei- 
ten zu erkennen und voll zu entwickeln. Dabei sollte 
es keine unterschiedlichen Wertungen von Begabun- 
gen — etwa theoretischer oder praktischer, tech- 
nischer oder musischer Begabung — geben. Das 
setzt allerdings voraus, daß die Bildungsgänge im 
Sekundarbereich flexibel gestaltet, frühe Festlegun- 
gen vermieden und inhaltlich unterschiedliche Ab- 
schlüsse bei gleichem Anspruchsniveau auch gleich 
bewertet werden. 

Einseitiger Bildungsbegriff 

Die einseitig philologisch-historische Ausrichtung 
des traditionellen deutschen Bildungsbegriffs wider- 
spricht solchen Prinzipien. Durch diese Einseitigkeit 
werden nicht nur bestimmte soziale Gruppen be- 
nachteiligt; er trägt auch innerhalb des derzeitigen 
Bildungsgefüges vorhandenen Spezialbegabungen 
nicht ausreichend Rechnung. 

Schließlich wird die Überbewertung des philologisch- 
historischen Bildungsbegriffs auch nicht den Bedin- 
gungen einer industriellen Gesellschaft gerecht, 
deren Existenz und Entwicklung in zunehmendem 
Maße sowohl von Naturwissenschaft und Technik 
als auch von der Fortentwicklung der Human- und 
Sozialwissenschaften abhängt. 

^Überalterung' der Schüler 

2. Ein besonderes Problem im Bereich des Gymnasi- 
ums ist die zunehmende „Überalterung" der Schüler. 
Die vorgesehene Schulzeit bis zur Reifeprüfung be- 
trägt derzeit 13 Jahre, die Prüfung könnte also 

— auch ohne Berücksichtigung der Kurzschuljahre — 


mit 19 Jahren abgelegt werden. Die Abiturien- 
ten sind aber im Durchschnitt mehr als ein Jahr 
älter. Das liegt zum Teil an späterer Einschulung 
oder am Zeitverlust beim Eintritt in das Gymnasium, 
wesentlich jedoch an der großen Zahl derer, die 
ein oder mehrere Male wegen schlechter Leistun- 
gen in einzelnen Fächern Sitzenbleiben. Sie müs- 
sen ein volles Schuljahr wiederholen und damit 
auch die Fächer, in denen ihre Leistungen über- 
durchschnittlich sein mögen. Gewisse Verbesserun- 
gen wie Ausgleichsmöglichkeiten und „Nachhol- 
prüfungen" nach den Ferien haben das Problem 
gemildert, aber nicht gelöst. 

Verkürzung der Schulzeit 

Schon die normale Schulzeit von 13 Jahren bis zum 
Abschluß der Sekundarstufe II ist — auch im Ver- 
gleich zu anderen Staaten — besonders lang. In dif- 
ferenzierten Bildungsgängen mit neuen Lehrplänen 
und Unterrichtshilfen müßte der Sekundarschulab- 
schluß II ohne Niveauverlust und ohne übertriebene 
Spezialisierung nach 12 Schuljahren erreicht werden 
können ^). 

Ungleiche Erfolgschancen 

3. Der Unterricht findet auch im Sekundarbereich im 
allgemeinen nur am Vormittag statt. Bei den Haus- 
aufgaben sind vor allem jüngere Schüler weitgehend 
auf die Hilfe ihrer Eltern angewiesen. Diese können 
sie ihnen in der Regel nur bieten, wenn zumindest 
ein Elternteil selbst über eine ausreichende Bildung 
verfügt und nicht voll berufstätig ist. In erschreckend 
großem Ausmaß werden kostspielige Nachhilfestun- 
den nötig, um einem wachsenden Anteil von Schü- 
lern zu besseren Noten zu verhelfen oder ihn vor 
dem Sitzenbleiben zu bewahren. Dennoch liegen die 
„Erfolgsquoten" in den Gymnasien im Durchschnitt 
immer noch zu niedrig. Sie liegen etwa bei fünfzig 
Prozent. 

Durch die beschriebenen Sachverhalte werden Kin- 
der aus einfachen Schichten in besonderer Weise be- 
nachteiligt. 

Ganztagssrhule 

Die Ganztagsschule kann zur Lösung dieser bil- 
dungs- und sozialpolitischen Probleme beitragen. In 
anderen Staaten ist sie seit langem eine Selbstver- 
ständlichkeit. Die Ganztagsschule eröffnet darüber 
hinaus die Möglichkeit, pädagogische Aufgaben zu 
erfüllen, die im Bildungswesen bisher nicht ausrei- 
chend zur Geltung gekommen sind: demokratische 
Formen des Zusammenlebens und -arbeitens, Grup- 
pen- und Projektarbeit, größerer Spielraum für 
musische und sportliche Bildung, Wahlkurse und in- 
dividuelle Förderung. 


Wenn diese Verkürzung mit der Vorverlegung der 
Einschulung um ein Jahr verbunden wird, werden die 
Abiturienten in der Regel 17 Jahre alt sein, also die 
untere Altersgrenze der Wehrpflicht, die bei 18 Jahren 
liegt, noch nicht erreicht haben. Es stellt sich damit 
die Aufgabe, einen Weg zu finden, der ihnen die Ab- 
leistung der Wehrpflicht ohne unfruchtbare Wartezeit 
oder längere Unterbrechung des weiteren Bildungs- 
gangs im tertiären Bereich erlaubt. 
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Ansätze zur Reform 

Teilreformen 

Es ist heute nicht mehr umstritten, daß das Sekun- 
darschulwesen demokratisiert und modernisiert wer- 
den muß. Allgemeine Verbesserungen, zahlreiche 
Teilreformen und in einigen Bundesländern Ansätze 
zu umfassend angelegten Veränderungen gibt es be- 
reits. Die wichtigsten Beispiele: 

— Einführung des 9. Schuljahres und des Fremd- 
sprachenunterrichts an der Hauptschule 

— Verbesserung der Zugangsbedingungen zu Real- 
schule und Gymnasium 

— Ausbau der Aufbauformen von Realschule und 
Gymnasium und des „Zweiten Bildungsweges" 

— Errichtung von Fachoberschulen. 

— Stärkere Differenzierung und Schwerpunktbil- 
dung in der Oberstufe der Gymnasien. 

Weitergehende Reformansätze zeigen sich vor allem 
in der schrittweisen Ausgestaltung der Hauptschule 
zu einer weiterführenden Schule. Ein modernes 
Curriculum mit Arbeitslehre, naturwissenschaftlich- 
technologischem und gesellsdiaftskundlich-politi- 
schem Inhalt wird entwickelt, Wahl- und Leistungs- 
differenzierung eingeführt und ein qualifizierender 
Abschluß angeboten. 

Für die gymnasiale Oberstufe gibt es zahlreiche 
Versuche mit einem differenzierten Kurssystem an- 
stelle der Jahrgangsklassen. 

Schulversuche 

Weitere Erfahrungen werden etwa hundert Schul- 
versuche mit Ganztagsschulen und etwa vierzig mit 
Gesamtschulen, die nach Empfehlungen des Deut- 
schen Bildungsrates eingerichtet und durchgeführt 
werden sollen, erbringen. Es entspräche allerdings 
weder den Empfehlungen des Bildungsrates noch der 
Notwendigkeit, eine ausreichende Zahl integrierter 
Gesamtschulmodelle zu erproben, wenn bei diesen 
Versuchen auf additive Gesamtschulen ausgewichen 
würde. 

Das Hessische Schulverwaltungsgesetz von 1968 
sieht die Gesamtschule als künftige Normalform des 
Sekundarbereichs vor. Integrierte Formen sind als 
Schulversuche zugelassen und bedürfen der Zustim- 
mung der Elternbeiräte. Berlin hat seit Anfang 
1970 die Gesamtschule als eine Form der Regel- 
schule eingeführt. 

Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß der Sekun- 
darbereich organisatorisch und strukturell nach fol- 
genden Grundsätzen neu gestaltet werden muß: 

Sekundarstufe / 

1 . In der ersten Stufe (Klassen 5 bis 10) soll wei- 
terführende Bildung als wissenschaftsorientierte 
Grundbildung mit gemeinsamen Lernbereichen 
für alle Schüler vermittelt werden. 


Orientierungsstufe 

Das 5. und 6. Schuljahr ist als Orientierungs- 
stufe entsprechend den Vorschlägen des Bil- 
dungsrates auszugestalten. Ein allmählich wach- 
sendes Angebot von Differenzierungs- und 
Wahlmöglichkeiten von der 6. Klasse an soll 
der individuellen Lern- und Leistungsfähigkeit, 
der Neigung und den Interessen des einzelnen 
Schülers entsprechen. Nicht Auslese, sondern 
individuelle Förderung steht im Mittelpunkt. 

Erster Abschluß 

2 . Ein erster qualifizierender Abschluß für mög- 
lichst viele Schüler ist das „Abitur I" nach Ab- 
schluß der 10. Klasse (vgl. Teil B V c). 

Zweiter Absdiluß nach 12 Sdtuljahren 

3 . Der zweite Abschluß, das „Abitur 11", soll in der 
Regel nach der Klasse 12 erreicht werden (vgl. 

B V c). Er umfaßt allgemeinbildende und be- 
rufsbezogene Bildungsgänge sowie Kombina- 
tionen aus beiden Bereichen mit individuell 
unterschiedlichen Schwerpunkten und Verknüp- 
fungen. Die allgemeine Verkürzung der Schul- 
zeit in der Sekundarstufe um ein Jahr gegen- 
über dem heutigen Abitur sollte zuerst für den 
Schuljahrgang einsetzen, der nach Ablauf der 
Kurzschuljahre eingeschult wurde. Der erste 
Jahrgang mit einer zwölfjährigen Schulzeit 
käme demnach im Jahre 1979 zum „Abitur 11". 

Hochbegabtenförderung 

4 . Chancengleichheit und individuelle Förderung 
aller Kinder schließen die Förderung besonders 
Begabter nicht aus, sondern machen sie in weit 
differenzierterer Weise als bisher möglich. Die 
individuelle Förderung aller ist auch die Vor- 
aussetzung für eine Auslese der Besten. 

Lehrplanreform 

5 . Für den gesamten Sekundarbereich müssen neue 
Curricula (vgl, Teil C IV) entwickelt werden, 
in denen die naturwissenschaftlich-technischen 
Bereiche verstärkt und neue Bildungsbereiche 
der Sozial- und Humanwissenschaften einge- 
führt werden. Die neuen Curricula sollen den 
gemeinsamen Kern einer wissenschaftsorien- 
tierten Grundbildung sichern sowie die Möglich- 
keit zur Differenzierung nach Neigung und Lei- 
stungsfähigkeit der einzelnen Schüler geben. 

Dazu müssen Materialien für differenzierte 
Lernverfahren — besonders Programme und 
technische Hilfsmittel — entwickelt, erprobt 
und bereitgestellt werden. 

Gleldiwertigkeit allgemeiner und berufsbildender 

Curricula 

6 . Berufsbezogene und allgemeine Bildungsgänge 
sind in den Curricula und Abschlüssen der Se- 
kundarstufe gleichwertig zu gestalten. Es muß 
möglich sein, im individuellen Bildungsgang frei 
kombinieren und alternativ wählen zu können. 
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Demokratisierung der Schule 

1 , Die Demokratisierung des Zusammenlebens in 
der Sdiule ist wesentlidie Voraussetzung für den 
Erfolg der Reformen. Lehrer und Eltern sollten 
deshalb mehr als bisher an Entscheidungen über 
innersdiulisdie Angelegenheiten beteiligt wer- 
den. Neue Formen der Auswahlmodalitäten für 
Leitungsaufgaben in der Schule und in der 
Schulaufsicht — z. B. in Form eines Vorschlags- 
rechts der Lehrer — sollten erprobt werden. 
Eine dem jeweiligen Alter der Schüler entspre- 
chende Schülermitbestimmung muß verwirklicht 
werden. 

Politisdie Bildung 

8 . Politische Bildung darf nicht nur Gegenstand 
passiven Lernens sein, sie soll sich vor allem 
auch in den Formen des schulischen Arbeitens 
und Zusammenlebens, in der Gruppenarbeit und 
in zunehmend selbständischen Entscheidungen 
über den individuellen Bildungsgang verwirk- 
lichen. 

Ganztagsschulen 

9 . Die Ganztagsschule bietet die besten Vorausset- 
zungen für diese Formen des schulischen Ler- 
nens, Arbeitens und Zusammenlebens und für 
eine Verstärkung des musischen und des sport- 
lichen Bereichs. 

Gesamtschulen 

10 . Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
sich das beschriebene bildungspolitische Re- 
formkonzept für die Sekundarstufe pädagogisch, 
personell und ökonomisch am besten in der inte- 
grierten Gesamtschule verwirklichen läßt. Diese 
neue schulische Organisationsform soll mit Hilfe 
sorgfältig geplante und wissenschaftlich kon- 
trollierter Modellversuche entwickelt und er- 
probt werden. 

Schulplanung 

11 . Die Reform der Sekundarstufe I und die Ent- 
wicklung integrierter Gesamtschulen muß bei 
künftigen regionalen Schulplanungen berück- 
sichtigt werden. Für die Sekundarstufe II emp- 
fiehlt es sich, Schüler mehrerer Schulen der Se- 
kundarstufe I zusammenzuführen. 

Angebot für Vereinbarungen 

Die Bundesregierung ist bereit, die Länderregierun- 
gen bei der Intensivierung und Koordierung von 
Schulversuchen, die zur Verwirklichung der aufge- 
führten Zielsetzungen beitragen können, zu unter- 
stützen und ihre wissenschaftliche Kontrolle und 
Auswertung mitzufinanzieren. 


b) Berufliche Bildungsgänge 

Berufliche und allgemeine Bildung 

Das berufliche Bildungswesen in der Bundesrepu- 
blik, das organisatorisch und in seinen Bildungszie- 
len von den allgemeinbildenden Schulen getrennt 
ist, stand bisher im Schatten der bildungspolitischen 
Entwicklung. Dazu hat die wertende Unterscheidung 
zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung bei- 
getragen. 

öffentliche Aufgabe 

Berufliche Bildung ist eine öffentliche Aufgabe. 
Dieses Prinzip hat die Bundesregierung bereits im 
Sozialbericht 1970 zum Ausdruck gebracht. Im 
Zuge der Reform soll das berufliche Bildungswesen 
B 9 standteil der zweiten Stufe des Sekundarbereichs 
werden. 


Situation und Probleme 

Die verschiedenen Bildungsgänge 

Vielfalt und Unübersichllichkeit 

Die Vielzahl von Schulformen, Abschlüssen und 
Berechtigungen hat das berufliche Bildungswesen 
sehr unübersichtlich werden lassen. Wenn man die 
Fortbildung und Umschulung nicht einbezieht, gibt 
es heute berufliche Bildungsgänge in den folgenden 
Einrichtungen: 

1. Betrieb und Berufsschule mit Teilzeitunterricht 
(„duales System") 

2. Berufsfachschule 

3. Berufsaufbauschule, Fachoberschule, Technisches 
Gymnasium 

4. Fachschule. 

Das , duale System^ überwiegt 

Der Vergleich der Schüler- und Studierendenzahlen 
in Tabelle 18 zeigt, daß sich der Anteil der rein 
schulischen Ausbildungsgänge zwar erhöht hat, die 
Ausbildung im dualen System jedoch nach wie vor 
eindeutig überwiegt. 

Berufsschulpflicht 

Die Berufsschule ist Pflichtschule für diejenigen, die 
noch nicht 18 Jahre alt sind und keine andere 
Schule besuchen, selbst wenn sie nicht als Lehrlinge 
oder Anlernlinge ausgebildet werden. Der Anteil 
dieser Gruppe ist jedoch stark zurückgegangen (vgl. 
Tabelle 18). Es handelt sich zum Teil um Schüler, die 
ihre allgemeine Schulpflicht ohne den Hauptschul- 
abschluß (vgl. Teil B V c) beendet und keine Mög- 
lichkeit haben, ihn an der Berufsschule nachzuholen. 
Damit bleibt ihnen oft der Weg zu "beruflicher Qua- 
lifikation überhaupt verschlossen. 
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Tabelle 18 


Expansion im beruflichen Bildungswesen 


Art der Bildungseinrichtung 


Zahl der Schüler (Studierenden) in 

1000 

1950 

1 1955 

1961 

1965 

1 1967 

1. 

Berufsschulen 

1 733 

2 341 

1 635 

1 780 

1 780 


TWi Vergdeich 







im Lehr- und Anlernverhältnis 

971 

1 424 

1 197 

1 332 

1 402 

2. 

Berufsaufbauschulen 

. 

- 

28 

53 

58 


a) Vollzeitschulen 

• 

• 

• 

11 

15 


b) Teilzeitschulen 

• 

• 

• 

42 

43 

3. 

Beru'fsfachschulen 

89 

157 

140 

168 

197 

4. 

Fach- und Höhere Fachschulen 

• 

• 

121 

120 

134 

5. 

Techniker schulen 

. 

. 

24 

26 

26 


a) VoUzeitschulen 

. 

. 

7 

10 

11 


b) Teilzeit schulen 

• 

• 

17 

16 

14 

^zusammen . . . 

1 822 

2 498 

1 948 

2 147 

2 195 


einschließlidi Sdiulen des Gesundheitswesens 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 


Tabelle 19 


Prozentuale Verteilung der Wochenstundenzahlen in Berufsschulklassen 

nach Ländern 

Stand: Oktober 1967 


Land 

Von 100 Klassen hatten . . . 

unter 

5 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

und 

mehr 

Wochenstunden in ®/o 

Schleswig Holstein 

7,4 

1,9 

21,3 

11,9 

47,2 

4,3 

3,4 

0,4 

2,2 

Niedersachsen 

6,3 

9,3 

31,5 

23,2 

26,3 

1.5 

0,8 

0,2 

0,8 

Nordrhein-Westfalen 

13,8 

20,2 

31,2 

15,5 

11,8 

3,1 

1,8 

1,0 

1,6 

Hessen 

10,0 

14,2 

21,4 

23,2 

27,0 

1,8 

1,1 

0,5 

2,4 

Rheinland-Pfalz 

2,2 

4,6 

13,9 

17,9 

39,8 

12,5 

5,2 

1,5 

2,4 

Saarland 

2,1 

9,9 

20,4 

23,0 

12,2 

15,1 

8,3 

7,3 

1,7 

Baden-Württemberg 

4,2 

7,3 

7.8 

26,7 

32,3 

17,3 

2.9 

0,7 

0,8 

Bayern 

1,9 

1,2 

2,0 

27,2 

62,0 

4,2 

0,4 

0,2 

0,9 

Hamburg 

2,0 

1,5 

6,9 

3,5 

49,4 

5,8 

13,1 

4,2 

13,6 

Bremen 

3,8 

2,4 

35,3 

12,7 

17,6 

15,9 

5,8 

1,0 

5,5 

Berlin 

0,1 

1,7 

0,9 

7,6 

53,1 

3,5 

0,9 

0,3 

31,9 


Quelle: Deutscher Bildungsrat 
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Unterricht im dualen System 


Ordnungsmittel 


1. Im dualen System überwiegt der betriebliche 
Anteil an der Ausbildungszeit. Für den Berufs- 
schulunterricht sind im Durchschnitt acht, in Aus- 
nahmefällen bis zu zwölf Wochenstunden vor- 
gesehen. An der Berufsschule besteht jedoch 
großer Lehrermangel. Tabelle 19 zeigt, daß viele 
Berufsschulklassen erheblich weniger als die 
vorgeschriebenen acht Wochenstunden Unterricht 
erhalten. 

Selbst dort, wo der vorgesehene Unterricht voll 
erteilt werden kann, reicht er vielfach nicht aus, 
um den wachsenden Anforderungen an allgemei- 
nen und berufstheoretischen Kenntnissen gerecht 
zu werden, ganz abgesehen von der Forderung 
nach musischer Bildung und Sport. 

Fachklassen 

Es liegt im Interesse eines effektiven und ratio- 
nellen Unterrichts in den Berufsschulen, mehr 
Fachklassen zu bilden. Andererseits können sich 
in diesen Fachklassen didaktische und methodi- 
sche Probleme ergeben, wenn Schüler sehr ver- 
schiedener Vorbildung zusammen unterrichtet 
werden müssen. 

Betriebliche Ausbildung 

Die berufspraktische Ausbildung im dualen 
System vollzieht sich überwiegend im Betrieb. 
Der Anteil von Lehrwerkstätten als Ausbildungs- 
ort und von Kursen als Ausbildungsform ist noch 
relativ gering. Die Qualität der Ausbildungs- 
betriebe und die Qualifikation der Ausbilder 
sind sehr unterschiedlich. Entsprechend unter- 
schiedlich sind dann die Aussichten der Lehr- 
linge auf eine gute und erfolgreiche Ausbildung. 

Konzentration auf wenige Berufe 

Im Jahre 1969 gab es 531 registrierte Ausbil- 
dungsberufe. 77 Vo der männlichen Lehrlinge 
konzentrierten sich jedoch auf nur dreißig Aus- 
bildungsberufe, 92 ®/o der weiblichen Lehrlinge 
sogar auf nur zwanzig. 

Rund 90 ^/o aller Lehrlinge werden in den drei 
großen Bereichen Industrie, Handel und Hand- 
werk ausgebildet (vgl. Grafik 9). 

Dauer der Lehrzeit 

Die Anzahl der Lehrlinge mit einer Ausbildungs- 
zeit von drei Jahren und länger überwiegt (vgl. 
Tabelle 20). 

Ausbilder 

Die betriebliche Ausbildung liegt überwiegend in 
Händen von nebenamtlichen Ausbildern. Bundes- 
oder landesrechtlidi geregelte Ausbildungsgänge 
für diese Ausbilder gibt es für die meisten Be- 
rufe noch nicht. Im Handwerk sieht die Vorberei- 
tung für die Meisterprüfung eine solche Ausbil- 
dung vor. Industrie und Handel fördern diese 
Ausbildung nach eigenen Vorstellungen. 


Der betrieblichen Ausbildung liegen meist soge- 
nannte „Ordnungsmittel" zugrunde (künftig nach 
dem Berufsbildungsgesetz „Ausbildungsordnun- 
gen"), die in Form von Berufsbildern, Berufsbil- 
dungsplänen und Prüfungsanforderungen bun- 
deseinheitliche Normen für die Ausbildung ent- 
halten. 

Wie Tabelle 21 zeigt, sind seit 1945 sowohl im 
Bereich der Industrie- und Handelskammern als 
auch im Bereich der Handwerkskammern weni- 
ger als die Hälfte der „Ordnungsmittel" für die 
531 Ausbildungsberufe überarbeitet worden. 


Grafik 9 

Lehrlinge und Anlernlinge 
nach Ausbildungsbereichen 
(in Tausend) 




1960 


1968 



1950 


] Sonstige (Bergbau, Landwirtschaft, Bahn, Post) 


r i Handwerk 


Industrie und Handel 


Quelle: DIHT 
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Tabelle 20 


Lehrlinge und Anlernlinge nach der vorgesehenen Ausbildungszeit 1968 


Vorgesehene Ausbildungszeit 

Anzahl 

Vo 

darunter 

weiblich 

Anzahl 

Vo 

1 . Lehrlinge 





2 bis 2 V 2 Jahre 

64 340 

4.S 

53 500 

11,2 

3 Jahre 

916718 

68,2 

408 484 

86,4 

3 V 2 Jahre und mehr 

364 627 

21,1 

11 754 

2,5 

zusammen . . . 

1 345 685 

100 

473 738 

100 

2. Anlernlinge 





1 Jahr 

131 

0,3 

123 

0,3 

IV 2 Jahre 

10 604 

22,8 

10 477 

24,4 

2 J ahre 

35 815 

76,9 

32 304 

75,4 

zusammen . . . 

46 550 

100 

42 904 

100 


Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 


Auch unter den überarbeiteten Ausbildungsord- 
nungen sind zu wenige, die aufgrund wissen- 
schaftlicher Untersuchungen aufgestellt wurden. 
Insgesamt sind auch sie den Veränderungen der 
Berufswelt, den individuellen Bedürfnissen und 
den neueren berufspädagogischen Erkenntnissen 
noch nicht genügend nachgekommen. 

Die Ausbildungsordnungen aus der Zeit vor 1945 
entsprechen nicht einmal den gegenwärtigen An- 
forderungen des angestrebten Erwerbsberufs. Sie 
haben deshalb in der Praxis der betrieblichen 
Ausbildung nur noch geringe Bedeutung. 

Getrennte Zuständigkeiten 

Ein besonderes Problem stellt die inhaltliche 
Koordinierung von Unterricht in der Berufsschule 
und Ausbildung im Betrieb dar. Das liegt einmal 
daran, daß der Zeitanteil der Berufsschule zu ge- 
ring ist und daß die betriebliche Ausbildung sehr 
viel stärker differenziert ist, als es die Berufs- 
schule sein kann. Hinzu kommt die Trennung 
der Zuständigkeiten: 

— Der schulische Anteil an der Berufsausbildung 
wird in der Regel durch die Lehrpläne der 
Kultusverwaltungen bestimmt. 

— Die „Ordnungsmittel" wurden bisher z. B. für 
den Bereich der gewerblichen Wirtschaft von 
den Selbstverwaltungsorganen der Wirtschaft, 
Unternehmerorganisationen und Gewerk- 
schaften aufgestellt und vom Bundesminister 
für Wirtschaft im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung 
staatlich anerkannt. 


Tabelle 21 


Zahl der anerkannten oder überarbeiteten 
„Berufsordnungsmittel" für Lehr- und Anlernberufe 


Jahr 9 

Industrie- und 
Handels- 
kammer 

Handwerks- 

kammer 


An- 

zahl 

Vo 

An- 

zahl 

Vo 

Bis 1945 

224 

57,0 

80 

58,0 

1949 bis 1955 

55 

13,9 

1 

0,7 

1956 bis 1960 

52 

13,3 

1 

0,7 

1961 bis 1965 

39 

10,1 

37 

26,8 

1966 bis 1969 2) 

23 

5,7 

19 

13,9 

zusammen . . . 

393 

100,0 

138 

100,0 


Jahr der Anerkennung oder der letzten Überarbeitung 
bis 30. Juni 

Quelle: Deutscher Bildungsrat 


— Zwischen- und Abschlußprüfungen werden 
meist von Ausschüssen der Selbsverwaltungs- 
organisationen (Kammern) abgenommen; 
diese Ausschüsse bestehen aus Vertretern der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer sowie 
mindestens einem Berufsschullehrer. 
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Beruisfachschulen 

2. Berufliche Ausbildung kann auch in Berufsfach- 
schulen erworben werden. Diese sind Vollzeit- 
schulen mit mindestens einjähriger Schulzeit, die 
entweder 

— eine betriebliche Berufsausbildung ganz oder 
teilweise ersetzen und häufig zugleich einen 
mittleren Schulabschluß vermitteln oder 

— auf solche Berufstätigkeiten vorbereiten, für 
die es keine anerkannten Ausbildungsberufe 
gibt. 

Schließlich gibt es auch Berufsfachschulen, die 
auf eine nachfolgende berufliche Ausbildung im 
Betrieb vorbereiten. 


Die Zahl der Berufsfachschulen und ihrer Schüler 
hat sich seit 1950 mehr als verdoppelt und steigt 
weiter an. Die Zahl der Berufsfachschüler ist 
gegenüber der Zahl der Lehr- und Anlernlinge 
in einem betrieblichen Ausbildungsverhältnis je- 
doch immer noch sehr gering (vgl. Tabelle 18). 

Rund drei Viertel der Berufsfachschulen zählen 
zur kaufmännischen Fachrichtung. Schulen ge- 
werblicher, pflegerischer und sozialer Fachrich- 
tung werden zunehmend geschaffen. Berufsfach- 
schulen werden überwiegend von Mädchen be- 
sucht; ihr Anteil betrug 1966 fast zwei Drittel 
(109 000 von insgesamt 176 000). 


Grafik 10 


Berufsfachschüler nach Fachriditungen 
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3. Weiterführende Schulen im beruflichen Bildungs- 
wesen, deren Besuch freiwillig ist, sind die Be- 
rufsaufbauschule, die Fachoberschule und das 
Technische Gymnasium. 

Beruf sauJbauschuIe 

Ziel der Berufsaufbauschule ist es, vor allem ehe- 
maligen Hauptschülern eine erweiterte berufs- 
theoretische und allgemeine Bildung bis zu 
einem mittleren Bildungsabschluß („Fachschul- 
reife") zu vermitteln und sie auf den Besuch 
einer Höheren Fachschule vorzubereiten. Die 
Berufsaufbauschule wird während und nach der 
beruflichen Ausbildung im Betrieb besucht und 
dauert in der Regel eineinhalb (in Vollzeitform) 
oder dreieinhalb Jahre (in Teilzeitform). 

Fach üb er schulen 

Fachoberschulen werden z. Z. nach dem Beschluß 
der Kultusministerkonferenz vom 6, Februar 1969 
in fast allen Bundesländern aufgebaut. Sie setzen 
einen mittleren Bildungsabschluß voraus und 
sollen in zwei Jahren (Klassen 11 und 12) die 
Fachhochschulreife für den Besuch der Fachhoch- 
schulen vermitteln. Sie können nach Auffassung 
der Bundesregierung nur als Ubergangslösung 
verstanden werden, da es künftig weder im 
System der Abschlüsse (vgl. Teil B V c) eine 
gesonderte Fachhochschuireife noch im Gesamt- 
hochschulbereich eine eigenständige Fachhoch- 
schule geben sollte. — Bildungsgänge, die der 
Fachoberschule entsprechen, sollten künftig Be- 
standteil der Sekundarstufe II und ihrer Ab- 
schlüsse sein. 

Tedinisdws Gymnasium 

Die technischen Gymnasien, von denen es nur 
wenige in Baden-Württemberg und in Hessen 
gibt, setzen einen mittleren Bildungsabschluß 
voraus und führen Schüler, die in der Regel 
schon eine berufliche Erstausbildung abgeschlos- 
sen oder berufspraktische Erfahrung gewonnen 
haben, in einer dreijährigen Sekundarschulstufe 
zur Hochschulreife technisch-naturwissenschaft- 
licher Richtung. 

Die beruflichen Schulen dieser drdtten Gruppe 
sind — als weiterführende Schulen — von grund- 
sätzlichem bildungspolitischen Interesse, da sie 
erstmals innerhalb des berufsbildenden Schul- 
wesens einen Zugang zum Hochschulbereich er- 
öffnen. Allein durch ihre Existenz bestätigen sie 
die Notwendigkeit, die traditionelle Trennung 
von beruflicher und allgemeiner Bildung zu 
überwinden; in ihrer derzeitigen Organisations- 
form aber verfestigen sie die Trennung in einem 
vertikal gegliederten System (vgl. hierzu auch 
Teil B V c). 

Zweiter Bildungsweg 

Eine ähnliche bildungspolitische Funktion haben 
auch die je rund vierzig Abendgymnasien und In- 
stitute zur Erlangung der Hochschulreife (Kol- 
legs) mit etwa 14 000 Studierenden, die als „zwei- 


ter Bildungsweg" aus der beruflichen Bildung 
und der Berufstätigkeit zur Hochschulreife füh- 
ren. Inhaltlich sind sie überwiegend von der 
Bildungstradition des Gymnasiums geprägt und 
eröffnen deshalb vor allem den Abbrechern des 
„ersten Bildungsweges" eine neue Aufstiegs- 
chance. 

Fachschulen 

4. Die Fachschulen nehmen sowohl nach dem Alter 
ihrer Schüler wie auch nach ihrer Funktion eine 
Sonderstellung ein. Sie werden sich auch in Zu- 
kunft nicht voll in die Sekundarstufe II einglie- 
dern lassen. Sie setzen in der Regel eine Berufs- 
ausbildung und/oder eine hinreichend lange Be- 
rufserfahrung voraus, vermitteln eine vertiefte 
berufliche Ausbildung oder eine Fortbildung und 
sollen auf gehobene Stellungen im Berufsfeld des 
Studierenden vorbereiten. Neben den Fachschu- 
len in öffentlicher Trägerschaft gibt es eine Viel- 
zahl unterschiedlicher privater Träger und Or- 
ganisationsformen. 


Der Strukturwandel der beruflichen Bildung 

Kritik und Unruhe 

Je mehr das berufliche Bildungswesen in der allge- 
meinen bildungspolitischen Diskussion beachtet 
wird, desto stärker werden auch seine Mängel be- 
kannt. Unruhe in der berufstätigen Jugend und 
öffentliche Kritik an der beruflichen Bildung nehmen 
ZU; die Bundesregierung nimmt dies sehr ernst. 

Strukturwandel 

Auch der Bereich der beruflichen Bildung befindet 
sich in einem tiefgreifenden Strukturwandel. Die 
Proibleme und Aufgaben, die sich dabei ergeben, 
sind im Zusammenhang mit grundsätzlichen bil- 
dungs- und gesellschaftspolitischen Fragen zu sehen, 
die bereits in der Einleitung und zu Beginn des 
Teiles B dieses Berichts dargestellt wurden. Die 
folgende Darstellung beschränkt sich darauf, die 
allgemeine Problematik in einigen Punkten kon- 
kreter aufzuzeigen. 

Neue Bedingungen 

Die Anforderungen der Berufswelt an die Quali- 
fikation des Berufstätigen verändern sich so rasch 
und so stark, daß „Ausbildungsberuf" und „Erwerbs- 
beruf" sich zunehmend voneinander unterscheiden 
werden. Der „Lebensberuf" als Ziel der Ausbildung 
und die überkommene Form der Lehre können schon 
deshalb nur noch sehr bedingt als Modell gelten. In 
welchem Umfang sich die unerläßliche Verbindung 
von Theorie und Praxis in der traditionellen Aus- 
prägung des dualen Systems als tragfähig erweisen 
wird, kann heute nicht endgültig beantwortet wer- 
den. Mit Sicherheit läßt sich allerdings schon sagen, 
daß der theoretische Anteil der Ausbildung im dua- 
len System, so wie er heute zur Verfügung steht, 
nicht mehr ausreicht. Angesichts des bestehenden 
Lehrermangels kann auch bei Ausschöpfungen aller 
Möglichkeiten wohl nur eine schrittweise Verbes- 
serung erreicht werden. 
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Notwendige Konsequenzen 

Die Berufs ausibildung orientiert sich noch zu stark 
an den gegenwärtig geforderten Kenntnissen und 
Fertigkeiten für den betreffenden Beruf. Sie kann 
damit die Interessen und Aufstiegschancen der Ler- 
nenden und auf längere Sicht auch die Befriedigung 
des Gesamtbedarfs an qualifizierten Arbeitskräften 
gefährden. Deshalb darf die Berufsausbildung nicht 
länger auf die Einübung bestimmter beruflicher Tä- 
tigkeiten beschränkt sein, sondern muß ein größeres 
Gewicht auf die systematische Vermittlung theoreti- 
scher Grundlagen und auf ein breites Verständnis 
für ein Berufsfeld legen. Auf dieser Grundlage kann 
dann die Fachbildung aufbauen und stufenweise zu 
dem Spezialisierungsgrad führen, der den qualitati- 
ven Anforderungen der Berufswelt entspricht. 

Entspezialisierung 

Diese Forderung nach Entspezialisierung der beruf- 
lichen Grundbildung stellt das berufliche Bildungs- 
wesen vor schwere Aufgaben und Probleme. Gleiche 
und ähnliche („verwandte") Fähigkeiten mehrerer 
„Erwachsenenberufe" müssen zu „Ausbildungsberu- 
fen", verwandte Tätigkeiten mehrerer Ausbildungs- 
berufe wiederum zu einer „beruflichen Grundbil- 
dung" zusammengefaßt werden. Curricula für 
Grundbildung und Spezialisierung sind zu ent- 
wickeln. 

Polyvalenz 

Bei der Ausbildung, die zur Ausübung eines Berufs 
befähigen soll, muß die mehrfache berufliche Ver- 
wendbarkeit der vermittelten Qualifikationen an- 
gestrebt werden (Polyvalenz). 

Aus dem Wandel in den Anforderungen der Berufs- 
welt ergibt sich eine weitere Forderung an das be- 
rufliche Bildungswesen, der es heute nicht aus- 
reichend gerecht wird: Der Berufstätige muß in der 
Lage sein, sich auf neue Arbeitsbedingungen einzu- 
stellen. 

Mobilität und freie Berufswahl 

Voraussetzung dafür ist, daß er während der Berufs- 
ausbildung mehr und auch anderes lernt als das, 
was er für die unmittelbaren Anforderungen der 
beruflichen Tätigkeit braucht. Das liegt nicht nur im 
allgemeinen Interesse der Wirtschaft, sondern vor 
allem im eigenen Interesse des Lernenden. Eine so 
angelegte Ausbildung sichert ihm größere Unab- 
hängigkeit vom Arbeitsplatz und Freiheit der Be- 
rufswahl. Sie verbessert die Voraussetzung für den 
beruflichen Aufstieg, ermöglicht die Durchlässigkeit 
zwischen berufs- und studienbezogenen Ausbil- 
dungsgängen und schafft zugleich inhaltliche Vor- 
aussetzungen für eine Integration von berufsbezo- 
gener und allgemeiner Bildung. Zur beruflichen Bil- 
dung in diesem Sinne gehört auch eine politisch- 
gesellschaftiiche Bildung, die die Aufnahmefähigkeit 
und Hbereitschaft der Lernenden ebenso berücksich- 
tigt wie ihre Interessen. 


Lehrling als Arbeitskraft ! 

Schwierigkeiten in Kleinbetrieben 

Infolge des Strukturwandels der beruflichen Bildung 
und der neuen Anforderungen, die sich daraus er- 
geben, verschärft sich das Problem der unterschied- 
lichen Qualität der Ausbildung. Viele, besonders 
kleinere Betriebe, können den Anforderungen einer 
modernen Lehrlingsausbildung nicht mehr genügen 
weil die Ausbildung dort ausschließlich im Betriebs- 
ablauf durchgeführt und der Lehrling mit Arbeiten 
beschäftigt wird, die nicht ausbildungsfördernd sind. 

Eine solche Verwendung des Lehrlings als Arbeits- 
kraft bedeutet für ihn eine Benachteiligung. Daraus 
kann in Zukunft aber auch für viele Betriebe eine 
Existenzfrage werden, wenn sie keine Lehrlinge 
mehr bekommen. 

Überbetriebliche Lehrwerkstätten 

Berufsgruppen, für die solche kleineren Betriebe 
typisch sind, müssen deswegen daran interessiert 
sein, daß der Nachwuchs künftig wesentlich stärker 
als bisher in überbetrieblichen Lehrwerkstätten ge- 
schult wird. 


Ansätze zur Reform 

Die bestehenden Reformansätze gehen auf die Ini- 
tiative und Zusammenarbeit von Betrieben und 
Schulen, Selbstverwaltung und Staatsverwaltung 
zurück. Die Unterstützung durch die Wissenschaft 
und durch Beratungsgremien spielt eine wachsende 
Rolle. Bei den Reformansätzen handelt es sich in der 
Mehrzahl um Binzeimaßnahmen zur Verbesserung 
und Ergänzung des Systems, auf die bereits in der 
Darstellung der Situation und ihrer Probleme hin- 
gewiesen wurde, so z. B.: 

Verbesserungen und Ergänzungen 

— Einrichtung von betriebsinternen und auch über- 
betrieblichen Lehrwerkstätten 

— Neue schulische Ausbildungsformen und Ausbau 
des „zweiten Bildungsweges" 

— Überprüfung der Ausbildungsordnungen mit dem 
Ziel der Modernisierung und der Konzentration. 

Versuche und Modelle 

In einigen Modellen und Versuchen zeigen sich 
neue Ansätze: 

— Grund- und Stufenausbildungen werden erprobt. 

— Die Didaktik der Berufsschule wird — vor allem 
in den fachspezifischen Bereichen — weiterent- 
wickelt; neue Unterrichtstechnologien werden 
erprobt (z. B. schulinternes Demonstrationsfern- 
sehen in Berufsschulen). 

— Berufsschullehrer werden stärker, wenn audi 
noch nicht genügend, an den Lehrabschlußprü- 
fungen beteiligt. 

— Es gibt eine Tendenz zur Verkürzung der Lehre 
für bestimmte Berufe oder auf Grund individu- 
eller Voraussetzungen. 
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Die Erfahrungen mit dem Berufsgrundschuljahr, das 
als 10. Schuljahr in einigen Ländern an Berufsschu- 
len und an Hauptschulen erprobt wird, können für 
umfassendere Reformen von besonderem Wert sein. 

Berufsbildungsgesetz 1969 

Das Berufsbildungsgesetz von 1969 hat neue recht- 
liche und sachliche Voraussetzungen für Reformen 
geschaffen. Dazu gehören Bestimmungen über Be- 
gründung und Inhalt sowie Beginn und Beendigung 
des Berufsausbildungsverhältnisses, die öffentlich- 
rechtliche Ordnung der Berufsbildung, die partner- 
schaftliche Mitwirkung aller an der Berufsbildung 
Beteiligten („Berufsbildungsausschüsse") und die 
Berufsbildungsforschung. 

Bei den Vorschriften der öffentlich-rechtlichen Ord- 
nung der Berufsbildung liegen die Schwerpunkte in 
folgenden Bereichen: 

— Voraussetzungen für die Eignung der Ausbilder 
und der Ausbildungsstätten; 

— staatliche Anerkennung von Ausbildungsberufen 
und Entwicklung von Ausbildungsordnungen, die 
Regelungen für die Ausbildungsdauer, -berufs- 
bilder und -rahmenpläne sowie für die Prüfungs- 
anforderungen enthalten; 

— Überwachung der Ausbildung und Durchführung 
der Prüfungen. 

Bundesinstitut iür Berufsbildungslorschung 

Mit dem Berufsbildungsgesetz wird ein Bundesinsti- 
tut für Berufsbildungsforschung begründet, das vor 
allem Grundlagenforschung sowie Curriculumfor- 
schung und -entwicklung betreiben soll. 

Tendenzen in anderen Staaten 

In anderen europäischen Staaten sind die Reform- 
ansätze heute vielfach denen in der Bundesrepublik 
ähnlich. Insgesamt herrscht die Tendenz zu stärke- 
rer lehrgangsmäßiger Gestaltung bisher praxisinte- 
grierter Ausbildungsgänge vor. überall wächst das 
öffentliche Interesse an der Qualität der betrieb- 
lichen Ausbildung. 

Die Integration allgemeiner und beruflicher Bil- 
dungsinhalte ist in den letzten zwanzig Jahren am 
konsequentesten in den osteuropäischen Ländern 
und in der DDR betrieben worden. Diese Entwick- 
lung wird in westlichen Ländern mit großer Auf- 
merksamkeit verfolgt. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Berufliche Bildung als öffentliche Aufgabe 

Die berufliche Bildung ist wie die allgemeine schu- 
lische Bildung eine öffentliche Aufgabe. Sie ist ge- 
meinsam von Bund und Ländern, mit den Selbstver- 
waltungsorganisationen der Wirtschaft und mit Leh- 
rern und Schülern wahrzunehmen. Die Bundesregie- 
rung wird die neuen Möglichkeiten des Berufsbil- 
dungsgesetzes ausschöpfen, um dieser Verantwor- 


tung gerecht zu werden. Sie strebt dabei — in weit- 
gehender Übereinstimmung mit den Empfehlungen 
des Deutschen Bildungsrates — die folgenden Ziele 
an: 

Reform des dualen Systems 

1. Die Verbindung von Theorie und Praxis soll er- 
halten, in ihrer Ausgestaltung aber gründlich 
reformiert werden. Neben die Ausbildung im 
dualen System sollen verstärkt Vollzeitschulen 
treten, die Teile der Berufsausbildung überneh- 
men, und zwar zunächst in Bereichen, die dafür 
besonders geeignet 'Sind o-der in denen die För- 
derung der Lernenden dies notwendig macht. Da- 
bei kann auch in bestimmten Zeitabschnitten 
zwischen Vollzeitunterricht und betrieblicher 
Ausbildung gewechselt werden (Blockunterricht). 

Beruf sgrundbildungsjahr 

2. Das erste Jahr der Berufsausbildung soll — ent- 
sprechend der Empfehlung des Bildungsrates — 
als Berufsgrundbildungsjahr gestaltet werden. 

Es dient einer Grundbildung in einem Berufsfeld, 
die aus der unmittelbaren Bindung an spezielle 
Tätigkeiten in Produktion, Handel oder Ver- 
waltung gelöst ist. Die Grundbildung soll auch 
politische, sportliche und musische Bildung um- 
fassen. Sie kann in beruflichen Schulen oder 
in entsprechenden betrieblichen und überbetrieb- 
lichen Einrichtungen, z. B. Lehrwerkstätten, er- 
folgen, wobei jedoch für beide Alternativen die 
gleichen Curricula gelten müssen. Das Berufs- 
grundbildungsjahr soll die Voraussetzung dafür 
schaffen, daß die anschließende berufliche Fach- 
bildung gegenüber der heute dafür üblichen 
Ausbildungszeit gekürzt werden kann. 

Berufliche Fachbildung 

3. Die berufliche Fachbildung baut auf dem Berufs- 
grundbildungsjahr auf. Sie soll möglichst in sich 
gestuft sein und ein bis zwei Jahre dauern. Eine 
Auflösung der gegenwärtigen Ausbildungsgänge 
darf aber nicht dazu führen, daß Kurzausbildun- 
gen vor allem für leistungsschwache Lehrlinge 
geschaffen werden, die danach wenig qualifi- 
zierte Arbeiten übernehmen, über das Verhält- 
nis von fachpraktischen und theoretischen Aus- 
bildungsanteilen muß — unabhängig davon, ob 
ein Teil der Ausbildung ln Betrieben stattfindet 
— nach Berufen unterschiedlich entschieden wer- 
den. Dabei wird der Anteil der theoretischen Aus- 
bildung wesentlich an Bedeutung gewinnen 
müssen. 

Sekundarstufe 11 

4. Die Bundesregierung faßt alle Studien- und be- 
rufsbezogenen Ausbildungsvorgänge nach Ab- 
schluß der Sekundarstufe I als eine zusammen- 
hängende Stufe des Bildungswesens auf. Sie 
schließt sich der Konzeption der Bildungskom- 
mission des Deutschen Bildungsrates an, nach 
der an den Schulen der Sekundarstufe II nach 
Möglichkeit sowohl berufsbezogene als auch 
studienbezogene Ausbildungsgänge eingerichtet 
werden sollen. Der Prozeß der Integration sollte 
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durch entsprechende Curricula vorbereitet, er- 
probt und schrittweise — besonders für künf- 
tigen Schulbauplanungen — auch institutionell 
vollzogen werden. 

Übergänge und Durchlässigkeit 

5 . Die Bundesregierung unterstützt alle Bemühun- 
gen, die Übergänge zwischen verschiedenen Aus- 
bildungswegen zu erleichtern und die Durchläs- 
sigkeit zu erhöhen. Ein Weg dazu ist die Auf- 
teilung von Ausbildungsgängen in einzelne Aus- 
bildungseinheiten, die in verschiedener Kombi- 
nation und Zeitfolge absolviert werden können 
(„Baukastenprinzip"). Auf diese Weise Wird auch 
das spätere Nachholen von Abschlüssen erleich- 
tert. Ebenso muß jeder Schüler die Möglichkeit 
haben, in Verbindung mit der beruflichen Bil- 
dung den Abschluß der Sekundarstufe I nach- 
zuholen oder zu ergänzen. 

Möglichkeiten des Beruisbildungsgesetzes 

6 . Die Bundesregierung wird mit Hilfe der Mög- 
lichkeiten, die ihr durch das Berufsbildungsgesetz 
gegeben sind, eine umfassende Planung der be- 
trieblichen Ausbildung einleiten. Dafür strebt 
sie eine enge Zusammenarbeit mit den für die 
Berufsschulen zuständigen Länderregierungen an. 
Sie wird sich dabei vor allem für folgende 
Maßnahmen einsetzen: 

— Entwicklung und Überprüfung der Curricula 
durch die periodische Überarbeitung der Aus- 
bildungsrahmenpläne und Prüfungsanforde- 
rungen; dabei soll die schulische Seite der 
Ausbildung mit einbezogen werden; 

— Erhöhung der Anforderungen an die Qualifi- 
kation der Ausbilder; 

— periodische Untersuchung der Ausbildungs- 
qualität der Betriebe und Veröffentlichung der 
Ergebnisse nach den von der Bildungskom- 
mission des Deutschen Bildungsrats empfoh- 
lenen Kriterien (u. a. Vollständigkeit, Plan- 
mäßigkeit und theoretische Fundierung der 
Ausbildung; Einsicht in die sozialen Struk- 
turen und Prozesse der Betriebe; Relation 
Lehrlinge — Ausbilder) . 

Diese Untersuchungen können der Information 
der Lehrenden und Lernenden, der Ausschaltung 
ungeeigneter Betriebe, der Beratung aller Betei- 
ligten und der Erarbeitung von Kriterien für eine 
mögliche überbetriebliche Finanzierung dienen. 

Reform des Prüfungssystems 

7 . Wenn die Ausbildung im dualen System nach den 
vorstehenden Zielvorstellungen organisiert wird, 
verändert sich auch das Prüfungssystem. Es muß 
ein einheitliches Niveau für die Prüfungen an- 
gestrebt, das Verfahren objektiviert und die Prü- 
fung gegliedert werden (z. B. durch Einzelzertifi- 
kate für einzelne Ausbildungseinheiten). 


q vgl. Empfehlungen der Bildungskomraission des Deut- 
schen Bildungsrats „Zur Verbesserung der Lehrlings- 
ausbildung" vom Januar 1969, Seite 31 bis 41 


Finanzierungsmodelle 

8 . Die Bundesregierung hält die vom Deutschen 
Bildungsrat vorgeschlagenen Finanzierungsmo- 
delle für die betriebliche Berufsausbildung als 
Diskussionsgrundlage grundsätzlich für geeig- 
net ^). 


c) Abschlüsse, Berechtigungen, Laufbahnen 

Das Schulwesen in der Bundesrepublik wurde bisher 
stark durch spezifische Abschlüsse und die mit 
ihnen verbundenen Berechtigungen geprägt. Die 
meisten Abschlüsse sind jeweils an eine bestimmte 
Schulform gebunden und lassen kaum eine Differen- 
zierung nach individuellen Begabungen und Inter- 
essen zu. Sie berechtigen für bestimmte Laufbahnen 
und verteilen somit Sozialchancen. Damit setzt sich 
die Ungleichheit der Bildungschancen in der Berufs- 
welt fort. Eine Reform des Bildungswesens, die vor 
allem auch eine gerechte Verteilung der sozialen 
Chancen zum Ziel hat, muß daher die Reform der 
Abschlüsse mit einschließen. Die Bildungskommis- 
sion des Deutschen Bildungsrates hat noch vor Ver- 
abschiedung des „Strukturplans für das Bildungs- 
wesen" eine gesonderte Empfehlung zur Neugestal- 
tung der Abschlüsse im Sekundarbereich ^) ver- 
öffentlicht, der sich der Wissenschaftsrat ange- 
schlossen hat. Aus diesen gemeinsamen Empfehlun- 
gen müssen alsbald ausbildungs- und laufbahnrecht- 
liche Konsequenzen gezogen werden. 


Zur Situation 

Hauptschulabschluß 

Der Hauptschulabschluß bezeichnet im Unterschied 
zum Abgangszeugnis nach Beendigung der Schul- 
pflicht den erfolgreichen Abschluß der 9. Klasse der 
Hauptschule. Er ist Voraussetzung für den Eintritt 
in eine Reihe beruflicher Ausbildungsgänge sowie in 
berufliche Vollzeitschulen (Berufsfachschulen). Der 
Hauptschulabschluß in seiner jetzigen Form hat sich 
erst in den sechziger Jahren in den einzelnen Län- 
dern schrittweise durchgesetzt. 

Mittlere Abschlüsse 

Der Realschulabschluß ist die Grundform der „Mitt- 
leren Reife". Der Abschluß der 10. Klasse des 
Gymnasiums ist ihm gleichgestellt. Ein „mittlerer" 
Bildungsabschluß mit unterschiedlichem Inhalt, aber 
von grundsätzlich gleicher Wertigkeit im Anspruch 
und in der Berechtigung kann auch an Berufsfach-, 
an Berufsaufbau- und an Handelsschulen erworben 
werden. Soweit er eine berufliche Ausbildung oder 
Vorbildung (Praktikum) einschließt oder durch sie 
ergänzt wird, berechtigt der mittlere Abschluß als 
„Fachschulreife" zum Besuch einer Höheren Fach- 
schule. Er ist ferner die Voraussetzung für eine 
Reihe von Ausbildungsgängen für mittlere Füh- 

q Empfehlungen der Bildungskommission zur Neugestal- 
tung der Abschlüsse im Sekundarschulwesen vom 
7./8. Februar 1969 
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rungsberufe in Verwaltung und Wirtschaft. Neu ist 
die Funktion der „mittleren Reife" als Zugangsvor- 
aussetzung zur Fachoberschule. 

Die Grafik 11 gibt einen Überblick über die Ver- 
teilung der mittleren Abschlüsse auf die verschie- 
denen Schulformen im Jahr 1967. 

Hodxadiulteiie 

Das „Zeugnis der Reife" (Abitur) wird mit der Ab- 
schlußprüfung des Gymnasiums erworben. Es be- 
rechtigt grundsätzlich zu jedem Studiengang an wis- 
senschaftlichen Hochschulen. 

Neben der allgemeinen Hochschulreife gibt es die 
fachgebundene Hochschulreife. Sie berechtigt je- 
weils nur für fachspezifische Studiengänge oder 
-fächer. 

Von den 73 264 Abiturienten (Gymnasien und Ex- 
terne) im Jahre 1968 waren 28 642 weiblich, das sind 
etwa 3§'**/o. Von den Absolventen der Ingenieur- 
schulen wurde 1968 insgesamt 2606 die fachge- 
bundene Hochschulreife zugesprochen. 

Die quantitative Expansion der Abiturientenzahlen 
und die partielle inhaltliche Veränderung des Ab- 
iturs hat bisher an der tatsächlichen starren Bindung 
zwischen Abitur und Hochschulstudium nichts ge- 
ändert. Die Zulassungsberechtigung zur Hochschule 
wird nach wie vor fast ausschließlich am Gymnasium 
erworben. Etwa 9 von 10 Abiturienten nehmen ein 
Studium auf, während der Anteil der Studienanfän- 
ger, die nicht vom Gymnasium kommen, unter lOVo 
liegt. 

F ach hochsdiul reife 

Ab 1971 soll auf Beschluß der Kultusministerkonfe- 
renz über die Einrichtung von Fachoberschulen ein 
neuer Abschluß mit Hochschulzugang geschaffen 
werden: die „Fachhochschulreife". 



Tabelle 22 


Entwicklung der Abiturientenzahl seit 1952 


Abiturienten 

1952 

1955 

1960 

1965 

1968 

Gymnasien 

26 796 

31 773 

55 721 

47 848 

73 264 

Externe 

378 

357 

1 358 

744 

418 

Wirtschaftsgymnasien 

394 

923 

1 527 

1 319 

714 

Abendgymnasien 

• 

. 

807 

1 087 

1 302 

Kollegs 

• 

• 

109 

749 

1 334 

insgesamt 

27 568 

33 053 

59 222 

51 747 

77 032 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Probleme 

1. Abschlüsse an allgemeinbildenden Schulen 

Die Problematik des derzeitigen Abschluß- und 
Berechtigungswesens und die Dringlichkeit einer 
umfassenden Neugestaltung wird gerade dort am 
deutlichsten, wo in den letzten Jahren Verbesse- 
rungen und Reformansätze innerhalb des bestehen- 
den Systems zu verzeichnen sind. Hierfür werden 
im folgenden einige Beispiele gegeben: 

Hauptschulabschluß 

Der Hauptschulabschluß heutigen Zuschnitts soll den 
Wert der Hauptschulbildung erhöhen und damit 
auch der akuten Gefahr begegnen, daß die Haupt- 
schule in Konkurrenz mit Realschule und Gymna- 
sium zu einer „Restschule" wird. Dieser Weg birgt 
zwei Möglichkeiten, die zu bildungspolitisch unter- 
schiedlichen Entwicklungen führen könnten. Entwe- 
der gleichen sich Lerninhalte und Lernziele der 
Hauptschule denen der entsprechenden Klassen in 
Realschule und Gymnasium weitgehend an; damit 
würde der Sinn der organisatorischen Dreigliedrig- 
keit vom Bildungsziel her in Frage gestellt. Oder 
die Hauptschule entwickelt ihr eigenes, anspruchs- 
volles und „undurchlässiges" Curriculum; dann wird 
der Übergang zwischen den verschiedenen Schul- 
formen neuerlich erschwert oder vollends unmöglich 
gemacht. 

Mittlerer Abschluß 

Wer heute nach 9 Schuljahren aus der Realschule 
oder aus dem Gymnasium abgeht, hat im Gegensatz 
zum Hauptschüler überhaupt keinen Abschluß. Dem 
begabten Hauptschüler mit qualifiziertem Schulab- 
schluß stehen andererseits im allgemeinbildenden 
Schulwesen nur noch Aufbauformen zur Wahl. Da- 
neben stehen ihm mit der „Berufsreife" berufliche 
Bildungsgänge offen, die ihrerseits die Möglichkeit 
zu weiteren Abschlüssen bieten können. Wo die 
Möglichkeit des Aufstiegs von der Hauptschule zur 
Fachoberschule eröffnet werden soll, bedeutet dies 
zwar eine Verbesserung, zugleich birgt sie aber 
auch die Gefahr, daß die Trennung der Bildungs- 
gänge, die im 10. oder 12. Lebensjahr beginnt, sich 
in den tertiären Bildungsbereich fortsetzt. 

Unterschiedliche Wertung 

Diese Gefahr scheint der mittlere Abschluß mit sei- 
nen vielfältigen Inhalten und Berechtigungen noch 
am ehesten auszuschließen. Bei näherer Betrachtung 
aber hält auch dieser Eindruck den tatsächlichen 
Verhältnissen nicht stand: denn auch hier sind die 
Differenzierungen nach Inhalt und Berechtigung 
nicht primär von den Interessen und Fähigkeiten des 
Schülers bestimmt, sondern von der Schulform, an 
der der Abschluß erworben wird. Obwohl der mitt- 
lere Abschluß am Gymnasium vom Bildungsgang 
her am wenigsten als „Abschluß" zu bezeichnen ist, 
berechtigt er zum Besuch der normalen gymnasialen 
Oberstufe. Der Realschulabsolvent dagegen kann 
diese Oberstufe meist nur unter sehr erschwerten 
Bedingungen besuchen, da ihm fachliche Voraus- 


setzungen fehlen. Selbst für die Aufnahme in Auf- 
bauformen, auch F-Gymnasien genannt (das sind 
Gymnasien der Klassen 11 bis 13, die zu einer fach- 
gebundenen Hochschulreife führen), muß er noch 
eine Reihe von Zusatzbedingungen erfüllen (Quali- 
tät der Noten, Eignungsgutachten). 

Die Fachschulreife hat innerhalb des Bildungswe- 
sens praktische Bedeutung nur als Voraussetzung für 
die anschließenden Formen der berufsbildenden 
Schulen erlangt. 

Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß die 
Berechtigungen und Wahlmöglichkeiten, die der 
mittlere Abschluß bietet, weitgehend durch die 
Schulform, an der er erworben wurde, vorgegeben 
und eingeschränkt werden. 

Probleme der Hochschulreife 

Bei der heute gültigen Form der allgemeinen Hoch- 
schulreife ergeben sich andere Probleme. Sie geht 
von der Konzeption einer anspruchsvollen wissen- 
schafts-propädeutischen Bildung aus, die für jeden 
Studiengang als notwendig und zugleich hinreichend 
betrachtet wird. Der Inhalt dieses verbindlichen 
Kerns ist im sogenannten „Tutzinger Maturitäts- 
katalog" von 1958 festgehalten. 

In der eingeschränkten oder fachgebundenen Hoch- 
schulreife ist dieser Kernbereich verkleinert; dafür 
wird die Schwerpunktbildung im gewählten Fach- 
bereich als Ausgleich betrachtet. So kommt es zu der 
Paradoxie, daß einerseits mit einem Minimum an 
Oberstufenunterricht in bestimmten Kernfächern 
und mit schlechten Durchschnittsnoten die allgemeine 
Hochschulreife erworben werden kann, während 
andererseits der begabte Realschulabsolvent im F- 
Gymnasium unter erschwerten Aufstiegsbedingun- 
gen selbst mit besten Durchschnittsnoten nur eine 
eingeschränkte Hochschulreife erhält. Diese einge- 
schränkte Hochschulreife kann wiederum durch eine 
Ergänzungsprüfung in Latein, Französisch oder Rus- 
sisch erweitert werden. Dann wird sie nicht nur auf 
das Studium dieser Sprache ausgerichtet, sondern 
wird zu einer allgemeinen, uneingeschränkten Hoch- 
schulreife. Bestimmte Formen der fachgebundenen 
Hochschulreife qualifizieren wohl für das Lehramts- 
studium etwa in den Naturwissenschaften, berechti- 
gen jedoch nicht zu Studiengängen in den gleichen 
Disziplinen, die zu Diplom oder Promotion führen. 

Fragwürdige Leistungsbewertung 

Problematisch wie die Abschlüsse sind auch die 
Leistungsbewertungen, die ihnen zugrunde liegen. 

Das gilt für die unterschiedliche Gewichtung einzel- 
ner, in ihrem wissenschaftlichen Anspruch grund- 
sätzlich gleichrangiger Fächer ebenso wie für das 
System der Leistungsmessung und Notengebung 
überhaupt. Trotz mancher Bemühungen und einiger 
Verbesserungen dienen die Zensuren in der Schule 
nach wie vor der Einstufung und Auslese, dagegen 
viel zuwenig der individuellen Förderung, Selbst- 
kontrolle und beratenden Hilfe für den Schüler. Da 
die Curricula unzulänglich sind und inhaltlich defi- 
nierte Lernziele fehlen, wird der Lehrer überfordert. 

Das Verhältnis zwischen Lehrer und Schüler wird 
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unnötig belastet. Die Noten werden zwangsläufig 
subjektiv und variieren von Schule zu Schule und 
von Land zu Land. Der stark punktuelle Charakter 
der Abschlußprüfungen und unzureichende Ver- 
gleichsmöglichkeiten erhöhen diese Spannung und 
relativieren den Aussagewert der Beurteilung. 

2. Probleme der beruflichen Abschlüsse und der 
Laufbahnberechtigungen 

Abschlüsse und Wirtschaft 

Im beruflichen Bildungswesen überwiegen die Aus- 
bildungsgänge und Abschlüsse, die auf einen un- 
mittelbaren Berufseintritt ausgerichtet sind, also vor 
allem die Lehrlingsausbildung im dualen System 
von Betrieb und Schule. Abschlüsse und Berechti- 
gungen werden hier von Stellen und unter Gesichts- 
punkten erteilt, die ausschließlich oder überwiegend 
berufliche Qualifikationen feststellen und werten. 

Die Abschlüsse, die unmittelbar zum Berufseintritt 
führen, müssen den veränderten Anforderungen der 
Berufswelt und den gesellschaftlichen Erfordernissen 
und Bedingungen angepaßt werden. Dabei sind nicht 
nur die Abschlüsse zu berücksichtigen, die heute 
im beruflichen Bildungswesen erworben werden, 
sondern darüber hinaus auch die Ausbildungs- und 
Berufsmöglichkeiten für Absolventen der zukünfti- 
gen Sekundarstufe II mit einem stärker wissen- 
schaftlich orientierten Bildungsgang. 

Das Interesse der Wirtschaft an Absolventen mit 
qualifizierten Abschlüssen der Sekundarstufe ist in 
den letzten Jahren gewachsen. Es fehlt aber noch 
weithin an Ausbildungsgängen und Laufbahnmög- 
lichkeiten, die den Übertritt in den Beruf etwa nach 
dem Abitur als eine sinnvolle Alternative zum Stu- 
dium im tertiären Bereich erscheinen lassen. Für die 
Lösung dieses Problems ist die Mitarbeit der Wirt- 
schaft unerläßlich. 

Abschlüsse und Laufbahnen im öffentlichen Dienst 
Flexiblere iMufbahiien 

Im Bereich des öffentlichen Dienstes ergeben sich 
Probleme im wesentlichen aus zwei Faktoren; Ein- 
mal ist die Laufbahnstruktur in sich nicht so flexibel, 
wie es bei den immer vielschichtiger werdenden 
Aufgaben der Verwaltung in einem modernen In- 
dustriestaat und im Interesse der beruflichen Mög- 
lichkeiten für den Einzelnen zu wünschen wäre; 
zum andern baut die Laufbahnstruktur auf dem 
heutigen Bildungssystem auf und führt vielfach zu 
einer stark formalisierten Wertung der verschie- 
denen Abschlußqualifikationen. 

Daraus ergibt sich die Aufgabe, die Laufbahnstruk- 
tur aufzulockem und sie einem differenzierten 
System von Abschlüssen anzupassen. Mobilität und 
Leistungsprinzip erfordern eine Öffnung des Lauf- 
bahnrechts, die dem Spezialisten den Zugang in die 
Verwaltung und dem Angehörigen des öffentlichen 
Dienstes den Übergang in andere Bereiche erleich- 
tert. Notwendig ist ferner eine größere Durchlässig- 
keit zwischen den Laufbahnen. 


Erster Schriti zur Neuordnung 

Die Neuordnung des Laufbahnrechts beim Bund, die 
kürzlich vorgenommen wurde, war ein orster Schritt 
in diese Richtung. Entscheidend ist, daß dem Beam- 
ten künftig mehr Anreize gegeben werden, zusätz- 
liche Qualifikationen zu erwerben und sich auf neue 
Aufgaben umzustellen. Auf der anderen Seite sind 
die Aufgaben des Öffentlichen Dienstes nicht nur 
fachlich, sondern auch innerhalb der Fachgebiete 
differenziert. Die Bewerber für den öffentlichen 
Dienst werden auch künftig mit unterschiedlicher 
Qualifikation eintreten. Entsprechend wird auch die 
Vergütung funktions- und leistungsbezogen diffe- 
renziert werden müssen. Die neigungs- und lei- 
stimgsbezogene Entwicklung der Einzelpersönlich- 
keiten dient dem Nutzen der Gesamtheit und darf 
nicht durch eine einmalige Entscheidung in einem 
frühen Lebensabschnitt eingeengt werden. 

Zusammenarbeit in anderen Bereichen 

Die Forderung nach Flexibilität und Durchlässigkeit 
gilt auch für den Bereich der Bundeswehr. Im 
„Weißbuch 1970 zur Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Lage der Bundeswehr" (Bundes- 
tags-Drucksache VI/765 S. 128 ff.) wird die Abstim- 
mung und Verknüpfung der Ausbildung und Bildung 
in der Bundeswehr mit dem zivilen Bereich beson- 
ders betont; „Ausbildungsgänge und Abschlüsse im 
gesamten militärischen Bereich sollen soweit wie 
möglich denen des zivilen Bereichs entsprechen." 

Damit wird dokumentiert, daß die Einheit des Bil- 
dungswesens auch für diesen Bereich gültig ist. Aus 
dieser Feststellung ergibt sich auch die Forderung, 
daß die übrigen Bereiche des Bildungswesens ihrer- 
seits zur Zusammenarbeit mit den Bereichen der 
öffentlichen Verwaltung bereit sein müssen. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Ein neues System von Abschlüssen muß der gesell- 
schaftspolitischen Gesamtkonzeption des Bildungs- 
wesens entsprechen. Die Abschlüsse müssen flexible 
gleichberechtigte Übergänge in weitere Ausbil- 
dungsgänge oder in den Beruf eröffnen und damit 
zugleich dem Bedarf der Arbeitswelt gerecht wer- 
den, der sich ständig wandelt und differenziert. Die 
grundsätzlichen Vorstellungen der Bundesregierung 
entsprechen weitgehend den Empfehlungen des 
Deutschen Bildungsrates zur Neugestaltung der 
Abschlüsse im Sekundarschulwesen vom Februar 
1969. 

Die Vorbereitungen zur Umstellung und die Ein- 
führung der neuen Abschlüsse gehören zu den vor- 
dringlichsten bildungspolitischen Aufgaben. Die Um- 
stellungs- und Übergangsschwierigkeiten, die sich 
besonders im Bereich der beruflichen Bildungsgänge 
und der Laufbahnstrukturen ergeben werden, dürfen 
nicht unterschätzt werden. Dennoch muß der Um- 
stellungsprozeß im Bereich der Abschlüsse inner- 
halb des nächsten Jahrzehnts abgeschlossen sein. 
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Grafik 12 


Die Gliederung des Bildungswesens in der Bundesrepublik 
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Grafik 13 


Modell eines horizontal gegliederten Bildungswes^ns 
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Abitur I 

1. Das „Abitur 1" bildet den Abschluß der zehn- 
jährigen Vollzeitschulpflicht. Es wird als erster 
qualifizierender Abschluß für alle Schüler ange- 
strebt. 

ZwiBcbenJöaungen 

2. Bis zur Einführung der zehnjährigen Vollzeit- 
schulpflicbt sollte das freiwillige 10. Schuljahr 
für Hauptschüler verstärkt angeboten und emp- 
fohlen werden, und zwar sowohl in der Form 
von Aufbauklassen, die zum ersten Abschluß 
(Abitur I) führen, als auch als Berufsgrund- 
schuljahr für diejenigen Schüler, die sich an- 
schließend für einen bestimmten beruflichen 
Bildungsgang entscheiden. 

Möglichkeiten nach dem Abitur I 

3. Nach dem Abitur I gibt es die Möglichkeit, ent- 
weder in die Berufsausbildung oder in einen der 
differenzierten Bildungsgänge, die zum Abitur II 
führen, oder in das Berufsgrundbildungsjahr 
einzutreten. 

Abitur U 

4. Das „Abitur 11", das in der Regel nach zwei 
Jahren in der Sekundarstufe II erworben wer- 
den soll, eröffnet den Zugang zum Gesamt- 
hochschulbereich oder in den Beruf. 

Quantitative Entwickiung 

5 . Im Laufe der vor uns liegenden Dekade sollen 
die Voraussetzungen dafür geschaffen werden, 
daß etwa die Hälfte eines Altersjahrganges das 
Abitur II erwerben kann, von denen wiederum 
etwa die Hälfte in den Gesamthochschulbereich 
eintritt. Diese Quoten schließen alle beruflichen 
Bildungsgänge zum Abitur II mit ein und be- 
reiten die geplante Erweiterung des Gesamt- 
hochschulbereichs vor. Sie ergeben sich, wenn 
man die Entwicklungstendenzen im bestehenden 
System und die voraussichtlichen Auswirkun- 
gen der strukturellen Reform berücksichtigt. 
Einen weiteren Anhaltspunkt gibt auch die ent- 
sprechende Entwicklung in anderen Staaten. 
Diese quantitativen Annahmen sind vorläufig 
und bedeuten keine Limitierung. Sie sind stän- 
dig zu überprüfen und fortzuschreiben. 

Oberprüiung 

6. Aufgrund der Erfahrungen der nächsten Jahre 
muß geprüft werden, ob die angestrebte Vor- 
verlegung der Einschulung auf das vollendete 
fünfte Lebensjahr für die Frage der Dauer der 
Pflichtschulzeit und des Zeitpunktes des ersten 
Abschlusses Veränderungen angebracht er- 
scheinen läßt. 


Die Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates 
sieht in ihrem „Strukturplan für das Bildungswesen'' 
(Februar 1970) eine Sekundarstufe II von zwei bis 
drei Jahren vor. — Vgl. hierzu auch Punkt 6 dieser 
Zielsetzungen (frühere Einschulung). 


Difierenzierte Abschlüsse 

7. Beide Sekundarschulabschlüsse sind inhaltlich 
nach dem individuellen Bildungsgang und Lei- 
stungsniveau differenziert. Diese Differenzie- 
rung soll — solange es noch getrennte weiter- 
führende Schulen gibt — möglichst unabhängig 
von der jeweiligen Schulform angeboten wer- 
den. Trotz Differenzierung soll ein verbindlicher 
Kernbereich von Fächern beibehalten werden, 
der jedoch etwa vom 7. Schuljahr an im weiteren 
Verlauf der Sekundarstufe zugunsten eines 
höheren Anteils des Wahlbereichs allmählich 
zurückgeht. 

Berechtigungen 

8. Jeder der beiden Sekundarschulabschlüsse soll 
einen weiten Bereich von Berechtigungen er- 
öffnen. Die Art der Berechtigungen hängt von 
der Art und dem Umfang der Differenzierung 
und dem erreichten Leistungsniveau des indivi- 
duellen Bildungsganges ab. Die Differenzierung 
erfolgt nach Fachgebieten und innerhalb ein- 
zelner Fächer nach Schwerpunkten, die auf be- 
rufliche, allgemein wissenschaftsbezogene oder 
gemischte Bildungsgänge der Sekundarstufe II 
hinführen. 

Brgänzungsmöglidikeiten 

9. Das „Profil" des Abschlusses, das sich für den 
Schüler aus Art und Niveau der Differenzierung 
ergibt, soll in der folgenden Bildungsstufe oder 
in der Weiterbildung ergänzt oder verbessert 
werden können. Besonders wichtig ist, daß eine 
Verlagerung des Schwerpunktes des ersten Ab- 
schlusses, auch durch einen Wechsel von allge- 
meiner zu berufsbildungsbezogener Ausrichtung 
und umgekehrt, in allen Formen der Sekundar- 
stufe II möglich wird. 

Vergleidhbarkeit der Abschlüsse 

10. In Verbindung mit der Reform der Curricula 
(vgl. Teil C IV) sollen die neuen Abschlüsse 
sowohl vergleichbar gemacht als auch die För- 
derung des individuellen Leistungsniveaus er- 
möglicht werden. Neue Curricula verbessern 
damit die Chancengleichheit auch bei den Ab- 
schlüssen, Übergängen und Berechtigungen. Sie 
erweitern außerdem den Entscheidungsspiel- 
raum des einzelnen und tragen dazu bei, daß 
persönliche Entscheidung und gesellschaftliche 
Nachfrage miteinander abgestimmt werden kön- 
nen. 

Neue Studiengänge und Ausbiidungsgänge 

11. Die inhaltlichen Anforderungen der neuen Ab- 
schlüsse müssen in enger Verbindung mit einer 
differenzierten Neugestaltung der Studiengänge 
im tertiären Bereich und der beruflichen Weiter- 
bildungsmöglichkeiten entwickelt werden. Da- 
bei müssen neue Ausbildungs- und Berufsmög- 
lichkeiten für Absolventen der Sekundarstufe II 
als Alternativen zum Hochschulbesuch geschaf- 
fen und die bestehenden erweitert und verbes- 
sert werden. 
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Konsequenzen lür öffentlichen Dienst 

12. Die Laufbahnen der öffentlichen Verwaltung 
sollen an die gesellschaftliche Entwicklung und 
an die ständig schwieriger und umfassender wer- 
denden Aufgaben des öffentlichen Dienstes an- 
gepaßt und entsprechend den veränderten Vor- 
aussetzungen im Bildungswesen umgestaltet 
werden. Dabei sollen die Möglichkeiten eines 
leistungsgerechten Aufstiegs und die Durch- 
lässigkeit innerhalb des öffentlichen Dienstes 


VI. Lehrer 


Von der Zahl der Lehrer, ihrer Qualität, ihrer Be- 
reitschaft zum pädagogischen und bildungspoli- 
tischen Engagement hängt es besonders ab, ob die 
inhaltlichen und strukturellen Reformbemühungen 
Erfolg haben. Es werden deshalb nicht nur mehr 
und besser ausgebildete Lehrer gebraucht, vielmehr 
muß der Lehrerberuf befriedigender, vielseitiger und 
attraktiver gestaltet werden als bisher. 


Zur Situation 

Kindergärtnerinnen 

Einen eigenen Ausbildungsgang oder eine beson- 
dere Qualifikation für den vorschulischen Bereich 
gibt es im Rahmen der Lehrerbildung bis heute 
nicht. Mit den beginnenden Schulversuchen werden 
für Kindergärtnerinnen, Erzieher, Jugendleiterinnen, 
Sozialpädagogen und Grundschullehrerinnen beson- 
dere Angebote zur Weiterbildung entwickelt. 

Verschiedene Lehrämter 

Im Lehrberuf wird nach Lehrämtern unterschieden. 
Jeder Schulform im vertikal gegliederten System 
— Grund- und Hauptschule, Realschule, Gymnasien, 
berufsbildende Schulen — entspricht ein Lehramt. 
Alle Ausbildungsgänge für Lehrer setzen die gleiche 
Eingangsqualifikation — die Hochschulreife — vor- 
aus. Sie sind jedoch nicht nur im Studieninhalt und 
-abschluß, sondern auch nach Dauer und Organisa- 
tion der Ausbildung, in beamten- und besoldungs- 
rechtlicher Einstufung und hinsichtlich der Auf- 
stiegsmöglichkeiten verschieden. 

Grund- und Hauptschullehrer 

Die Ausbildung der Grund- und Hauptschullehrer 
hat sich seit den zwanziger Jahren schrittweise 
— vom Seminar über Akademien zu Pädagogischen 
Hochschulen — zu einer akademischen Lehrerbil- 
dung entwickelt. Status und Organisationsform der 
Ausbildungsstätten variieren in den einzelnen Län- 
dern. Es gibt eigenständige Pädagogische Hoch- 
schulen und verschiedene Formen der Verbindung 
oder Integration mit der Universität. 


sowie zwischen der Verwaltung und anderen 
Berufsbereichen weiter verbessert werden. 

13. Ausbildungsgänge innerhalb des öffentlichen 
Dienstes sollen — auch im Interesse der Ent- 
scheidungsfreiheit und der beruflichen Mobilität 
des Einzelnen- — dem allgemeinen Bildungs- 
und Ausbildungswesen weitgehend angepaßt 
werden. Es ist zu prüfen, inwieweit die Über- 
nahme in das öffentliche Bildungswesen möglich 
ist. 


Die Ausstattung der Pädagogischen Hochschulen mit 
fachwissenschaftlichen Lehrstühlen steht noch in den 
Anfängen, wird jedoch in den letzten Jahren von 
einigen Ländern nachdrücklich gefördert. 

Die Studienzeit für Grund- und Hauptschullehrer 
beträgt in allen Ländern sechs Semester. In einzel- 
nen Ländern werden die Lehrer mit fachlichen und 
stufenbezogenen (Grund- oder Hauptschule) Schwer- 
punkten und in einem Referendariat im Anschluß an 
das Studium ausgebildet. 

Philologen 

Die fachwissenschaftliche Ausbildung der Gymna- 
siallehrer (Philologen) erfolgt seit Beginn des 
19. Jahrhunderts an Universitäten. Die vorgesehene 
Studiendauer beträgt im allgemeinen acht Semester, 
wird aber seit den fünfziger Jahren erheblich über- 
schritten. Auf das Studium folgt ein Referendariat 
von zwei Jahren, das wegen des akuten Lehrer- 
mangels zur Zeit vielfach um sechs oder mehr 
Monate gekürzt wird. 

Im Laufe der letzten beiden Jahrzehnte ist das 
Studium für Philologen vor allem durch die fach- 
liche Konzentration auf zwei Fächer einerseits und 
die verstärkte erziehungswissenschaftliche Ausbil- 
dung andererseits verändert worden. 

Realschullehrer 

Die Ausbildung der Lehrer an Realschulen ist von 
Land zu Land und auch innerhalb der Länder ver- 
schieden. Sie erfolgt z. T. an Pädagogischen Hoch- 
schulen und Erziehungswissenschaftlichen Abteilun- 
gen, z. T. an den Fakultäten der Universitäten. Die 
Studienzeit beträgt einheitlich sechs Semester; dar- 
auf folgt ein Referendariat. Daneben gibt es viel- 
fach noch den traditionellen Aufstiegsweg vom Lehr- 
amt an der Grund- und Hauptschule über besondere 
Weiterbildungskurse und Prüfungen. 

Berufsschullehrer 

Studienräte an berufsbildenden Schulen haben eine 
ähnliche Ausbildung wie Gymnasiallehrer. Außer- 
dem gibt es — in z. T. verschiedenen Formen in den 
einzelnen Ländern — eine Reihe anderer Lehrer- 
gruppen und Sonderregelungen. 
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Sonderadiiülehrer 

Für das Lehramt an Sonderschulen wird im allge- 
meinen eine Zusatzqualifikation zum Lehramt an 
der Grund- und Hauptschule erworben. Es gibt je- 
doch auch die Möglichkeit eines von Anfang an 
getrennten Studienganges. 

Ausmaß und Probleme des Lehrermangels 

Einen zusammenfassenden Überblick über die Ent- 
wicklung der Lehrerzahlen im Schulbereich gibt 
Tabelle 23. Trotz der steigenden Lehrerzahlen be- 
steht ein erheblicher Lehrermangel. Nachwuchs und 
Bedarf haben sich dabei nicht nur in den einzelnen 
Ländern unterschiedlich entwickelt, sondern auch in 
den einzelnen Schulformen und Fächern. So ist der 
Lehrermangel an Gymnasien und berufsbildenden 
Schulen sowie in einzelnen Fachbereichen, beson- 


ders in Mathematik und Naturwissenschaften, besorg- 
niserregend. In anderen Bereichen, so bei der Haupt- 
schule, bahnt sich wegen des verstärkten Übergangs 
der Schüler zu anderen weiterführenden Schulen 
eine Besserung an. 

Der akute Lehrermangel hat zu einer Reihe von 
Hilfs- und Notmaßnahmen geführt. Einige seien hier 
genannt: Stipendienprogramm der Stiftung Volks- 
wagenwerk für Lehramtsstudierende in Mathematik 
und Naturwissenschaften; „Ein-Fach-Studium" ; An- 
erkennung von Hochschuldiplomen als Staatsexa- 
men; kurze Zusatzstudiengänge und Sonderausbil- 
dung für Absolventen höherer Fachschulen zu 
Studienräten an berufsbildenden Schulen in einzel- 
nen Ländern. 

Eine Dokumentation der Kultusministerkonferenz 
über die Entwicklung des Lehrerbedarfs und des 


Tabelle 23 


Hauptamtliche und hauptberufliche Lehrer in der Bundesrepublik Deutschland *) 


Schulgattung 

Schuljahr/Winterhalbjahr 

1959 

1 1961 

1 1963 

[ 1965 

1 1967 

Volkssdiulen 2) 3) 

143 522 

148 154 

155 089 

164 485 

176 187 

Sonderschulen 

5 859 

6 776 

8 057 

9 599 

12 650 

Realschulen 

14 006 

15317 

16 272 

20 500 

25 723 

Gymnasien 

43 014 

43 879 

46 984 

47 966 

54 996 

Abendrealschulen 

35 

39 

34 

37 

52 6) 

Abendgymnasien 

195 

203 

243 

254 

265 ö) 

Kollegs 

16 

98 

199 

307 

381 ö) 

Berufsschulen 

23 828 

23 689 

23 755 

24 355 

24 819 

Berufsaufbauschulen 




576 

687 

Berufsfaciischulen 

7 340 

7 447 

7 529 

7 759 

8 586 

Fachschulen 

6 840 

7 219 

7 063 

6 764 

6 095 

Technikersch'ulen 




506 

642 

Ingenieurschulen 

2 404 

2 760 

3 389 

4314 

5 097 

Anstalts- und Studienseminare 

1 283 

1 336 

1 633 

2 079 

2 696 7) 

insgesamt . . . 

248 342 

256 917 

72 247 

289 501 

318 876 

•) öffentliche und private Schulen 

b Stand: Volksschulen bis einschließlich Kollegs von 1959 

bis 1966 im 

Mai, Bayern 

im Oktober; 

Erhebungstermin 


1967 für alle Länder im Oktober; Berufsschulen bis einschließlich Ingenieurschulen im November; für Berufsschu- 
len bis einschließlich Fachschulen in Nordrhein-Westfalen 1959 bis 1965 15. Mai; 1966 .15. Juni, in Rheinland-Pfalz 
15. Juni; Anstalts- und Studienseminare jeweils Ende Januar. 

einschließlich der entsprechenden Lehrer an den Schulen mit neuorganisiertem Schulaufbau in Hamburg, Bremen 
einschließlich aller Lehrer der Grundstufe der freien Waldorfschulen 
*) einschließlich aller Lehrer der Oberstufen der freien Waldorfschulen 
ohne Lehrer der Schulen des Gesundheitswesens 
®) ohne Berlin 
ohne Bayern 

Quelle: Statistisches Bundesamt 


48 


Deutscher Bundestag - — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/925 


Lehrerbestandes ln den siebziger Jahren wird vor- 
bereitet. Sie wird Aufschluß über die weitere Ent- 
wicklung geben und eine wichtige Grundlage für 
zukünftige Planungen bilden. 

Dozenten für die Weiterbildung 

Die Erwachsenenbildung und berufliche Fortbildung 
wird zum größeren Teil von Lehrern bestritten, die 
hauptamtlich an Schulen oder als Ausbilder in der 


Industrie tätig sind. Genaue Unterlagen über die 
Zahl der Lehrkräfte in der Weiterbildung gibt es 
nicht. Einige Angaben vermitteln jedoch einen Über- 
blick über Teilbereiche: Im Jahre 1967 gab es im 
Bereich der Erwachsenenbildung — ohne die Ein- 
richtungen der Sozialpartner — etwa 800 hauptamt- 
liche Mitarbeiter. Davon war die Mehrheit bei nicht- 
staatlichen Einrichtungen beschäftigt. An den 1242 
Volkshochschulen imd deren fast 5000 Außenstellen 


Grafik 14 


Schüler je Lehrer an allgemeinbildenden Sdiulen 
in den Bundesländern 1968 

Grund- und Hauptschule Realschule Gymnasium 


Baden- Württemberg 


Bayern 


Berlin 


Bremen 


Hamburg 


Hessen 


Niedersachsen 


Nordrhein- Westfalen 


Rheinland- Pfalz 


Saarland 


Schleswig- Holstein 


304 


25,5 


223 

3L4 


19,8 


IM 


26,7 


17,3 


ttfi 



25,0 


22,3 


04 


29,3 


203 


16,1 


29,8 


24,5 


164 

29,4 


273 


18,6 

35,3 


25,7 


mß 


30,8 


25,0 


22,7 

32,3 


253 


23,2 

30,3 


22,4 


17,8 



Quelle: KMK 
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waren 1968 etwa 3Q0 hauptberufliche Leiter und Mit- 
arbeiter tätig. Voraussetzung für diese Tätigkeit ist 
ein wissenschaftliches Studium. 

Die Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen Volks- 
hochschulverbandes, die konfessionellen Träger- 
organisationen, die Landjugendakademien, die 
Organisationen der Arbeitgeber und die der Arbeit- 
nehmer sowie die Bundeszentrale für politische Bil- 
dung führen Programme und Tagungen zur Aus- 
bildung und Fortbildung von Lehrkräften und Aus- 
bildern für die Weiterbildung durch. 

HodischuJ lehre r 

Die Struktur des Lehrkörpers im Hochschulbereich 
wird in Teil B VII behandelt. 


Probleme und Reformansätze 

Künftige Lehrämter 

Im Mittelpunkt der Problemdiskussion und der Re- 
form stehen die Lehrerausbildung und die künftige 
Struktur der Lehrämter im Schulwesen. In eine um- 
fassende Reform müssen jedoch auch die Bereiche 
der vorschulischen Erziehung und der Weiterbildung 
einbezogen werden. Außerdem wird es in Zukunft 
auch im Schulbereich andere, den Lehrer entlastende 
und ergänzende Berufsgruppen, zum Beispiel Assi- 
stenten, Berater und Verwalter, geben müssen, 

^Einheitlichkeit* des Lehramtes / Keine Durchlässigkeit 

Folgende Einzelprobleme verdienen besondere Be- 
achtung: 

— Im Schulbereich wird noch weitgehend an der 
„Einheitlichkeit" des Lehramtes festgehalten. Der 
Grund- und Hauptschullehrer muß auch bei 
Schwerpunktbildung in einem Fach oder in einer 
Stufe grundsätzlich damit rechnen, an beiden 
Stufen und in allen Fächern eingesetzt zu wer- 
den. Wegen der Abschottung der Schulformen 
kann er in der Regel auch nicht in einer alters- 
mäßig entsprechenden Klasse der Realschule oder 
des Gymnasiums — nicht einmal in seinem 
Hauptfach — eingesetzt werden. Wenn am Gym- 
nasium ein Fachlehrer fehlt, wird der UnterrichJ 
stattdessen meist von Lehrern erteilt, die wohl 
für die Schulform, nicht aber für das betreffende 
Fach ausgebildet sind. 

— Engpässe in den verschiedenen Schulformen kön- 
nen also untereinander kaum ausgeglichen wer- 
den, obgleich die allgemeine Anhebung des wis- 
senschaftlichen Niveaus aller Lehrer die verti- 
kale Trennung der Lehrämter nach Schulformen 
fragwürdig gemacht hat. Diese Einsicht hat in 
einigen Ländern bereits zur Auflockerung der 
Vorschriften, zu besoldungsmäßigen Angleichun- 
gen und zur Verbesserung der Möglichkeiten ge- 
führt, sich nach Abschluß eines Ausbildungs- 
ganges für ein anderes, traditionell höher bewer- 
tetes Lehramt zu qualifizieren. 


Unterschiedliche Ausbildungsgänge 

— Das eigentliche Problem liegt in der Gestaltung 
der Studien- und Ausbildungsgänge. Hier richtet 
sich die Kritik einerseits auf die nicht ausrei- 
chende fachwissenschaftliche Ausbildung der 
Grund- und Hauptschullehrer, andererseits auf 
die unzureichende vermittlungs- und erziehungs- 
wissenschaftliche Ausbildung der Gymnasial- 
lehrer. 

Reformtendenzen 

— Die Reformtendenz in der Lehrerbildung geht 
deshalb übereinstimmend dahin, die Ausbildung 
der Grund- und Hauptschullehrer durch Konzen- 
tration auf wenige Fächer mehr als bisher fach- 
wissenschaftlich zu gestalten. Dagegen sollen die 
Gymnasiallehrer und zum Teil auch die Real- 
schullehrer, die an Universitäten studieren, stär- 
ker als bisher erziehungswissenschaftlich und 
fr dididaktisch ausgebildet werden. Im anschlie- 
ßenden Studienseminar will man die praktische 
Einübung in den Beruf und die erziehungswissen- 
schaftliche Ausbildung enger koordinieren. Dar- 
über hinaus wird diskutiert, ob die Ausbildung 
der Lehrer für alle Stufen nicht von vornherein 
eine schulpraktische Ausbildung einbeziehen 
sollte. 

— Umfang und Systematik der Lehrerbildung sind 
unzulänglich. Die bisherige Ausbildung wird 
weder der raschen Entwicklung der Wissenschaf- 
ten noch den neuen Vorstellungen vom Lehrer- 
beruf gerecht. Dieser Mangel wird dort beson- 
ders deutlich, wo Reformmaßnahmen und Schul- 
versuche eine entsprechende Vorbereitung der 
Lehrer verlangen. In einigen Ländern sind des- 
halb neue Initiativen und Methoden, wie z. B. 
Fernstudienkurse, Weiterbildungs-Programme für 
Lehrer im Fernsehen oder Sonderveranstaltungen 
an Pädagogischen Hochschulen, entwickelt wor- 
den. Diese werden auch für den künftigen Aus- 
bau der Lehrerweiterbildung wertvolle Erfahrun- 
gen bringen. 

Neue Aufgaben 

— Bei allen Überlegungen zur Reform der Lehrer- 
ausbildung ist zu berücksichtigen, daß der Lehrer 
in Zukunft in weit stärkerem Maße als heute mit 
technischen Hilfsmitteln und Programmen arbei- 
ten, Tests und Methoden der Leistungskontrolle 
anwenden, individuelle Begabungen erkennen 
und differenziert fördern muß. Er wird sozusagen 
als „Organisator des Lernens" tätig sein und vor 
allem selbst an der kontinuierlichen Entwicklung 
und Erprobung der Curricula mitarbeiten. Das 
Studium muß ihn auf diese vielfältigen Auf- 
gaben vorbereijen. 

Entlastung der Lehrer 

— In allen Schulformen werden Lehrer immer stär- 
ker für nichtpädagogische Aufgaben in Anspruch 
genommen. Diese Überforderung hat in zwei 
Ländern zu Versuchen geführt, Schulassistenten 
für die Bereiche der Verwaltung, des Unterrichts 
und der Technik einzusetzen. Eine klare Vorstel- 
lung von der Ausbildung, Tätigkeit und den be- 
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ruflichen Aufstiegsmöglichkeiten solcher Assi- 
stenten fehlt jedoch noch. 

Zu wenig Aufstiegschancen 

— Ein besonderes Problem für alle beamteten 
Lehrer liegt in den geringen Aufstiegschancen. 
Die Lehrer werden bei Berufseintritt wie Lauf- 
bahnbeamte mit entsprechender Studien- und 
Ausbildungsqualifikation eingestuft, können aber 
die höheren Stufen der Beamtenlaufbahn nur er- 
reichen, wenn sie in die Verwaltung überwech- 
seln. Verbesserungen in der Besoldung und in der 
Einstufung bestimmter Gruppen von Lehrern und 
Schulleitern lösen das Problem nicht grundsätz- 
lich. Dies ist ein Grund dafür, daß Lehrberufe 
gerade für besonders qualifizierte Studenten oft 
nicht attraktiv sind. 

Lehrkräfte für Weiterbildung 

— Einen Ansatz für die Ausbildung von qualifizier- 
ten Lehrkräften für die Weiterbildung bietet die 
Rahmenordnung für die Diplomprüfung in den 
Erziehungswissenschaften mit den Studienrichtun- 
gen „Erwachsenenbildung und außerschulische 
Jugendbildung" und „betriebliches Ausbildungs- 
wesen" vom 20. März 1969. Sie sieht ein vier- 
jähriges Studium der Pädagogik sowie der Psy- 
chologie oder der Soziologie und ein Spezial- 
studium vor. 

Im Mai 1968 verabschiedete die Kommission zur 
Beratung der Bundesregierung in Fragen der po- 
litischen Bildung eine Empfehlung, in der eine 
Verbesserung der Vor- und Weiterbildung der 
Lehrkräfte gefordert wird, die in der politischen 
Bildung tätig sind. Die Bundeszentrale für poli- 
tische Bildung hat sich die Aufgabe gestellt, in 
Zusammenarbeit mit ihren gesellschaftlichen Part- 
nern ein Programm der Aus- und Fortbildung für 
hauptamtliche Mitarbeiter der politischen Bil- 
dung zu entwickeln und durchzuführen. 

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
arbeitet Tarifbestimmungen für Lehrkräfte der 
Weiterbildung aus. 

Eine Sonderstellung nehmen die hauptberuf- 
lichen Jugendbildungsreferenten ein. Sie sind im 
Rahmen des Bundesjugendplans vor allem in der 
Bildungsarbeit für die nichtorganisierte Jugend 
tätig, werden aber von Jugendverbänden, Aka- 
demien und anderen Einrichtungen der Jugend- 
arbeit angestellt. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß der 
Lehrerberuf auf allen Stufen des Bildungswesens 
eine gleich verantwortungsvolle Tätigkeit ist. Sie 
geht ferner davon aus, daß die beamtenrechtliche 
und besoldungsmäßige Einstufung grundsätzlich von 
Umfang und Grad der erworbenen Qualifikation und 
der Funktion abhängen soll. Im einzelnen vertritt 
sie, in weitgehender Übereinstimmung mit dem 


Bildungsrat und dem Wissenschaftsrat, folgende 

Grundsätze für die Reform der Lehrerbildung: 

Studium an der Gesamthochschule 

1 . Alle Lehrer erhalten an der Gesamthochschule 
eine gleichwertige Ausbildung. Auf ein erzie- 
hungswissenschaftliches Grundstudium folgt die 
fachwissenschaftliche mit der fachdidaktischen 
Ausbildung. 

Stufenlehrer 

2 . Die Ausbildungsgänge werden nach Stufen- 
schwerpunkten (Grundstufe, Sekundarstufe I, 
Sekundarstufe II) und nach Fachbereichen, nicht 
mehr nach Schularten, differenziert. Der Erwerb 
zusätzlicher Qualifikationen für eine vorher- 
gehende oder nachfolgende Stufe oder für ein 
zusätzliches Fach soll durch entsprechende Zu- 
satzstudien möglich sein und gefördert werden. 

Erzieher für den Elementarbereich 

3 . Für den Elementarbereich, dessen Ausbau vor- 
dringliches Ziel der Bildungsreform ist, sollen die 
heute bestehenden Ausbildungsgänge für die 
Fachkräfte umgehend im Hinblick auf die neuen 
Aufgaben verbessert und durch Maßnahmen der 
Weiterbildung ergänzt werden. Darüber hinaus 
sollen auch Lehrer die Möglichkeit erhalten, den 
Elementarbereich als einen Schwerpunkt in ihre 
Ausbildung aufzunehmen und entsprechend — 
etwa als Leiter einer vorschulischen Einrichtung 
oder bei Sonderaufgaben für die Eingangsstufe 
des Primarbereichs — tätig zu sein. 

Besondere Qualifikationen 

4 . Innerhalb der fachdidaktischen und erziehungs- 
wissenschaftlichen Ausbildung können besondere 
Qualifikationen erworben werden, die unter be- 
stimmten Voraussetzungen auch anstelle einer 
fachwissenschaftlichen Qualifikation in einem 
Schulfach gewertet werden können. Dies gilt be- 
sonders für Aufgaben wie: Arbeit mit Unter- 
richtsprogrammen; Testmethoden; Bildungsbera- 
tung; Curriculum-Entwicklung. 

Lehrerfortbildung 

5. Die Lehrerfortbildung muß im Laufe des näch- 
sten Jahrzehnts verstärkt, systematisiert und 
qualitativ verbessert werden. Es müssen Fortbil- 
dungssysteme entwickelt werden, die jedem 
Lehrer in bestimmten Zeitabschnitten eine konti- 
nuierliche Fortbildung ermöglichen. Dazu ge- 
hören auch Kontaktstudien zur Ergänzung der 
fachwissenschaftlichen Kenntnisse zum Erwerb 
zusätzlicher Qualifikationen und zur Vorberei- 
tung auf neue Aufgabenbereiche, so z. B. für 
Schullaufbahnberatung und Testentwicklung. 

Aufstiegsmöglichkeiten 

6 . Die grundsätzliche Gleichwertigkeit der beruf- 
lichen Tätigkeit des Lehrers und die Tatsache, 
daß die Tätigkeitsmerkmale während der ganzen 
Berufszeit unverändert bleiben, sollten bei der 
zukünftigen Gestaltung der Besoldungsstruktur 
berücksichtigt werden. 
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Allen Lehrkräften soll die Möglichkeit und ein 
finanzieller Anreiz gegeben werden, während 
des Berufslebens im Rahmen der Weiterbildung 
zusätzliche Qualifikationen zu erwerben. 

Asaistenlen 

7 . Die Lehrer sollen nach Möglichkeit durch Assi- 
stenten im Bereich der Verwaltung, der techni- 
schen Vorbereitungen, der Aufsicht über Büche- 
reien und Sammlungen sowie bei allgemeinen 
Aufgaben entlastet werden. 

SpezJaJaußbildungen 

8 . Im Rahmen der Lehrerbildung müssen Spezial- 
ausbildungen für außerschulische Bildungsauf- 
gaben, wie Jugendbildung, Weiterbildung und 
Sport, möglich und den schulbezogenen Schwer- 
punkten gleichwertig sein. Sie sollten in enger 
Verbindung mit den allgemeinen Ausbildungs- 
gängen der Lehrerbildung stehen. Solche zusätz- 


VII. Gesamthochschulbereich 

(Tertiärer Bereich) 

Fortschreibung statt Reform 

Die bisherigen Planungen und Prognosen aller Be- 
ratungsgremien, der Hochschulen und ihrer Insti- 
tutionen und auch der staatlichen Stellen für den 
Hochschulbereich gingen im wesentlichen von einer 
Fortschreibung der sich aus der Vergangen^heit er- 
gebenden Entwicklung aus. Erst in den letzten Jah- 
ren wurde in zunehmendem Maße auch die Struktur 
des gegenwärtigen Hochschulwesens in Frage ge- 
stellt. 

Die hochschulpolitischen Vorstellungen der Bundes- 
regierung zielen auf eine von Grund auf neue Ge- 
staltung des Hochschulwesens und auf eine umfas- 
sende Erweiterung des gesamten tertiären Bereiches 
des Bildungswesens. Die Bundesregierung wird 
ihre Reformvorstellungen bei der Zusammenarbeit 
mit den Ländern in der Gemeinsamen Kommission 
für Bildungsplanung im Rahmen des Hochschulbau- 
förderungsgesetzes und durch das Hochschulrahmen- 
gesetz zu verwirklichen suchen. Sie stützt sich hier- 
bei in wesentlichen Punkten auf die im Mai 1970 
verabschiedeten Empfehlung des Wissenschaftsrates 
„Zur Struktur und zum Ausbau des tertiären Be- 
reiches des Bildungswesens nach 1970". Vertreter 
der Bundesregierung haben als Mitglieder der Ver- 
waltungskommission des Wissenschaftsrates und in 
zahlreichen Ausschüssen bei der Erarbeitung dieser 
Empfehlungen mitgewirkt und ihnen zugestimmt. 
Deshalb sieht die Bundesregierung davon ab, in 
diesem Bericht eine eingehende Darstellung und 
kritische Analyse der Entwicklung und Zustände im 
Hochschulbereich zu geben. Diese ist in den Emp- 
fehlungen des Wissenschaftsrates zu finden. 


liehen Qualifikationen müssen auch von Berufs- 
tätigen durch Angebote der Weiterbildung, be- 
sonders im Fernunterricht und durch Fortbil- 
dungskurse, zu erwerben sein. 

Anforderungen an Lehrer in der Weiterbildung 

9 . Die wissenschaftlichen Anforderungen an die 
Lehrtätigkeiten in der Weiterbildung werden 
durch das Fachgebiet und Niveau des entspre- 
chenden Kurses bestimmt (vgl. Teil B VIII). 

Für Kurse, die Programmen der Schulen und 
Hochschulen vergleichbar sind, gelten dieselben 
Voraussetzungen wie für die Lehrbefähigung. 

Angebot lur Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung ist bereit, die vordringliche 
Aufgabe der Reform der Lehrerbildung und der 
Lehrerweiterbildung sowie Maßnahmen zur Über- 
windung des Lehrermangels im Rahmen von Verein- 
barungen mit den Ländern intensiv zu fördern. 


Zur Situation 

Große Tradition 

Die Struktur der deutschen Hochschulen humboldt- 
scher Prägung beruht auf der Gesellschaftsordnung 
des beginnenden 19. Jahrhunderts. Sie erbrachte 
für diese Gesellschaftsordnung große Leistungen, 
war lange Zeit hindurch Vorbild für viele auslän- 
dische Hochschulsysteme und kann auf eine glanz- 
volle Tradition zurückblicken. Sie war und ist aber 
auf die wissenschaftliche Ausbildung einer verhält- 
nismäßig geringen Zahl von Studenten ausgerichtet 
und mußte deshalb in Forschung und Lehre in eine 
Krise geraten, als die Studentenzahlen stark 
wuchsen. Dies geschah vor allem als Folge der Ex- 
pansion der Schülerzahl im weiterführenden Schul- 
wesen seit Mitte der fünfziger Jahre. Da der Se- 
kundarschulabschluß im deutschen Schulwesen im 
wesentlichen als Vorbereitung auf das Hochschul- 
studium angesehen wird — 90 ‘‘^/o aller Abiturienten 
nehmen ein Hochschulstudium auf — , mußte sich 
die Steigerung der Abiturientenzahlen im Hoch- 
schulbereich fortsetzen. 

Expansion im Hochschulwesen 

Diese Expansion wurde nicht nur durch die wach- 
sende Stärke der in der Zeit von 1952 bis 1960 
die Sekundarschulen verlassenden Geburtsjahrgänge 
und durch die Erhöhung der Abiturientenquote ver- 
ursacht. Sie war teilweise auch eine Folge unvor- 
hersehbarer Umstände, wie die Verlegung des 
Schuljahrbeginns und, damit verbunden, die Ein- 
führung von zwei Kurzschuljahren. 

Die Entwicklung wird an Tabelle 24 deutlich: 
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Tabelle 24 


Expansion im Hochschulbereidi 



Stu- 

Studierende 


darunter 

Studienanfänger 

bestandene 
Abschlußprüfungen ®) 


darunter 

Deutsche 


darunter 

Deutsche 


darunter 

Deutsche 

Hochschulart 

dien- 
Jahr *) 

ins- 
gesamt 
in 1000 

zusam- 

men 

, in 1000 

dar- 
unter 
weib- 
lich 
in ®/o 

ins- 
gesamt 
in 1000 

zusam- 
men 
in 1000 

dar- 
unter 
weib- 
lich 
in ®/o 

ins- 
gesamt 
in 1000 

zusam- 
men 
in 1000 

dar- 
unter 
weib- 
lich 
in ®/o 

Wissenschaftliche 

1955 

130 

123 

ISß 

32 

30 

22,5 

18 

18 

16,1 

Hochschulen 

1960 

206 

186 

21,3 

50 

45 

24,9 

21 

21 

19,3 


1965 

253 

231 

21,2 

45 

42 

23,8 

24 

23 

20,4 


1968 

288 

266 

22,8 

67 

63 

25,6 



• 

Pädagogische 

1955 

15 

15 

58,1 

7 

7 

59,8 

6 

6 

55,8 

Hochschulen 

1960 

32 

32 

62,4 

13 

13 

61,8 

10 

10 

64,3 


1965 

46 

46 

61,6 

14 

14 

64,0 

15 

15 

64,8 


1968 

66 

65 

63,8 

14 

14 


15«) 

15 ö) 

60,3^] 

Kunst-, Musik- 

1955 

6 

6 

41,5 

2 

2 

42,2 




und Sport- 

1960 

8 

7 

40,7 

3 

2 

40,9 




hochschulen 












1965 

9 

8 

41,4 

3 

2 

42,1 





1968 

9 

8 

41,7 

3 

2 

38,9 


• 

• 

Hochschulen 

1955 

152 

144 

23,2 

42 

39 

30,4 




insgesamt 

1960 

246 

226 

27,8 

66 

60 

33,7 





1965 

308 

284 

28,2 

62 

58 

34,4 





1968 

363 

339 

31,1 

85 

80 





Ingenieurschulen 

1957 

36 

35 

0,9 




9 

9 

1,0 


1960 

44 

43 

hl 


. 

. 

11 

11 

0,9 


1965 

61 

58 

Iß 


. 


15 

15 

1,1 


1968 

63 

60 

Iß 




17 

16 

1,5 


Studierende jeweils Wintersemester, Studienanfänger jeweils Sommersemester und folgende Wintersemester; 1955 
ohne Saarland 

2) Universitäten, Technische Hochschulen, Wissenschaftliche Hochschulen mit Universitätsrang, Philosophisch-Theo- 
logische und Kirchliche Hochschulen ohne Volks-, Real- und Sonderschullehramt und Lehramt an berufsbildenden 
Schulen {Gewerbelehramt) 
ohne Beurlaubte und Gasthörer 

1. Staats-, Diplom- und Magisterprüfungen sowie ab 1960 Doktorprüfungen ohne Voraussetzung einer Staats- oder 
Diplomprüfung, Ingenieurprüfungen 

1967 Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Grafik 15 


Expansion im Hochschulbereich 


a) Deutsche Studierende an allen Hochschulen 



b) Deutsche Studierende an Pädagogischen Hochschulen 



Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Die wissenschaftlichen Hochschulen waren auf diese 
Expansion im Hochschulwesen und ihre Folgen nicht 
vorbereitet. 

Verlängerte Studienzeit 

Ein weiterer Grund für die zunehmende Uberfüllung 
der Hochschulen lag in der Tatsache, daß die über- 
lieferte Struktur des deutschen Hochschul- und Stu- 
diensystems trotz beträchtlicher quantitativer Ver- 
besserungen den neuen Anforderungen weder in 
der Lehre noch in der Studienorganisation und -be- 
ratung gerecht werden konnte. Dadurch verlänger- 
ten sich die Studienzeiten beträchtlich; eine weitere, 
überproportionale, nicht nur durch die Zahl der Stu- 
dienanfänger bedingte Erhöhung der Studenten- 
zahlen war die Folge. 

Die Krise de-s Hochschulwesens in der Bundesrepu- 
blik reproduzierte sich damit selbst und konnte 
trotz beträchtlicher Investitionen des Bundes und 
der Länder im HochschuLbau und erheblicher An- 


Tabelle 25 


Entwicklung der durdischnittlichen Studienzeiten 
an Universitäten und Technischen Hochschulen 


Fachrichtung 

Zahl der durchschnitt- 
lich absolvierten 
Fachsemester 
(ohne Prüfungs- 
semester) 

I960 1 1963 1 1965 

Alle Fachrichtungen 

9,7 

10,4 

10,8 

darunter: 

Staatsprüfung für da'S 
Lehramt an Gymnasien 
in geisteswissenschaft- 
lichen Fächern 

10,3 

11,4 

11,8 

(Rechtswissenschaft .... 

8,3 

9,2 

9,5 

Volkswirtschaft 

9,0 

9,9 

10,1 

{Betriebswirtschaft 

— 

9,5 

9,8 

Allgememe Medizin .... 

11,3 

11,4 

11,6 

Mathematik (Diplom- 
prüfung) 

12,0 

12,2 

12,3 

{Physik (Diplomprüfung) . 

12,6 

12,8 

13,1 

Chemie (Diplomprüfung) 

12,9 

12,3 

12,5 

Bauiingemieur wesen 

11,5 

11,7 

11,5 

MaschinenJbau 

10,6 

11,4 

11,7 

Elektrotechnik 

11,1 

11,5 

11,5 


Quelle: Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum Aus- 
bau der wissenschaftlichen Hochschulen bis 1970 


Strengungen der Länder zur Verbesserung der Sach- 
und Personalausstattung der Hochschulen bisher 
nicht gemeistert werden. 

Bund und Länder wandten die in Tabelle 26 ausge- 
wiesenen Mittel für den Ausbau der wissenschaft- 
lichen Hochschulen auf. 

Die Zahl des Personals an den wissenschaftlichen 
Hochschulen entwickelte sich wie in Tabelle 27 auf- 
geführt. Tabelle 28 zeigt den Anstieg der Studenten- 
zahlen. Die Veränderungen des Zahlenverhältnisses 
von wissenschaftlichem Personal zu Studenten gehen 
aus Tabelle 29 hervor. 

Keine Verbesserung der Studienbedingungen 

Die Zahl der deutschen Studenten an wissenschaft- 
lichen Hochschulen stieg von 185 585 im Winter- 
semester 1960/61 auf 240 101 im Wintersemester 
1966/67, also um 29,2 ®/o. Die gesamten Ausgaben 
der öffentlichen Haushalte für Hochschulen wuchsen 
von 1 703 Millionen DM im Jahre 1961 auf 4 203 
Millionen DM im Jahre 1967, also um 146,5 ^/o. Auch 
unter Berücksichtigung der in diesem Zeitraum ein- 
getretenen Kostensteigerungen — besonders auf 
dem Personalsektor — zeigt sich deutlich, daß die 
Mittel für die bauliche, personelle und sachliche 
Ausstattung der Hochschulen insgesamt wes'entlich 
stärker stiegen als die Zahl der Studenten. Dennoch 
verbesserte sich die Lage nicht. Sie verschlechterte 
sich vielmehr zumindest in einigen Diszplinen in 
einer Weise, die besonders einschneidend für die 
von den Zulassungsbeschränkungen betroffenen Stu- 
dienbewerber war. 

Für diesie Entwicklung sind folgende Gründe anzu- 
führen; 

W/ede.'-au/baiJ 

Im ersten Nachkriegsjahrzehnt mußten zunächst 
in großem Umfang zerstörte Gebäude wieder aufge- 
baut werden und Investitionsmittel, aber auch Mit- 
tel für die Personal- und Sachausstattung für die 
Verbesserung der weitgehend zerstörten For- 
schungskapazität dienen. 

Daß hierbei auch Fortschritte erzielt wurden, zeigt 
beispielsweise das Interesse von Bewerbern der 
Alexander von Humboldt-Stiftung für Forschungs- 
stipendien an den Hochschulen. Diese Stiftung ge- 
währt ausländischen Forschern, die zum Hochschul- 
lehremachwuchs in ihren Heimatländern zählen, 
für mehrere Jahre Stipendien. Ihre Erfahrungen kön- 
nen als Hinweise für das Programm der Graduier- 
tenförderung von Nutzen sein. 

Fehlende Kapazitütsberedinungen 

Bisher fehlte eine nachvollziehbare Berechnung von 
Ausbildungskapazitäten; statt dessen wurde im 
wesentlichen auf Grund von Berufungs- und Bleibe- 
verhandlungen und nicht auf Grund einer Planung 
und Berechnung von Studienplätzen gebaut. 
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Tabelle 26 


Ausgaben der öffentlichen Haushalte für Hochschulen 


Art der Bildungseinrichtung 

Jahr 

Unmittelbare 

Ausgaben 

darunter 

Personalausgaben ^ 

Ausgaben der Ver- 
mögensbewegung ® 

Millionen 

DM 

DM je 
Student 

Millionen 

DM 

DM je 
Student '*) 

Millionen 1 
DM 1 

DM je 
Student h 

Universitäten 

1961 

724 

4 170 

262 

1 510 

199 

1 150 


1965 

1 460 

7 020 

527 

2 530 

667 

3 200 


1967 

1 637 

6410 

706 

2 760 

604 

2 370 

Technische Hochschulen 

1961 

320 

5 840 

112 

2 050 

116 

2 110 


1965 

696 

12 050 

237 

4 100 

270 

4 940 


1967 

691 

10 330 

302 

4 520 

223 

3 330 

Andere Hochschulen 

1961 5) 







mit Universitätsrang 

1965 

90 

22 950 

34 

8 620 

41 

8 740 


1967 

136 

21 070 

38 

5 820 

74 

11 490 

Philosophisch-Theologische 

1961 5) 







Hochschulen 

1965 

5 

2 060 

2 

950 

0 

130 


1967 

5 

1 640 

3 

973 

0 

70 

Kunst-, Musik und 

1961 5) 







Sporthochschulen 

1965 

67 

6 800 

35 

3 560 

13 

1 280 


1967 

76 

7 490 

42 

4 140 

11 

1 070 

Pädagogische Hochschulen 

1961^) 








1965 

210 

4 630 

88 

1 930 

183 

1 420 


1967 

252 

4 330 

116 

1 990 

73 

1 260 

Allgemeine Ausgaben für 

1961 5) 

150 


69 


42 

i 

Hochschulen 

1965 

156 

475 

13 

40 

14 

40 


1967 

221 

550 

9 

20 

41 

100 

zusammen 

1961 

1 194 

4 230 

443 

1 570 

357 

1 260 


1965 

2 684 

8 200 

936 

2 860 

1 088 

3 320 


1967 

3 018 

7 540 

1 215 

3 040 

1 027 

2 570 

Hochschulkliniken 

1961 

509 

15 690 

235 

7 250 

114 

3 510 


1965 

902 

23 420 

415 

10 780 

210 

5 450 


1967 

1 185 

30 920 

567 

14 800 

266 

6 930 

Insgesamt 

1961 

1 703 

6 040 

679 

2 400 

471 

1 670 


1965 

3 587 

10 950 

1 351 

4 130 

1 298 

3 960 


1967 

4 203 

10 500 

1 783 

4 450 

1 292 

3 230 


Gesamtausgaben nach Ausschaltung von Doppelzählungen 
ohne Versorgung 

Neu- und Wiederaufbau, Neuanschaffung von beweglichem Vermögen, Grunderwerb und sonstige Investitionsför- 
derungsmaßnahmen 

'‘j Bei der Berechnung je Studierenden sind die Studierenden (Wintersemester) der jeweiligen Bildungsrichtung zu- 
grunde gelegt worden; bei den Hochschulkliniken nur die Medizinstudenten 

Die für 1961 nicht nach Hochschularten aufteilbaren Ausgaben sind bei den „allgemeinen Ausgaben für die Hoch- 
schulen" nachgewiesen 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle 27 


Lehrpersonen und sonstiges wissenschaftliches Personal an wissenschaftlichen 
Hochschulen nach Fächergruppen 

(ohne Pädagogische Hochschulen) 


Fächergruppe 

Jahr 

Insgesamt 

Lehrstuhl- 

inhaber 

davon 

sonstige habi- 
litierte Lehr- 
personen 3) 

sonstiges 
wissen- 
schaftliches 
Personal '*) 

Anzahl 

Verän- 
derung 
in ®/o 
gegen- 
über 
1953 

Anzahl 

Verän- 
derung 
in Vo 
gegen- 
über 
1953 

Anzahl 

Verän- 
derung 
in “/o 
gegen- 
über 
1953 

Anzahl 

Verän- 
derung 
in »/» 
gegen- 
über 

1953 

Theologie 

1953 

495 


243 


84 



168 



1960 

600 

+ 21 

297 

+ 22 

67 

— 

20 

236 

-1- 40 


1966 

758 

+ 53 

315 

+ 30 

77 

- 

8 

366 

+ 118 

Geisteswissenschaften 

1953 

1 796 


394 


458 



944 



1960 

2 745 

+ 53 

614 

+ 55 

466 

+ 

2 

1 665 

+ 76 


1966 

3 853 

+ 115 

882 

+ 124 

448 

— 

2 

2 523 

+ 167 

Rechtswissenschaften 

1953 

473 


138 


84 



251 



1960 

699 

+ 48 

211 

+ 53 

58 

— 

31 

430 

+ 71 


1966 

978 

+ 108 

306 

+ J22 

60 

— 

29 

612 

+ 144 

Wirtschafts- und Sozialwissen- 

1953 

557 


127 


100 



330 


schäften 

1960 

927 

+ 66 

208 

+ 64 

71 

— 

29 

648 

+ 96 


1966 

1 568 

+ 182 

340 

+ 168 

90 

— 

10 

1 138 

+ 244 

Naturwissenschaften 

1953 

2 052 


392 


630 



1 030 



1960 

3 563 

+ 74 

613 

+ 56 

876 

+ 

39 

2 074 

+ 101 


1966 

6 251 

-1-205 

923 

+ 135 

1 144 

+ 

82 

4 184 

+ 306 

Pharmazie 

1953 

151 


18 


30 



103 



1960 

150 

- 1 

15 

- 17 

30 


0 

105 

+ 2 


1966 

301 

+ 99 

33 

+ 83 

34 

+ 

13 

234 

+ 127 

Allgemeine Medizin 

1953 

2 970 


289 


796 



1 865 



1960 

4 768 

-t- 61 

380 

+ 31 

1 609 

+ 

102 

2 779 

+ 49 


1966 

7 126 

-1-140 

531 

+ 84 

2011 

-1-153 

4 584 

+ 146 

Zahnmedizin 

1953 

223 


23 


34 



166 



1960 

366 

+ 64 

33 

+ 43 

63 

+ 

85 

270 

+ 63 


1966 

488 

+ 119 

36 

+ 57 

81 

+ 13Ö 

371 

+ 123 

Landwirtschaft und 

1953 

481 


106 


97 



278 


Tiermedizin 

1960 

899 

+ 87 

171 

+ 61 

178 

+ 

84 

550 

-1- 98 


1966 

1 437 

+ 199 

217 

+ 105 

234 

+ 141 

986 

+ 255 

Ingenieurwissenschaften 

1953 

1 278 


227 


159 



892 



1960 

2 374 

-1- 86 

360 

+ 59 

212 

+ 

33 

1 802 

+ 102 


1966 

3 728 

+ 192 

488 

+ 115 

242 

+ 

52 

2 998 

+ 236 

Sonstige ®) 

1966 

166 


18 


12 



136 



1953 

10 476 


1 957 


2 472 



6 047 



1960 

17 091 

+ 63 

2 902 

-1- 48 

3 630 

+ 

47 

10 553 

+ 74 


1966 

26 654 

+ 154 

4 089 

+ 109 

4 433 

+ 

79 

18 132 

+200 


1) 1953 ohne Saarland und Berlin. In Berlin 1953 1002 Lehrpersonen und sonstiges wissensdiaftlidies Personal. 

2) ordentliche und außerordentliche Professoren 
außerplanmäßige Professoren und Privatdozenten bzw. Dozenten 

Nidithabilitierte wissensdiaftliche Assistenten, übrige Beamte und Angestellte des wissensdiaftlidien Dienstes, 
Honorarprofessoren, Gastprofessoren und -dozenten, 1953 und 1966 Emeriti mit Lehrtätigkeit. 

einschließlich Gartenbau und Landespflege, landwirtsdiaftlidie Technologien, Forst- und Holzwirtschaft, Hauswirt- 
schafts- und Ernährungswissenschaften 
einschließlich Zentraleinrichtungen 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Hochschullehrererhebung 
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Tabelle 28 


Deutsche Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen nach Fächergruppen 

(ohne Pädagogische Hochschulen) 


Fächergruppe 

1953/54 >) 

1960/61 

1966/67 

Anzahl 

Anzahl 

Verände- 
rung in ®/o 
gegenüber 
1953 

Anzahl 

Verände- 
rung in ®/o 
gegenüber 
1953 

Theologie 

6 373 

7 042 

+ 10 

8 194 

+ 29 

Geisteswissenschaften 

16318 

42 043 

+ 158 

53 838 

+ 230 

Rechtswissenschaft 

12 137 

18 929 

+ 56 

23 868 

-h 97 

Wirtschiafts- und Sozilalwissenschaft . 

18 976 

24 341 

+ 28 

39 194 

+ 107 

Naturwissenschaften 

17 433 

29 320 

+ 68 

38 430 

+ 120 

Pharmaziie 

2 917 

4 119 

+ 41 

4 990 

+ 71 

Allgemeine Medizin 

9 985 

21 030 

+ 111 

29 878 

+ 199 

Zahnmedizin 

2 280 

2 569 

+ 13 

4 657 

+ 104 

Landwirtschaft und Tiermedizin .... 

4 076 

3 597 

~ 12 

4 194 

+ 2 

Ingenieurwissenschafben 

21 721 

32 302 

-1- 49 

32 825 

+ 51 

Sonstige 

16 

293 


33 


insgesamt . . . 

112 232 

185 585 

+ 65 

240 101 

+ 114 


ohne Saarland 


Die äußeren Umstände des Studiums in der Wieder- 
aufbauzeit bis in den Anfang der sechziger Jahre 
hinein waren objektiv schlechter als sie heute 
sind. Die damaligen Studenten und auch die Hoch- 
schullehrer, die im Krieg und in der ersten Nach- 
kriegszeit große geistige und materielle Entbehrun- 
gen auf sich nehmen mußten, waren verständlicher- 
weise eher bereit, widrige Umstände in den Hoch- 
schulen in Kauf zu nehmen. Diese Bereitschaft stand 
im Einklang mit dem allgemeinen Bestreben, durch 
außergewöhnliche Leistungen unter schwierigen 
äußeren Bedingungen die materiellen Nöte der 
Nachkriegszeit zu überwinden. Das ist ein weiterer 
Grund dafür, daß der Öffentlichkeit die unzuläng- 
lichen Verhältnisse an den Hochschulen lange Zeit 
nicht bewußt wurden. 

Fehlende Planungsdaten 

Besonders nachteilig wirkte sich eine bis in die Ge- 
genwart anhaltende und nur schrittweise überwun- 
dene Zurückhaltung, wenn nicht gar Ablehnung ge- 
genüber der notwendigen Hochschulplanung aus; sie 
hatte zur Folge, daß wichtige Daten, die für Pla- 
nungen und Entscheidungen erforderlich sind, nicht 
erhoben wurden und bis heute fehlen. Erste Ver- 
suche von KapazitätiSberechnungen wurden erst in 
den letzten Jahren vom Wissenschaftsrat unternom- 
men. Sie müssen vordringlich weiterentwickelt 
werden. 


Quelle; Statistisches Bundesamt, Kleine Hochschulstatistik 

Tabelle 29 


Studenten je wissenschaftlichem Personal an 
wissenschaftlichen Hochschulen nach Fächergruppen 


Fächergruppe 

1953 9 

1960 

1966 

Theologie 

12,9 

11.7 

10,8 

Geisteswissenschaften .... 

9,1 

15,3 

14,0 

Rechtswissenschaften .... 

25,7 

27,1 

24,4 

Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaften 

34,1 

26,3 

25,0 

Allgemeine Medizin .... 

3,4 

4,4 

4,2 

Zahnmedizin 

10,2 

7,0 

9,5 

Naturwissenschaften .... 

8,5 

8,2 

6,1 

Pharmazie 

19,3 

27,5 

16,6 

Landwirtschaft und 

Tiermedizin 

8,5 

4,0 

2,9 

Ingenieurwissenschaften . . 

17,0 

13,6 

8,8 

zusammen 

10,7 

10,9 

9,0 


ohne Berlin und Saarland 

Quelle; Statistisches Bundesamt 


58 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/925 


Der Weg zur gemeinsamen Hodhsdiulp Innung 

Langsam wuchs — auch mit bestimmt durch die 
Empfehlungen des Wissenschaftsrates aus dem 
Jahre 1960 — die Erkenntnis, daß die Hoch- 
schulen stärker lausgebaut werden müßten. Diese 
Einsicht führte aber zu keiner umfassenden Sach- 
planung. Dazu fanden weder die Länder unterein- 
ander noch zusammen mit dem Bund eine gemein- 
same Grundlage. Lediglich für die Finanzierung des 
Ausbaus bestehender Hochschulen wurde 1964 ein 
Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern 
geschlossen, das 1968 verlängert wurde und bis zum 
Jahre 1969 galt. Die vom Wissenschaftsrat empfoh- 
lenen Hochschulneugründungen wollten die Länder 


nach dem Abkommen über die Finanzierung neuer 
wissenschaftlicher Hochschulen vom 4. Juni 1964 — 
mindestens vorerst — ohne den Bund finanzieren. 
Erst als der Ausbau und Neubau von Hochschulen 
durch Art. 91 a GG zur Gemeinschaftsaufgabe er- 
klärt und auf dieser Grundlage das Hochschulbau- 
förderungsgesetz Geltung erlangte, war eine Grund- 
lage für eine gemeinsame Hochschulplanung zwi- 
schen den Ländern und mit dem Bund geschaffen. 
Von welch ausschlaggebender Bedeutung eine über- 
regionale Planung für die Überwindung der Hoch- 
schulmisere wäre, läßt sich am Beispiel der neuge- 
gründeten Hochschulen nachweisen. Diese brachten, 
insgesamt gesehen, keine den Erfordernissen ent- 
sprechende Vermehrung der Studienplätze. 


Tabelle 30 


Neue Hochschulen: Gründungsdatum, Investitionen, für den Endausbau 
geplante Studienplätze und gegenwärtige Studentenzahl 


Name der Hochschule 

Gründungs- 

jahr 

Investitionen 
in Millionen DM 

Zahl 

der Studien- 
plätze im 
Endausbau 

Zahl der 
Studenten 
im 

WS 69/70 2) 

bis 1967 

1968 und 
1969 

Universität Augsburg 

1969 



0,4 

2 000 



Universität Bielefeld 

1967 

— 

40,1 

3 600 

270 





bis 






4 200 


Universität Bochum 

1961 

452,0 

278,3 

16 000 

9 856 

Klinikum Essen 

1963 8) 

64,5 

6,6 

450 


Universität Bremen 

1964 

60,4 

14 000 

— 

Universität Dortmund 

1962 

73,1 

38,9 

6 000 

144 





bis 






8 000 


Medizinische Hochschule Hannover . . 

1963 

98,9 

165 

1 100 

256 

Universität Kaiserslautem-Trier 

1970 

— 

— 

4 000 

— 

Universität Kassel 

1970 

— 

— 

13 000 

— 

Universität Konstanz 

1964 

44,8 *) 

3 000 

669 

Medizinische Akademie Lübeck 

1964 

5,0 

8.7 

1 000 

ca. 300 

Universität Regensburg 

1962 

78,7 

74,5 

8 000 

2 450 

Universität LTlm ‘ 

1967 

24,4 

26,4 

2 000 

62 

zusammen 


1 540,7 

74 150 

ca. 





bis 

14 000 





76 750 



‘) Istausgaben für Bau, Ersteinrichtungen und Grunderwerb sowie sonstige einmalige Kosten. 1968 und 1969 für 
die Universitäten Bielefeld, Bochum und Dortmund und 1969 für die Universitäten Regensburg und Augsburg Haus- 
haltsansätze; 1968 und 1969 für Klinikum Essen nur Ausgaben des Landes. 

2) deutsche und ausländische Studenten ohne Gasthörer und Beurlaubte 
**) Umwandlung der Städtischen Krankenanstalten Essen in ein Klinikum 
4) WS 1968/69 
®) Ausgaben bis 1969 
®) Ausgaben von 1964 bis 1969 
Gesamthochschule 

Quellen: KMK, BMBW, Kultusminister der Länder, Statistisches Bundesamt 
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Grafik 16 

Neue Hodisdiulen mit Gründungsdatum und gegenwärtigen 
Studentenzahlen (S(tand 1970) 



H Hochschulneugründungen (Erste Bezifferung = Gründungsdatum, zweite Bezifferung = Zahl der Studenten) 
A Universitäten und wissenschaftliche Hochschulen (ohne Philosophisch-Theologische Hochschulen) 


Quelle: Statistisches Bundesamt, KM] 
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Grafik 17 


Standorte der Pädagogischen Hochsdiulen (Stand: Januar 1968) 



Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft 
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Überholte Strukturen 

Die entscheidende Ursache für die unzureichende 
Wirkung aller bisherigen Investitions- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen liegt aber in den klassischen 
Strukturen des Hochschulsystems selbst begründet. 
Diese erwiesen sich trotz aller quantitativen Erwei- 
terungen als nicht geeignet, Lehre und Forschung 
unter stark veränderten Erfordernissen zu ge- 
währleisten: Das gilt für die Struktur des Lehr- 
körpers; das gilt für die Organisation der Selbstver- 
waltung, der Lehre und der Forschung und in beson- 
derem Maße für die Organisation der Leitung der 
Hochschulen. 

Zu den Strukturmängeln gehört auch die Trennung 
des Hochschulbereichs in verschiedene, nach Insti- 
tution und Status unterschiedliche Teilbereiche und 
ihre daraus folgende Abschirmung voneinander. 
Auch dort, wo die Pädagogischen Hochschulen zu 
wissenschaftlichen Hochschulen erklärt oder mit wis- 
senschaftlichen Hochschulen verschiedenartig verbun- 
den wurden, kam es kaum zur Überwindung formaler 
Schranken und zu wissenschaftlicher Kooperation 
oder wenigstens zur Abstimmung von Studiengän- 
gen. Erst in jüngster Zeit sind die Pädagogischen 
Hochschulen von der zentralen Selbstverwaltungs- 
organisation der wissenschaftlichen Hochschulen, der 
Westdeutschen Rektorenkonferenz, als Mitglieder 
— mit Kurialstimme — aufgenommen worden. 

Auch die Entwicklung der Ingenieurschulen, deren 
Ausbildungsqualität weithin anerkannt ist oder doch 
bis vor kurzem war, zu Fachhochschulen und ihre 
Einbeziehung in den Hochschulbereich hat erst spät 
begonnen. Ähnliches gilt auch für Institutionen an- 
derer Fachrichtungen, die künftig zum Gesamthoch- 
schulbereich gehören werden. 

Hochschulen als Krisenherd 

Aus den geschilderten Ursachen und aus weiteren 
Gründen hat sich im Hochschulbereich eine Lage 
ergeben, in der das Hochschulwesen als der größte 
Krisenherd der gegenwärtigen gesellschaftspoliti- 
schen Situation erscheint. Hierzu haben wesentlich 
auch Entwicklungen und Strömungen beigetragen, 
die ihre Ursache im außeruniversitären, politischen 
und sozialen Bereich haben und die nicht auf die 
Bundesrepublik beschränkt sind. 


Probleme 

Angesichts dieser Situation ergeben sich für eine 
umfassende Hochschulreform zahlreiche Probleme: 

Studienreform 

Entwicklung der Studenteniahlen 

Nach vorläufigen Schätzungen des Bundesministe- 
riums für Bildung und Wissenschaft wird sich die 
Zahl der Studenten und Studienanfänger wie in 
Tabelle 31 angegeben entwickeln: 


Tabelle 31 


Zukünftige Entwicklung der Zahl der deutschen 
Studenten im Gesamthochschulbereich 


Jahr 2) 

Deutsche Studenten 2) 

Deutsche 
Studien- 
anfänger an 
Hochschulen 
ohne Fach- 
hochschul- 
b^reidi 

ins- 

gesamt 

davon an 

Hodisdiuien 
ohne Fadi- 
hodischul- 
bereidi 

Fadihodi- 
sdiulbereidi *) 

1972 

512 000 

417 000 

95 000 

94 000 

1973 

543 000 

440 000 

103 000 

100 000 

1974 

575 000 

466 000 

109 000 

107 000 

1975 

612 000 

497 000 

115 000 

115 000 


Unter der Annahme einer Verkürzung der durch- 
schnittlichen Studienzeit im gesamten Hochschulbe- 
reich von 6,1 auf 5,9 Jahre und eines stärkeren Zu- 
gangs von Abiturienten zu Fachhochschulen 
2) Studenten Jahresdurchschnitt, Studienanfänger Som- 
mersemester und folgendes Wintersemester 
ohne Beurlaubte und Gasthörer 

Schätzung auf der Basis der heutigen Studentenzahlen 
für Ingenieurschulen und Höhere Wirtschaftsfachschu- 
len (Fachhochschulbereich nach jetzigen Kriterien) 

Quelle: BMBW 


Die rasch weiter wachsende Zahl von Studenten 
kann im traditionellen Gefüge des deutschen Hoch- 
schulsystems nicht mehr entsprechend ausgebildet 
werden. 

Studienreform 

Daher reichen quantitative Erweiterungen des jet- 
zigen Systems allein nicht aus. Das Kernstück aller 
Maßnahmen ist deshalb die Studienreform. Hier 
kommt es nicht nur auf die Reform des fach- 
wissenschaftlichen Lehrangebots oder der formalen 
Gestaltung des Studiums und seiner Dauer an. Es 
geht vor allem um die Vermittlung der wissenschaft- 
lichen Arbeitsweisen, die erforderlich sind, damit 
neue Methoden und Erkenntnisse verstanden und 
angewandt werden können. 

Mehr als in der Vergangenheit muß das Studium 
den Studenten befähigen, vorhandene und neue 
Ergebnisse in seinem eigenen und in benachbarten 
Fachbereichen kritisch zu prüfen und selbständig 
zu verwerten. Die hierauf ausgerichteten Reform- 
maßnahmen stoßen aufgrund von Partikularinteres- 
sen bei Hochschullehrern, Studenten, staatlichen Ver- 
waltungen oder Berufsverbänden gegenwärtig noch 
auf zum Teil heftigen Widerstand. 

Die Studienreform muß außerdem darauf ausgerich- 
tet sein, auch im Hochschulbereich alle Begabungen 
in allen Schichten stärker als bisher zu fördern. Die 
Sozialstruktur der deutschen Studentenschaft ist 
nach wie vor Ausdruck einer gesellschaftlich einsei- 
tigen Auslese und verstärkt damit die Tendenz, die 
bereits im überkommenen vertikal gegliederten Se- 
kundarschulsystem (vgl. Teil B I, Tabelle 8) angelegt 
ist. 
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Deutsche Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen 
nach der beruflichen Stellung des Vaters 


T a b e 1 1 e 32 




Männ- 

liche 



Studenten 







davon nach Ausbildung des Vaters 

Berufliche Stellung 
des Vaters 

Studien- 
jahr ‘) 

Erwerbs- 

personen 

über 

40 Jahre 
in ®/o 

lllbytibdlJlL 

Akademiker 

Nichtakademiker 

Anzahl 

in Vo 
der 

Gesamt- 

zahl 

Anzahl 

in ®/o 
der 

Gesamt- 

zahl 

Anzahl 

in ®/o 
der 

Gesamt- 

zahl 

Beamter 

1954 


39 977 

37,4 

14 727 

13,8 

25 250 

23,6 


1966 

8,7 

80 156 

30,9 

42 794 

16,5 

37 362 

14,4 

Angestellter 

1954 

. 

25 244 

23,7 

5 644 

5,3 

19 600 

18,4 


1966 

21,9 

82 039 

31,7 

20 658 

8,0 

61 381 

23,7 

Selbständiger 

1954 

. 

35 885 

33,6 

11 598 

10,9 

24 287 

22,7 

darunter: 

1966 

22,5 

76 567 

29,5 

30 363 

11.7 

46 204 

17,8 

Landwiirt 

1954 

. 

4 970 

4,6 

325 

0,3 

4 645 

4,3 


1966 

• 

7 344 

2,8 

533 

0,2 

6 811 

2,6 

Arbeiter 

1954 

. 

5 246 

4,9 

. 

. 

5 246 

4,9 


1966 

45,2 

14 865 

5,7 

• 

• 

14 865 

5,7 

ohne Angabe 

1954 

. 

439^) 

0,4 

44 

0,0 

268 

0,3 


1966 

1,7 

5 830') 

2,2 

1 135 

0,4 

2 879 

1.1 


1954 


106 791 

100,0 

32 013 

30,0 

74 651 

69,9 

insgegamt 

1966 

100,0 

259 457 

100,0 

94 950 

36,6 

162 691 

62,7 


jeweils Wintersemester 

einsdiließlidi Studierender ohne Angabe über Studium und Beruf des Vaters. 1954: 127, 1966: 1816 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Große Hochschulstatistik, Mikrozensus 1966 


Grafik 18 

Deutsche Studenten an wissenschaftlichen Hochsdiulen 
nach der beruflichen Stellung des Vaters 1966 (in Prozent) 


Nichtakademiker Akademiker 


14,4 

Beamte 

8,7» 

16,5 

23,6 

Angestellte 

21,9» 

8,0 

17,8 

Selbständige 

22,5» 

11,7 

5,7 

Arbeiter 

45,2» 


1,1 

ohne Angabe 
1,7» 

0,4 

(in Prozent) 


1) Anteil der Berufsgruppen an den männlichen Erwerbspersonen über 40 Jahre 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Große Hochschulstatistik, Mikrozensus 1966 
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Diese einseitige Auslese ist natürlich nicht die Folge 
vorgeprägter Begabungsstrukturen. Sie hat auch 
nicht nur finanzielle Ursachen. Vielmehr ist das tra- 
dierte deutsche Hochschulsystem ebensowenig wie 
das Sekundarschulwesen darauf angelegt, Chancen- 
gleichheit auch dadurch zu sichern, daß spezifische 
Begabungen genügend berücksichtigt und Nachteile, 
die sich aus dem sozio-kulturellen Milieu ergeben, 
ausgeglichen werden können. 

In diesem Zusammenhang sind auch die oft zu beob- 
achtenden großen Schwierigkeiten der ausländischen 
Studenten zu sehen, deren Anteil etwa 10®/o beträgt. 
Ein großer Teil von ihnen erhält vom Deutschen 
Akademischen Austauschdienst ein Stipendium. Im 
allgemednen kommen die ausländischen Studenten 
aus einem Schulsystem, dessen Sekundarbereich 
eher dem französischen oder dem angelsächsischen 
System ähnelt. Die Trennung von Schule und Hoch- 
schule in der Bundesrepublik erlaubt nur in be- 
schränktem Maße ein Eingehen auf die andersartige 
Vorbildung der meisten Ausländer. Dieser Umstand 
sowie hinzukommende Sprachschwierigkeiten füh- 
ren oft zu beträchtlichen Verlängerungen der Stu- 
dienzeiten ausländischer Studenten. 

Vergleichbarkeit der Studiengänge 

Für die Gestaltung und Vergleichbarkeit der Stu- 
diengänge und besonders für ihre Dauer ergeben 
sich schließlich Probleme unter anderem aus den 
Regelungen der Niederlassungsfreiheit und der Frei- 
zügigkeit durch die Europäischen Gemeinschaften. 
Zur Zeit wird die Vergleichbarkeit an formalen 
Kriterien gemessen, nämlich an der Ausbildungs- 
dauer. Dabei werden die verschiedenen nationalen 
Ausbildungsstrukturen nicht in ausreichendem Maße 
berücksichtigt. Dieses Verfahren steht im Wider- 
spruch zu der Erkenntnis, daß die Dauer eines Stu- 
dienganges nicht allein ausschlaggebender Maßstab 
für seine Bewertung sein kann. 

Lehrkörperstruktur 

Aushau des Mittelbaus 

Neben der Studienreform ist die Reform des Lehr- 
körpers besonders dringlich. Seine nur quantitative 
Erweiterung hat sich besonders nachteilig ausge- 
wirkt, weil sie im wesentlichen im Bereich des so- 
genannten Mittelbaus, besonders der Assistenten, 
stattfand, ohne gleichzeitig die kooperativen Rechte 
und die beruflichen und finanziellen Chancen dieser 
Gruppe ihrer wachsenden Bedeutung entsprechend 
zu heben und in ein angemessenes Verhältnis zum 
Status der Ordinarien zu bringen. 

Abgesehen davon ist zur Zeit nicht erkennbar, wie 
die Länder die dringend notwendige Erhöhung der 
Zahl der Hochschullehrer finanziell und organisa- 
torisch sicherstellen können. 

Numerus clausus 

Numerus clausus 

Für die unmittelbare Zukunft der Hochschulen stellt 
der Numerus clausus das kritischste Problem dar. 


Er wird sich durch konzentrierte Anstrengungen 
finanzieller, organisatorischer und struktureller Art 
in den unmittelbar vor uns liegenden Jahren zwar 
schrittweise mildem, aber noch nicht endgültig be- 
seitigen lassen. Alle mit den Zulassungsbeschrän- 
kungen zusammenhängenden sachlichen und auch 
menschlichen Probleme sind in den hochschulpoliti- 
schen Auseinandersetzungen häufig und umfassend 
beschrieben worden. Die Bundesregierung hat zu 
ihnen in der Beantwortung einer Großen Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU im Deutschen Bundestag 
im Januar 1970 eingehend Stellung genommen (Bun- 
destags-Drucksache VI/246). 


Planung 


Planungsinstrument iehlt 


Es ist heute unbestritten, daß die Entwicklung des 
Hochschulwesens eine sachliche, zeitliche und regio- 
nale Planung des gesamten Ausbildungsbereiches 
erfordert. Zu seiner Entwicklung kann an die lang- 
jährige Zusammenarbeit von Bund und Ländern im 
Wissenschaftsrat sowie an die Arbeit des PLanungs- 
ausschusses nach dem Hochschulbauförderungsge- 
setz angeknüpft werden. Im Hochschulrahmengesetz 
sollte seine Form festgelegt werden. 

Kooperation 


Die bisherigen Formen der Zusammenarbeit sowohl 
zwischen Bund und Ländern als auch zwischen Hoch- 
schulen und Hochschulverwaltungen reichen noch 
nicht aus. Dabei fehlt es vor allem an dem für ge- 
meinsame Planungen erforderlichen ungehinderten 
Austausch von Daten und Informationen. In diesem 
Zusammenhang wirkt sich der Mangel an Planung 
in den einzelnen Hochschulen besonders nachteilig 
aus. 

Lange Planungszeiten 

Weitere Probleme stellen sich beim Hochschulbau 
angesichts der Kosten, der langen Planungszeiten 
und der Dringlichkeit der Maßnahmen. Planungs-, 
Genehmigungs- und Errichtungszeiten von vier bis 
fünf Jahren für einzelne Baumaßnahmen sind an- 
gesichts der notwendigen Beschleunigung der Kapa- 
zitätserweiterung unvertretbar. 


Ansätze zur Reform 

Die Diskussion um die Reform des deutschen Hoch- 
schulwesens beschränkte sich nach dem zweiten 
Weltkrieg zunächst auf Überlegungen, wie die Frei- 
heit der Hochschule gegenüber dem Staat gesichert 
und wie der Student durch ein „Studium generale“ 
über die fachwissenschaftliche Ausbildung hinaus 
„gebildet" werden könne. Die „Neubesinnung" 
knüpfte an die traditionelle Idee der Universität vor 
der Diktatur an. Eine allgemeine, an die Wurzel 
gehende kritische Reflexion der geistigen Grund- 
lagen der Universität und eine intensive Ausein- 
andersetzung mit ihrer Rolle während des „Dritten 
Reiches", geschweige denn ein radikaler Bruch mit 
der Vergangenheit fanden — von vereinzelten Aus- 
nahmen abgesehen — nicht statt. 
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^Blaues Gutachten* 

Ein wichtiges Dokument für das umfassende, aber 
auch stark traditionsverhaftete Bemühen in den 
ersten Nachkriegsjahren ist das „Blaue Gutachten" 
aus dem Jahre 1948. In ihm wurden grundsätzliche 
Überlegungen zur Neubestimmung der Aufgabe 
und Funktion der Hochschule, zum Ausbau der 
Hochschule in sachlicher und personeller Hinsicht 
und zur Neuordnung des Studiums formuliert, die 
dann verwirklicht wurden. Erst die 1957 von der 
Kultusmindsterkonferenz und der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz eingesetzte Gemeinsame Kom- 
mission verabschiedete zahlreiche neue Rahmen- 
prüfungsordnungen, die die Fakultäten allerdings 
meist nur zögernd übernahmen. 

Hoigeismarer Kreis 

Die Notwendigkeit einer Lehrkörperreform wurde 
zwar lerkannt und die Diskussion vor allem vom 
„Hofgeismarer Kreis" bis zu detaillierten struk- 
turellen Vorschlägen fortgeführt. In der Praxis 
wurde aber doch die streng hierarchische Stufung 
des Lehrkörpers beibehalten. Erst in den letzten 
Jahren wurde sie auch von offizieller Seite grund- 
sätzlich in Frage gestellt. Die neuen Vorschlä- 
ge der Bundesassistentenkonferenz, der Westdeut- 
schen Rektorenkonferenz, des Wissenschaftsrates 
und der Bundesregierung gehen davon aus, daß die 
Personalstruktur wesentlich vereinfacht werden muß. 
Die formale und materielle Abhängigkeit eines 
großen Teils des Lehrkörpers, des sogenannten 
Mittelbaus und der Assistenten, muß beseitigt wer- 
den. 

Es ist wiederholt vorgeschlagen worden, zur Ent- 
lastung der Hochschullehrer, besonders des Mittel- 
baus, Mitarbeiter von Forschungseinrichtungen 
außerhalb der Hochschulen für Lehrveranstaltungen 
an den Hochschulen für Teilzeitbeschäftigung zu 
gewinnen. Hierzu hat bereits 1960 der Präsident der 
Max-Planck-Gesellschaft ein Angebot gemacht. Zu 
denken wäre ferner an eine gleichartige Einbezie- 
hung der Großforschungseinrichtung^, wie z. B. der 
Kernforschungszentren. Praktisch ist bislang von 
diesen Möglichkeiten,, die auch für die Mitarbeit 
an diesen Forschungseinrichtungen sehr positive 
Aspekte haben könnten, nur wenig Gebrauch ge- 
macht worden. 

Auseinandersetzung um Mitwirkung 

Die Notwendigkeit der Mitwirkung aller in der 
Hochschule Tätigen einschließlich der Studenten an 
den Entscheidungen der Hochschule wurde lange 
bestritten und erst nach jahrelangen Auseinander- 
setzungen grundsätzlich anerkannt. In den Einzel- 
heiten ihrer Ausgestaltung bestehen freilich immer 
noch weitgehende Meinungsverschiedenheiten. 

Sfaa/ und Hochschulen 

Uber die Neuordnung des Verhältnisses von Staat 
und Hochschule gibt es unterschiedliche Vorstel- 

in: Dokumente zur Hochschulreform 1945 — 1959, bear- 
beitet von Rolf Neuhaus ; Wiesbaden 1961 


lungen. Es überwiegt die Tendenz, der Hochschule 
für ihre internen Entscheidungen eine dem Umfang 
und der Art ihrer zukünftigen Aufgaben entspre- 
chende weiter gehende Autonomie und ein nach 
innen wie nach außen wirksames Leitungsorgan zu 
geben. Die klassische Rektorats-Verfassung, d. h. 
die Leitung durch einen für ein Jahr gewählten 
Rektor, hat sich angesichts des erheblichen Aufga- 
benzuwachses als wenig leistungsfähig erwiesen. 

Konsens für Gesamthodischule 

Die Vorschläge zur Entwicklung eines Gesamthoch- 
schulbereichs haben in den letzten Monaten zwar in 
der Diskussion überraschend schnell zu einer weitge- 
henden theoretischen Übereinstimmung geführt; 
Ansätze zu ihrer Verwirklichung stehen aber noch 
aus. Die Aufteilung des tertiären Bereichs in formal 
getrennte und hierarchisch geordnete Institutionen 
wird weitgehend abgelehnt und statt dessen ein 
Verbund aller Einrichtungen des Hochschulbereichs, 
wenn auch mit unterschiedlichen Methoden und 
unterschiedlichen Stufen, angestrebt. 

Verhältnis von Forsdiung und Lehre 

In diesem Zusammenhang ist auch das Verhältnis 
von Forschung und Lehre neu zu bedenken. Ange- 
sichts der wachsenden Lehraufgaben der Hoch- 
schulen, der personellen, organisatorischen und sach- 
lichen Anforderungen der Forschung und der kriti- 
schen Gesamtlage an den Hochschulen droht die 
Forschung ^aus der Hochschule auszuwandern. Dies 
muß nach übereinstimmender Ansicht verhindert 
werden. Dazu dient beispielsweise die Entwicklung 
von institutionellen Forschungsschwerpunkten, etwa 
der Sonderforschungsbereiche. Sie sind wichtige 
wissenschaftspolitische und organisatorische Re- 
formmaßnahmen, die zur Abwendung dieser be- 
drohlichen Entwicklung beitragen können. 

Die Diskussion um die Einheit von Forschung und 
Lehre in der Hochschule und um die Teilnahme 
aller Hochschullehrer und Studenten an der For- 
schung hat durch die vor allem von Studenten und 
Assistenten angestrebte Neudefinition des For- 
schungsbegriffes einen neuen Akzent erhalten. For- 
schung wurde bisher als eine in methodischer, syste- 
matischer und nachprüfbarer Weise auf die Gewin- 
nung neuer Erkenntnisse gerichtete geistige Tätig- 
keit definiert. Eine andere Definition der Forschung 
geht davon aus, daß es sich um die Gewinnung von 
Erkenntnissen handelt, die für den einzelnen neu 
sind und die in wissenschaftlidier Weise gewonnen 
werden. An der Hochschule muß beides geschehen: 
die Fortentwicklung der Wissenschaften und die Ent- 
wicklung methodischer Kenntnisse in Verbindung 
mit einem umfassenden Wissenschaftsverständnis 
beim Studenten. 

Bezieht man in den Überblick über Ansätze zur Re- 
form auch die Kooperation von Bund, Ländern und 
Wissenschaft sowie die Planung im Hochschulwesen 
mit ein, so lassen sich Fortschritte feststellen, die 
kurzfristig allerdings noch nicht voll wirksam wer- 
den können. Sie reichen in der jetzigen Form noch 
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nicht aus, um die gebotene Erweiterung und Um- 
strukturierung des tertiären Bereichs in dem erfor- 
derlichen Tempo durchzuführen. 

Wissenschaitsral 

Der erste Schritt zur Zusammenarbeit von Bund, 
Ländern und Wissenschaft wurde mit der Gründung 
des Wissenschaftsrates im Jahre 1957 getan. Die 
durch die Planungen der Hochschulen vorbereiteten 
ersten Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum 
Ausbau der Hochschulen, die im Jahre 1960 verab- 
schiedet wurden, dienten als Richtlinie für die ge- 
meinsame Finanzierung des Ausbaus der bestehen- 
den Hochschulen. 

Sie bewegten sich im wesentlichen noch im Rahmen 
des traditionellen Hochschulsystems, wenn auch 
erste Reformansätze sichtbar wurden. 


Zur Entwicklung in anderen Staaten 

Das Bildungswesen im Sekundarschul- und Hoch- 
schulbereich expandierte fast in der ganzen Welt in 
gleichem Umfang wie in der Bundesrepublik, z. T. 
in noch weit größerem Maße. Auch die Ursachen für 
diese sprunghafte Ausweitung waren im wesent- 
lichen die gleichen: eine verstärkte Nachfrage nach 
längerer und qualifizierterer Ausbildung, stärkere 
Geburtenjahrgänge und die Demokratisierung des 
Bildungswesens. Die in anderen Staaten zur Lösung 
der Hochschulprobleme gefundenen Ansätze sind 
für uns von großem sachlichen Interesse, wenn auch 
nicht in allen Punkten vergleichbar und übertragbar. 


Frühzeitige Reiormen 

In der Bundesrepublik war der Wiederaufbau nach 
dem Krieg zunächst vor allem auf die Überwindung 
der Kriegsfolgen, auf rasches Wirtschaftswachstum 
und auf soziale Sicherheit hin orientiert. In anderen 
Staaten hatte sich zur gleichen Zeit ber-eits weit- 
gehend die Überzeugung durchgesetzt, daß die wirt- 
schaftliche, soziale und gesellschaftliche Zukunft 
eines Landes vom Ausmaß der Investitionen für das 
Erziehungswesen und die Forschung abhängt. Des- 
halb begann der Ausbau des Bildungswesens auch 
im tertiären Bereich in diesen Staaten früher und 
wurde gesamtstaatlich begründet, geplant und 
finanziert. Im Unterschied zur Bundesrepublik wur- 
den auf diese Weise viele Umwege und Ausein- 
andersetzungen vermieden. 

Kooperation 

zwischen Sekundär- und Hochschu/bereidi 

Die Lösung der Hochschulprobleme wird in manchen 
Staaten durch eine Reihe weiterer Umstände er- 
leichtert. Einmal besteht zwischen den verschiede- 
nen Stufen des Erziehungswesens und damit auch 
zum und im Hochschulbereich eine enge Koopera- 
tion. Sie ermöglicht eine wechselseitige und elasti- 
sche Berücksichtigung der Bedürfnisse und Erforder- 
nisse in beiden Bereichen. 

Die Hochschulabsolventen anderer Staaten waren 
und sind nicht in jedem Fall versucht oder gar 
gezwungen, einen Beruf zu ergreifen, der ihrer 
Hochschulausbildung fachlich entspricht, wie es in 
der Bundesrepublik wegen des traditionellen Lauf- 
bahndenkens überwiegend der Fall ist. Denn in den 
meisten vergleichbaren Staaten sind Hochschulab- 
schlüsse und Laufbahnrecht nicht so eng miteinander 
verzahnt wie in der Bundesrepublik. 


Tabelle 33 

Studenten je 100 000 Einwohner in verschiedenen Staaten 


Staat 

1950 

1960 

1966 

Anzahl 

Anzahl 

Anstieg 
1950 in o/o 

Anzahl 

Anstieg 
gegenüber 
1950 in o/o 

Anstieg 
gegenüber 
1960 in o/o 

BRD >) 

256 

499 

94,9 

708 

176,6 

41,9 

DDR 

162 2) 

428 

164,2 

457 

182,1 

6,8 

Großbritanni'en 

242 

382 3) 

57,9 

646 

166,9 

69,1 

Frankreich 

334 

595 

78,1 

1 076 

222,2 

80,8 

Japan 

47-1 

750 

59,2 

1 285 

172,8 

7U3 

Niederlande 

603 

923 

53,1 

1 310 

117,2 

41,9 

Schweden 

241 

493 

104,6 

1 079 

347,7 

118,9 

Sowjetunion 

693 

1 117 

61,2 

1 830 

164,1 

63,8 

USA 

1 508 

1 983 

31,5 

3 245 

115,2 

63,6 


g einschließlich Ingenieurschulen 

2) 1951 

3) 1961 

Quelle: UNESCO 
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Hochschulzugangsprüfung 

Ein wesentlicher struktureller Unterschied zum 
Hochschulwesen in der Bundesrepublik besteht 
darin, daß die überwiegende Zahl der anderen 
Hochschulsysteme die Zulassung nicht nur vom er- 
folgreichen Sekundarabschluß, sondern von einer 
Hochschulzugangsprüfung abhängig macht. Außer- 
dem kennen die meisten anderen Staaten Zwischen- 
abschlusse im Verlaufe des Studiums, die für einen 
Berufseintritt qualifizieren. 

ZulassungBheschränkungen 

Schließlich begann man in den vergleichbaren 
Staaten, die Expansion der Schülerzahlen rechtzeitig 
einzuplanen und ihre Folgen zu berücksichtigen. Den- 


noch bestehen auch im Ausland in vielen Diziplinen 
Zulassungsbeschränkungen, am verbreitetsten in der 
Humanmedizin. Die Planung der Studienplatz- 
Kapazitäten wird in vielen Staaten ganz entschei- 
dend dadurch erleichtert, daß die Studienzeiten 
vorgeschrieben und nur geringfügige Überschreitun- 
gen möglich sind. Studienberatung, Studienreform 
und eine systematische Förderung der Hochschul- 
didaktik kennzeichnen die Schwerpunkte ausländi- 
scher Hochschulreformen. 

Auch wenn punktuelle Unterschiede den Vergleich 
erschweren, bleibt die Feststellung von Gewicht, daß 
in anderen hochentwickelten Industriestaaten ein 
wesentlich höherer Anteil der Bevölkerung Hoch- 
schulen besucht als in der Bundesrepublik (vgl. Ta- 
belle 33 und Grafik 19). 


Studenten je 100 000 Einwohner in verschiedenen Staaten 
1960 und 1966 

(1960: 100 Vo) 


Grafik 19 


BRD 


DDR 


Frankreich 


Großbritannien 


Niederlande 


Japan 


Schweden 


UdSSR 


USA 



I ] 1960 
r~3 1966 


+ 63,8% 


Quelle: UNESCO 
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Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die von der Bundesregierung angestrebte organisa- 
torische und quantitative Neugestaltung des Hoch- 
schulwesens läßt sich in zwei grundsätzlichen Ziel- 
vorstellungen formulieren: 

Gesamthochschule 

— die bisher voneinander getrennten Bereiche des 
Hochschulsystems werden in integrierten Ge- 
samthochschulen zusammengefaßt, 

Quantitativer Ausbau 

— der Gesamthochschulbereich muß im Laufe der 
nächsten zehn Jahre auf mehr als das Doppelte 
der gegenwärtig vorhandenen Kapazität erwei- 
tert werden. 

Die organisatorischen Ausbau- und Reformmaß- 
nahmen dienen dem eigentlichen Ziel aller Bemü- 
hungen: der inneren Hochschulreform, die in Lehre 
und Forschung, Selbstverwaltung und Kontrolle, 
Planung und Ausbau den Erfordernissen der Zeit, 
den berechtigten Ansprüchen des einzelnen und den 
Bedingungen einer freiheitlich-demokratischen Ge- 
sellschaft gerecht werden soll. 


1 . Gesamthochschule 

Die integrierte Gesamthochschule ist die organisa- 
torische Folgerung aus der Reform der Studien- 
gänge, der Studieninhalte, des Abbaus der formalen 
Schranken zwischen den verschiedenen Einrichtun- 
gen des tertiären Bereichs und der strukturell gebo- 
tenen Reform des Lehrkörpers. 

Die Entwicklung zu integrierten Gesamthochschulen 
wird selbst bei größter Anstrengung aller Beteilig- 
ten mehrere Jahre in Anspruch nehmen und bei den 
bestehenden Hochschulen über verschiedene Stufen 
und Formen der Kooperation verwirklicht werden 
können. Keinesfalls ist das Ziel erreicht, wenn es 
sich auf organisatorische oder terminologische Än- 
derungen beschränkt. Entscheidend ist die ent- 
schlossene Durchführung inhaltlicher Reformen. 

Reform des Studiensystems 
Studiengänge 

Die Integration des iStudiensystems soll durch 'auf- 
einander bezogene und gegeneinander durchlässige 
Studiengänge erreicht werden. Sie müssen den neuen 
fachwissenschaftlichen und didaktischen Erkenntnis- 
sen entsprechen. 

Bei der Definition der Studieninhalte ist davon aus- 
zugehen, daß die wissenschaftliche Ausbildung zwar 
der Vorbereitung lauf das Berufsleben, nicht aber 
auf bestimmte, eng umgrenzte berufliche Tätigkeiten 
dient. Die Studiengänge müssen daher innerhalb 
eines Rahmens flexibel für unterschiedliche Kombi- 
nationen sein und für neue Formen der Wissens- 
vermittlung offenstehen. Hierbei kommt der Hoch- 


schuldidaktik und der Entwicklung geeigneter Me- 
dien für die Wissensvermittlung eine entscheidende 
Bedeutung zu. Die Entwicklung des Fernstudiums im 
Medienvei^bund ist in diesem Zusammenhang nicht 
so sehr unter dem Gesichtspunkt einer möglichen 
Kapazitätserweiterung, sondern vielmehr als ein 
Teil methodisch-didaktischer Reformen zu fördern 
und zu bewerten. 

Kontaktstudium 

Das Studium muß neben dem Fachwissen und den 
fachbezogenen wissenschaftlichen Methoden vor 
allem die Fähigkeit zu selbständig kritischer Wis- 
senserweiterung, zum Erkennen und zum Lösen 
neuer Pröbleme vermitteln. Diese inhaltliche Aus- 
gestaltung ist wichtiger als die Dauer des Studiums. 
Denn kein Studienabschluß kann — auch nach noch 
so langer Studiendauer — eine für das gesamte Be- 
rufsleben ausreichende Fach- und Methodenkenntnis 
bereitstellen: so gesehen ist jeder Abschluß zugleich 
ein Abbruch. Daher darf lauch die Dauer eines Stu- 
dienganges nicht — wie bisher — der wesentliche 
Maßstab für dessen Bewertung sein. Jedes Studium 
muß vielmehr auf die Möglichkeit und die Notwen- 
digkeit des individuellen oder organisierten Weiter- 
oder Ergänzungsstudiums angelegt sein. Die Ent- 
wicklung der Wissenschaft und die Veränderung der 
Berufswelt erfordern deshalb eine wesentliche Er- 
weiterung und Systematisierung des bisher unzu- 
länglichen Angebots an Xontaktstudien. 

Nach dem ersten berufsqualifizierenden Abschluß 
kann der einzelne entscheiden, ob er unmittelbar in 
das Berufsleben eintritt oder die Studien in der 
Hochschule fortsetzt. Dieser erste Abschluß sollte 
möglichst in allen Fachgebieten als Diplom bezeich- 
net werden. 

Studienordnungen 

Die Studienreform kann nicht gesetzlich angeordnet, 
sie muß im wesentlichen von den Hochschoilen selbst 
durchgeführt werden. Dabei wird eine enge Koope- 
ration mit Berufspraktikern und staatlichen Behör- 
den notwendig sein. Der iStaat muß für diese wich- 
tige Aufgabe die erforderlichen rechtlichen Grund- 
lagen schaffen und finanzielle und organisatorische 
Hilfen geben. Die zuständigen staatlichen Stellen 
müssen ferner die dargestellten Grundsätze der Stu- 
dienreform auch bei der notwendigen Reform 
staatlicher Prüfungsordnungen beachten. Die Bun- 
desregierung wird prüfen, wie durch Änderungen 
des Laufbahnwesens im öffentlichen Bereich die 
Voraussetzungen für die Durchsetzung neuer Aus- 
bildungsgänge verbessert werden können. 

Studienjahr 

Im Rahmen der Hochschulgesetzgebung wird die 
Bundesregierung prüfen, ob die derzeitige Semester- 
einteilung durch das Studienjahr ersetzt werden soll. 

Die positiven Erfahrungen des Auslands überwiegen 
bei weitem die bisher geäußerten Bedenken. Eine 
etwaige Umstellung soll einen sinnvolleren Stu- 
dienablauf und eine bessere Ausnutzung räumlicher 
Kapazitäten ermöglichen, keinesfalls aber den not- 
wendigen Freiraum für die Forschungstätigkeit ein- 
schränken. 
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Reform der Lehrkörperstruktur 

AuJbau des Lehrkörpers 

Die Struktur des Lehrkörpers muß geändert wer- 
den. Nach Ansicht der Bundesregierung sollte es 
als Lehrkörper der Hochschule künftig nur noch 
Professoren und Assistenzprofe&soren und außerdem 
eine Gruppe wissenschaftlicher Mitarbeiter geben. 
Die in Lehre und Forschung hauptamtlich und selb- 
ständig Tätigen müssen korporationsrechtlich gleich- 
gestellt sein. Der Status eines Hochschullehrers darf 
auch nicht davon abhängig gemacht werden, ob die- 
ser überwiegend in der Lehre oder in der Forschung 
tätig ist. 

AssJstenzpro/essoren 

Bei der Abstimmung der Pflichten der Assistenzpro- 
fessoren ist zu berücksichtigen, daß sie weitere 
Qualifikationen für die Berufung zum Professor er- 
werben sollen. Bei der Festlegung der zahlenmäßi- 
gen Relation von Professoren zu Assistenzprofesso- 
ren muß bedacht werden, daß Assistenzprofessoren 
in dieser Funktion höchstens sechs Jahre tätig sind, 
während die Berufszeit der Professoren im allgemei- 
nen etwa dreißig Jahre beträgt. Andererseits ist in 
Rechnung zu stellen, daß nicht alle Assistenzprofes- 
soren in die Stellung eines Professors übertreten 
wollen und können. Die erfolgreiche Tätigkeit eines 
Assistenzprofessors sollte 'auch als besondere Quali- 
fikation für die Übernahme von leitenden Funk- 
tionen außerhalb der Hochschule gelten. 

Die Relation zwischen Assistenzprofessoren- und 
Professorenstellen wird von Fach zu Fach unter- 
schiedlich sein. Im Durchschnitt wird jedoch ein Zjah- 
lenverhältnis von 1 :3 als Berechnungsgrundlage die- 
nen können. In einer Ubergangsphase wird diese 
Relation wegen der dringend erforderlichen Erwei- 
terung des Lehrkörpers erheblich zugunsten von 
Stellen für Assistenzprofessoren verschoben werden 
müssen. 

Die Entscheidung über das endgültige Verbleiben 
des Assistenzprofessors in der Hochschule muß in 
einem Lebensalter getroffen werden, in dem der 
Übertritt in andere berufliche Wirkungsbereiche 
ohne Schwierigkeiten möglich ist. Der Übergang ist, 
soweit erforderlich, durch die Gewährung einer Ab- 
findung ZU erleichtern. 

Die Möglichkeit der Berufung von Praktikern in die 
Hochschule muß durch die Ausschreibung freier Stel- 
len erweitert werden. 

Wissenschaf llidie Mitarbeiter 

Die moderne naturwissenschaftliche Forschung er- 
fordert die Mitai^beit qualifizierter wissenschaftlicher 
Mitarbeiter. Ihr Aufgabengebiet muß genau um- 
schrieben werden, ihre Zahl begrenzt bleiben. Ab- 
hängige Funktionen in der Lehre sollen sie nicht 
wahrnehmen. Auch ihnen muß der Übergang zum 
Assistenzprofessor oder zum' Professor möglich sein. 

Diese Struktur des Lehrkörpers soll für den Geaamt- 
hochschulbereich gelten. Besonderheiten der Musik-, 
Kunst- und Sporthochschulen und der Aufgaben der 


Krankenversorgung ist bei den gesetzlichen Rege- 
lungen allerdings Rechnung zu tragen. 

Graduiertenförderung 

Die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
muß im Interesse der Qualität der Hochschullehrer 
und angesichts des notwendigen quantitativen Aus- 
baus verbessert und erweitert werden. Befähigte 
Inhaber eines berufsqualifizierenden Abschlußexa- 
mens müssen deshalb etwa zwei bis drei Jahre 
finanziell gefördert werden. In dieser Zeit sollen sie 
Forschungsarbeit leisten, didaktische Kenntnisse er- 
werben, sich freiwillig an der Lehre beteiligen und 
im allgemeinen ihre Promotion abschließen. Die 
Bundesregierung wird ihre Bemühungen fortsetzen, 
gemeinsam mit den Ländern ein Programm für 
Doktoranden (Graduiertenförderung) zur umgehen- 
den Entlastung von Assistentenstellen zu entwickeln. 

Forschung in der Gesamthochschule 

In der Gesamthochschule wird es möglich sein, For- 
schungsprogramme elastisch und differenziert mit- 
einander und mit der Lehre in ihren verschiedenen 
Formen und Stufen zu verbinden. Dadurch sind die 
Voraussetzungen dafür gegeben, daß auch moderne 
Forschung für die Lehre nutzbar gemacht wird. 

Organisation der Forschung 

Die Beziehungen zwischen Forschung und Lehre 
sind in der Gesamthochschule unterschiedlich. Nicht 
für jeden Studiengang und Studienabschluß, den 
die Gesamthochschule bieten wird, ist die un- 
mittelbare Teilnahme 'an der Forschung erforder- 
lich, wohl aber die selbständige, kritische Erarbei- 
tung des Lehrstoffs und das Lösen von Problemen 
auf wissenschaftlicher Grundlage. Diese Form des 
Studierens wird heute auch als „forschendes Lernen" 
bezeichnet. 

Jeder Hochschullehrer soll in der Gesamthochschule 
Mittel für die Forschung auch dann beantragen kön- 
nen, wenn er ausschließlich zur Wahrnehmung von 
Lehraufgaben verpflichtet ist. 

Fachbereiche, zentrale Forschungseinrichtungen 

Neue Organisationsformen müssen in der Hoch- 
schule die Voraussetzungen für eine wirksame Ko- 
ordinierung der Aufgäben in Forschung und Lehre 
schaffen und die Durchführung übergreifender For- 
schungsaufgahen erleichtern. 

Durch die Übertragung wichtiger Funktionen auf 
die neuen Fachbereiche soll die Arbeitsfähigkeit der 
Selbstverwaltung wiederhergestellt und ihr Ent- 
scheidungsraum erweitert werden. Die Fachbereiche 
sollen einerseits die zu groß und zu heterogen ge- 
wordenen klassischen Fakultäten er^setzen und an- 
dererseits die verwaltungsmäßige und oft auch 
fachliche Isolierung der herkömmlichen Hodischul- 
institute überwinden. 

Für Forschungs- oder Dienstleistungsaufgaben, die 
mehrere Fachbereiche betreffen, sollen kollegial ge- 
leitete und einem Hochschulorgan verantwortliche 
Einrichtungen geschaffen werden. 
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Sonder forschungsbereiche 

Forschung kann heute nicht mehr mit gleicher Inten- 
sität in allen Fächern an allen Hochschulen betrieben 
werden. Die vorhandenen Mittel müssen konzen- 
triert werden. Aus diesen Gründen ist das vom Wis- 
senschaftsrat vorgeschlagene und von Bund und 
Ländern über die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
finanzierte Programm der Sonderforschungsibe reiche 
entwickelt worden. Es muß in Zukunft verstärkt 
werden, damit d)ie Hochschulen für den ganzen Be- 
reich der Wissenschaft intensive und attraktive For- 
schungsmöglichkeiten bieten. Die Veiibindung der 
Sonderforschungsbereiche, wie auch des übrigen 
Hoch-schultbereichs zu außeruniversitären Forschungs- 
einrichtungen soll dazu beitragen, deren Arbeits- 
ergebnisse besser als bisher für die Lehre nutzbar 
zu machen. 

Verwaltung der Hochschule 

Struktur 

Die Struktur der Verwaltung der Hochschule muß 
grundlegend verbessert und modernisiert werden. 
Damit erst wird die Voraussetzung für eine funk- 
tionsfähige Autonomie der Hochschule geschaffen. 
Sie muß im Interesse der Entwicklung von Forschung 
und Lehre wiederhergestellt und gestärkt werden. 
Nur so kann eine verantwortliche Mitwirkung der 
Hochschulen an den Planungsaufgaben gesichert 
werden. Die Hochschulverwaltungen brauchen für 
diese Pianungsaufgaben qualifizierte Mitarbeiter 
und ausreichende technische Hilfsmittel. 

Leitung 

Die Leitung der Gesamthochschalle muß über einen 
längeren Zeitraum kontinuierlich wahrgenommen 
werden können. Der damit verbundenen Stärkung 
der Exekutive muß eine verstärkte Kontrolle zentra- 
ler Kollegialorgane entsprechen. 

Fachbereiche 

Auch in den Fachbereichen müssen die fachspezifi- 
schen Aufgaben ähnlich wie bei der Leitung der 
Hochschule von Exekutiv- und Legislativgremien 
wahrgenommen werden. Sie haben angesichts der 
Größe und Struktur einer Gesamthochschule, der 
notwendigen Ablösung des Institutsprinzips und be- 
sonders 'im Hinblick auf die Studienreform eine 
große Bedeutung. Sie werden diese wichtigen Auf- 
galben aber nur dann wirksam wahrnehmen können, 
wenn sie Arbeitsformen entwickeln, die von den 
Mitgliedern der Organe ein Minimum an zeitlichem 
Aufwand verlangen. 

Hochschuikonierenzen 

Zusammenschlüsse der Hochschulen auf Landes- 
und Bundesebene (Hochschulkonferenzen) könnten 
wichtige koordinierende Funktionen im Bereich der 
Selbstverwaltung wahrnehmen. 


Mitwirkung 

Formen der Mitwirkung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Mitwirkung aller in der Hochschule Tätigen und der 
Studenten bei allen öffentlichen Hochschulangele- 
genheiten ein Göbot sachlicher Notwendigkeit und 
hochschulpolitischer Zweckmäßigkeit ist. Die Formen 
dieser Mitwirkung können in Mitbestimmung, Mit- 
beratung, einem Widerspruchsrecht oder anderem 
bestehen und entsprechend dem Entscheidungs- 
bereich, z. B. in Fragen der Forschung, der Lehre und 
der allgemeinen Hochschulverwaltung, unterschied- 
lich gestaltet werden. In der Übergangszeit sollten 
verschiedene Arten der Mitwirkung erprobt und Er- 
fahrungen gesammelt werden. 

Um auch aus ausländischen Erfahrungen zu lernen, 
hat die Bundesregierung mit der schwedischen Re- 
gierung vereinbart, eine schwedisch-deutsche Kom- 
mission einzusetzen, die über die verschiedenen 
Möglichkeiten der Mifbestimmung Im Bereich des 
Bildungswesens berichten und Vorschläge für die 
Ausgestaltung machen soll. 

Studentischer Dachverband 

Die Bundesregierung erklärt in diesem Zusaanmen- 
hang ausdrücklich ihr Interesse an der Existenz 
eines studentischen Dachveibandes, der die Inter- 
essen der Studentenschaft auf Bundesebene gegen- 
über den zentralen Organisationen der Wissenschaft 
und gegenüber Bund und Ländern wahrnehmen 
kann. 


2. Planung und Entwicklung 

Wenngleich viele Mängel des Hochschulwesens auf 
strukturellen Fehlentwicklungen beruhen und daher 
nicht durch den Ausbau allein beseitigt werden kön- 
nen, muß mit der strukturellen Reform gleichzeitig 
auch die Kapazität des Hochschulbereiches wesent- 
lich erweitert werden. 

Ausbau der Hochschulen und Neugründungen 

Künftige Entwicklung der Studentenzahlen 

Die Vorausschätzungen des Wissenschaftsrates, der 
Ständigen Konferenz der Kultusminister und des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft 
lassen eine Steigerung der Studentenzahl im Ge- 
samthochschulbereich erwarten, die weit über die 
Entwicklung der letzten Jahre hinausgeht. Die Zahl 
der Studenten im Gesamthochschulbereich wird nach 
Schätzungen des Bundesministeriums für Bildung 
und Wissenschaft im Jahre 1975 bei über 600 000 
liegen (vgl. Tabelle 31); Anfang der achtziger 
Jahre wird sie sich in der Größenordnung von etwa 
1 Million bewegen. Diese Entwicklung ist wün- 
schenswert und muß durch einen entsprechenden 
Ausbau gefördert werden. Bei dem Ausbau der 
Kapazitäten ist sicherzustellen, daß der gesellschaft- 
liche Bedarf, z. B. an Lehrern und Ärzten, in jedem 
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Fall gedeckt werden kann. Aus diesen Zahlen wird 
der Umfang der Aufgabe deutlich, die von Bund und 
Ländern zu bewältigen ist. 

Der weitere Ausbau der bestehenden Hochschulen 
unter Einschluß der Fachhochschulen stößt auf Schwie- 
rigkeiten. Diese haben ihre Ursache sowohl in den 
quantitativen Grenzen für eine sachgerechte Funk- 
tion und Verwaltung einer Hochschule als auch in 
den baulich begrenzten Möglichkeiten der derzeiti- 
gen Hochschulstädte. 

Ausbau bestehender Hochschulen 

Selbst wenn es gelingt, die vorhandenen Hoch- 
schulen so auszubauen, daß sie unter Einschluß aller 
ihnen zugeordneten Einrichtungen etwa das Dop- 
pelte der Studentenzahlen — das sind 750 000 bis 
800 000 Studenten — aufnehmen können, ergibt sich 
für das Jahr 1980 eine Kapazitätslücke für etwa 
200 000 bis 250 000 Studenten. Eine Gesamthoch- 
schule wird aus strukturellen Gründen, vor allem 
wegen der Leistungsfähigkeit Ihrer Organe, eine 
obere Kapazitätsgrenze haben, die bei etwa 20 000 
Studenten liegen dürfte, in kleineren und mittleren 
Städten wahrscheinlich sogar wesentlich darunter. 

Neugründungen 

Die Neugründungen werden zum größeren Teil in 
Mittelstädten, zum Teil als zweite Hochschulen in 
Großstädten erfolgen müssen. Dabei ist nach den 
bisherigen Berechnungen des Wissenschaftsrates die 
Neugründung von etwa 30 Gesamthochschulen er- 
forderlich. Die Standorte müssen mit der Regional- 
planung ab gestimmt sein. 

Studentischer Wohnheimbau 

In diesem Zusammenhang wird es auch notwendig 
sein, den studentischen Wohnheimbau wesentlich zu 
verstärken. Ein dichteres Netz von Hochschulen 
wird es zwar einer größeren Zahl von Studenten 
als bisher ermöglichen, am Wohnort oder in un- 
mittelbarer Nähe zu studieren. Auswärtige Studen- 
ten ^ aber werden in kleineren Hochschulstädten 
weniger Unterkunftsmöglichkeiten finden. Die in 
dem sogenannten Düsseldorfer Wohnheimplan auf- 
gestellte Forderung, für etwa 30 Vo der Studenten 
Plätze in Studentenwohnheimen zu schaffen, muß 
daher als generelle Richtschnur auch für den Ge- 
samthochschulbereich bestehenbleiben; dabei kann 
der Prozentsatz freilich von Ort zu Ort schwanken. 
Dies fordert von Bund und Ländern erhebliche An- 
strengungen. Bisher sind nur für etwa 12Vo der 
Studenten Plätze in Wohnheimen vorhanden. 

Die Bundesregierung erwägt, die Finanzierung des 
studentischen Wohnheimbaus auf eine neue Grund- 
lage zu stellen und sie in die Gemeinschaftsaufgabe 
nach dem Hochschulbauförderungsgesetz einzube- 
ziehen. Die notwendigen Ausbaumaßnahmen kön- 
nen sonst nicht sichergestellt werden. Eine erheb- 
liche Vermehrung der Mittel für den studentischen 
Wohnheimbau ist erforderlich. 

Bei der Bewältigung dieser und anderer sozialer 
Aufgaben wird den Studentenwerken im Rahmen 


der studentischen Sozialpolitik auch in Zukunft eine 
bedeutende Rolle zufallen. 

Hochschulplanung 

Koordinierte Planung 

Der notwendige Ausbau der Hochschulen bedarf 
einer koordinierten überregionalen Planung, an der 
die Hochschulen mehr als bisher beteiligt sein müs- 
sen. Diese Planung setzt voraus, daß Hochschulen, 

Bund und Länder bereit sind, ihre Vorstellungen an 
den Überlegungen der anderen Partner zu messen 
und ihre Planungen zu koordinieren. Wichtig ist, 
daß jede Hochschule einen Entwicklungsplan auf- 
stellt, daß die Hochschulentwicklungspläne auf Län- 
der- und Bundesebene koordiniert und daß die Ziel- 
vorstellungen des Staates und die Entwicklungspläne 
der Hochschulen aufeinander abgestimmt werden. 

Für die Planung einer ausreichenden Zahl von Stu- 
dienplätzen sind Kapazitätsberechnungen unerläß- 
lich. Hierfür fehlen bisher weitgehend objektive Kri- 
terien. Die vorhandenen Ansätze müssen weiter- 
entwickelt und erprobt werden. Für die weiteren 
Planungen müssen Untersuchungen über die Regio- 
nalstruktur und über den voraussichtlichen gesell- 
schaftlichen Bedarf angestellt werden. Die Bundes- 
regierung hat hierzu mehrere Forschungsaufträge 
vergeben. 

Informationssystem 

Eine wichtige Voraussetzung für die Hochschulpla- 
nung ist die Gewinnung zuverlässiger Daten und 
deren Fortschreibung. Zu diesem Ziele wird die Bun- 
desregierung in Kürze den Entwurf eines Hochschul- 
statistikgesetzes vorlegen. 

Mit der in diesem Jahr erstmalig durchgeführten 
Befragung aller Abiturienten über ihre Studienab- 
sichten sollen Erfahrungen für notwendige weitere 
Erhebungen und vor allem für eine rechtzeitige 
Information und Beratung der Studienbewerber ge- 
wonnen werden. 

Beratung von Studienbewerbern, Beseitigung von 
Zulassungsbeschränkungen 

Zulassungsbeschränkungen müssen beseitigt wer- 
den. Solange sie noch bestehen, müssen HochschU' 
len, Länder und Bund sich bemühen, die Auswirkun- 
gen für den einzelnen so schnell wie möglich zu 
mildern. 

Zulassungsbeschränkungen dürfen jeweils nur auf 
ein Jahr befristet sein, nur in einem geordneten 
Verfahren und nur aufgrund einer vorhergehenden, 
nachvollziehbaren Kapazitätsberechnung eingeführt 
werden. 

Objektivierung von Kriterien 

Die Bundesregierung hält in diesem Zusammenhang 
eine Objektivierung der Kriterien für erforderlich, 
nach denen die Zulassung bei bestehenden Zulas- 
sungsbeschränkungen erfolgen soll. Sie wird des- 
halb die Entwicklung und Erprobung von Tests so- 
wie Untersuchungen über den Zusammenhang zwi- 
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sehen Schulfächern und Studiengängen fördern. Das 
LosverfahJen hält sie für kein geeignetes Auswahl- 
mittel. Es würde mehr als jedes andere Verfahren 
, zu sozialen Ungerechtigkeiten führen. Darüber hin- 
aus würde es die Schüler entmutigen, selbst auf 
den Gebieten ihrer Begabung besondere Leistungen 
zu erbringen, da sie keine Aussicht hätten, daß diese 
Leistungen anerkannt werden. 

Die Bundesregierung wird den Ausbau und die 
Tätigkeit zentraler Informations- und Nachweisstel- 
len unterstützen. Der derzeitige Zustand, bei dem 
nicht festzustellen ist, wie viele Studienbewerber 
von Zulassungsbeschränkungen betroffen sind und 
an keiner Hochschule einen Studienplatz erhalten 
können, muß umgehend beendet werden. Die Stu- 
dienberatung ist unverzüglich nachhaltig zu ver- 
bessern. Sie soll — wie in anderen Staaten auch — 
neben der allgemeinen Beratung über Studien- 
neigung und Studienziel mit dazu beitragen, Stu- 
denten bei bestehenden Zulassungsbeschränkungen 
auf Studienfächer hinzuweisen, die ihren Interessen 
und Begabungen entsprechen und gute Berufsmög- 
lichkeiten eröffnen. 

Beseitigung des Numerus eJausus 

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt dar- 
auf hinzuwirken, die quantitativen Mängel des 
tertiären Bereichs so schnell wie möglich zu beheben. 
Auch hier ergeben sich (allerdings aus der Ausgangs- 
lage längere Planungszeiträume, die realistisch ge- 
sehen werden müssen. 

An Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, 
Kunst-, Musik- und Sporthochschulen studieren 
heute 400 000 deutsche und ausländische Studenten; 
nimmt man die Fachhochschulen hinzu, sind es 
470 000. Die für diese Studenten tatsächlich vor- 
handene Ausbildungskapazität liegt allerdings in 
vielen Fächern und an vielen Hochschulen beträcht- 
lich unter der vorhandenen Studentenzahl. Zuver- 
lässige Übersichten über die wirklich vorhandene 
Kapazität liegen noch nicht vor. 

Für 1975 ist mit 630 000 bis 650 000 deutschen und 
ausländischen Studenten im gesamten Hochschul- 
bereich zu rechnen. Um eine ausreichende Zahl von 
Studienplätzen bereitzustellen, müssen bis 1975 
mehr als 180 000 neue Studienplätze geschaffen wer- 
den. Zugleich muß erreicht werden, daß durch eine 
Verbesserung der Lehrkörperstruktur, durch einen 
wirkungsvollen Beginn der Reform der Studienord- 
nungen und durch eine intensive Studienberatung 
die immer länger werdenden Studienzeiten wieder 
verkürzt werden. 

Die Bundesregierung schlägt vor, einen Fünfjahres- 
pian zur dauerhaften Beseitigung des Numerus clau- 
sus zu entwickeln und hierfür eine Projektgruppe 
einzusetzen. Sie wird diesen Vorschlag in die Bera- 
tungen des Planungsausschusses zur Aufstellung des 
ersten gemeinsamen Rahmenplans für den Ausbau 
und Neubau von Hochschulen von 1972 bis 1975 
einbringen. über die in der mittelfristigen Finanz- 
planung für Hochschulinvestitionen vorgesehenen 
Mittel hinaus hat die Bundesregierung im Rahmen 
der von ihr beschlossenen ersten Bildungsanleihe 


einen ersten Beitrag für ein solches Programm vor- 
gesehen. 

Die Investitionsausgaben im Hochschulbereich wür- 
den bei diesem Fünf jahresplan nach vorläufigen Be- 
rechnungen von etwa 2 Mrd. DM im Jahre 1970 
auf 3,9 Mrd. DM im Jahre 1975 für Bund und Länder 
zu erhöhen sein. Die fortdauernden Ausgaben der 
Hochschulen (ohne Studienförderung) würden von 
4,6 Mrd. DM im Jahre 1970 »auf 7,2 Mrd. DM im 
Jahre 1975 steigen müssen. Die Entscheidung über 
die Mehrbelastung des Bundes kann nur im Rahmen 
der Fortsdireibung der Finanzplanung bis 1974 ge- 
troffen werden. Selbst wenn der Ausbau der Hoch- 
schulen zu einer ausreichenden Studienplatzkapazi- 
tät geführt haben wird, die — global gerechnet — 
für alle Studienbewei^er ausreicht, wird jedoch nicht 
jeder Studienbewerber zu jeder Zeit und an jedem 
Ort das von ihm gewählte Fach studieren können. 

Studienzeiten 

Ein wichtiger Faktor des Numerus clausus liegt in 
der Studienzeitverlängerung. Der Bundesregierung 
ist bewußt, daß die Gründe für die zunehmende 
Verlängerung der Studienzeiten vielfältig sind und 
zu einem nicht unerheblichen Anteil auf unzurei- 
chende Studienbedingungen in den sogenannten 
Massenfächern zurückzuführen sind. Das Ziel, den 
Numerus clausus innerhalb der genannten Frist auf- 
zuheben, läßt sich aber nur verwirklichen, wenn 
Staat, Hochschullehrer und Studenten alles daran- 
setzen, die vorhandenen und neu hinzukommenden 
Einrichtungen optimal zu nutzen. Den Studenten 
sollte ermöglicht werden, ihr Studium in angemes- 
sener Zeit abzuschließen, wobei eine aktive Mit- 
arbeit bei der Hochschulselbstverwaltung selbstver- 
ständlich nicht als unangemessene Studienzeitverlän- 
gerung anzusehen ist. Studienplätze sind Arbeits- 
plätze, die von der Gesellschaft dem einzelnen zur 
Verfügung gestellt werden. Der einzelne muß sie in 
seiner Verantwortung für die Gesellschaft nutzen. 

Humanmedizin 

Der Zugang zum Studium der Humanmedizin wird 
wahrscheinlich auch nach 1975 noch gewissen Ein- 
schränkungen unterliegen. An diesen Ausbildungs- 
gang werden vom Berufsziel her besonders hohe 
Ansprüche gestellt. Für das Studium der Human- 
medizin werden nicht nur sehr aufwendige Einrich- 
tungen, sondern auch qualifizierte Hochschullehrer 
für sämtliche wichtigen Fachgebiete dieses Bereiches 
benötigt. Auf eine gewisse Vollständigkeit kann bei 
dieser Ausbildung im Interesse der Patienten nicht 
verzichtet werden. Dies wirkt sich auch auf die Stu- 
diendauer aus. Das Zusammenwirken dieser Fakto- 
ren hat auch in anderen vergleichbaren Industrie- 
staaten dazu geführt, daß dort der Zugang zum 
Studium der Humanmedizin Einschränkungen unter- 
worfen ist. 

Gerade wegen dieser Zusammenhänge müssen die 
Maßnahmen zur Verbesserung der Lehre und zur 
Erweiterung der Ausbildungskapazität, die der Wis- 
senschaftsrat in seinen 1968 veröffentlichten Emp- 
fehlungen zur Struktur und zum Ausbau der medi- 
zinischen Forschungs- und Ausbildungsstätten vor- 
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geschlagen hat, zugiger als bisher durchgeführt wer- 
den. Unabhängig davon sollten bei den Berechnun- 
gen der Ausbildungskapazität sowohl die Auswir- 
kungen der neuen Approbationsordnung wie auch 
andere Überlegungen zur Entwicklung des Bedarfs 
an Ärzten überprüft werden. 

Rationalisierung im Hochschulbau 
Umfang der Baumaßnahmen 

In den nächsten zehn Jahren werden zur Sicherung 
der erforderlichen Ausbildungskapazität im gesam- 
ten Hochschulbereich für Baumaßnahmen jährlich 
mindestens 3 Mrd. DM aufgewendet werden müssen. 
Damit diese Mittel mit dem größtmöglichen Wir- 
kungsgrad eingesetzt werden können, muß der 
Hochschulbau rationalisiert werden. 

Zeilbedarf 

Der bisherige Zeitbedarf für Planung, Baugenehmi- 
gung und Baudurchführung von vier bis fünf Jahren 
für Hochschulbauten kann, wie die Erfahrungen in 
einzelnen Ländern und auch im Ausland zeigen, we- 
sentlich verringert werden. In Zukunft müssen alle 
Baumaßnahmen im Hochschulbereich zügig geplant 
und ausgeführt werden. Dabei sollen auch Erkennt- 
nisse und Angebote des Auslandes berücksichtigt 
werden. 

Die Bundesregierung wird alle Bemühungen zur 
Rationalisierung des Hochschulbaus unterstützen 
und die Hochschulbauforschung gemeinsam mit den 
Ländern fördern. 

Vielsei Üge Verwendungsmöglichkeiten 

Eine wirtschaftliche Bauplanung erfordert weit- 
gehende Flexibilität in der Verwendungsmöglichkeit 
der Bauten. Der Einfluß der Benutzer auf die Pla- 
nung muß sich auf das sachlich notwendige Maß be- 
schränken. Einzelne Bauobjekte werden nicht mehr 
getrennt und nach individuellen Bedürfnissen ge- 
plant und verwirklicht werden können, sondern 
müssen sich in übergreifende Konzeptionen ein- 
fügen lassen. 

Rahmenbauprogramm 

An die Stelle der bisher detaillierten Raumpro- 
gramme muß ein Rahmenbauprogramm treten, in 
dem der Flächenbedarf nach Flächenrichtwerten, die 
Flächenqualität nach Flächenarten und daraus abge- 
leitet Kosten nach Kostenrichtwerten enthalten sind. 
Die detaillierte Raumaufteilung und Festlegung der 
Erstnutzung erfolgt während der Bauplanung. 

Voraussetzung für eine Realisierung dieses Pro- 
gramms sind die Ermittlung von Flächenrichtwerten 
je Student, die Entwicklung von Methoden zur An- 
wendung von Richtwerten und die Entwicklung von 
Kostenrichtwerten pro qm Nutzfläche oder pro Stu- 
dienplatz. 

Beschleunigung der Bauplanung 

Die Beschleunigung der Bauplanung ist nur durch 
Zusammenfassen bisher hintereinander geschalteter 
oder wiederholter Arbeitsgänge möglich. Daher ist 
anzustreben 


— eine einzige Kostenfeststellung als Haushalts- 
unterlage anstelle von getrenntem Kostenvor- 
anschlag und Kostenanschlag 

— die zeitliche Überlagerung von Planungsabläufen 

— ein gemeinsamer Arbeitsgang für das Prüfungs- 
und Genehmigungsverfahren sowie für die bau- 
aufsichterechtliche Zustimmung 

die endgültige Entscheidung über Bauvorhaben 
in gemeinsamen Sitzungen von entscheidungs- 
befugten Mitgliedern (Baustäbe, Baukommissio- 
nen). 

Rationalisierung der Baudurchführung 

Die Rationalisierung der Baudurchführung kann er- 
reicht werden durch 

— die Übernahme bestehender Pläne anderer ver- 
gleichbarer Vorhaben 

— die Entwicklung von Typenplanungen 

— die Verwendung von standardisierten Bau- 
elementen, die nach vorhandenen Erfahrungen 
Preisvorteile bis zu 20®/o bei Herstellung in 
großer Serie bringen 

— die Verwendung von typisierten Ersteinrichtun- 
gen 

— die Anwendung von Schnellbauverfahren 

— die Erarbeitung von Raumstandards für die 
Raumgröße und die Raumausstattung 

— die Verwendung von Standardleistungsverzeich- 
nissen 

— Konstruktionswettbewerbe zwischen Firmen 

— die Heranziehung ausländischer Firmen 

— die Vergabe von Sammelaufträgen 

— die Beauftragung von Haupt- und Generalunter- 
nehmern 

— die Vereinfachung des Abrechnungsverfahrens 

— die gegenseitige Deckungsfähigkeit zwischen den 
finanziellen Mitteln für verschiedene Hochschul- 
bauten. 

Für die Prüfung dieser Möglichkeiten und für die 
Analyse der in- und ausländischen Erfahrungen auf 
diesem Gebiet hat der Planungsausschuß für den 
Hochschulbau, das verantwortliche Gremium für die 
Durchführung dieser Gemeinschaftsaufgabe des Bun- 
des und der Länder, einen Arbeitskreis eingesetzt. 
Dieser Arbeitskreis ist beauftragt, die Möglichkeiten 
der Rationalisierung im Hochschulbau zu prüfen und 
Wege aufzuzeigen, die gemeinsam erarbeiteten Vor- 
schläge möglichst bald in den Bauablauf umzusetzen. 

Forschung über Hochschulen 

Neue Forschungsprogramme 

Bisher gibt es keine nennenswerte Forschung über 
die Hochschule. Fragen der Hochschuldidaktik, der 
Hochschulorganisation, der Hochschulplanung, der 
Verhaltensweisen von Gruppen in der Hochschule 
bedürfen aber notwendigerweise einer systemati- 
schen wissenschaftlichen Fundierung. Die Bundes- 
regierung wird entsprechende Forschungsprogramme 
anregen und finanziell unterstützen. 
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VIIL Weiterbildung 


Weiterbildung, „education permanente", „lifelong 
leaming", „recurrent education" sind Begriffe, die 
eine neuartige bildungspolitisdie Aufgabe kennzeidi- 
nen, deren Bedeutung in aller Welt erkannt worden 
ist. Nach dem Vorschlag des Deutschen Bildungs- 
rates soll unter dem Begriff der „Weiterbildung" die 
Fortsetzung oder Wiederaufnahme „organisierten 
Lernens" nach Abschluß oder Unterbrechung der 
ersten Bildungsphase verstanden werden. Weiter- 
bildung soll sich zu einem eigenständigen Bildungs- 
bereich entwickeln und über die bisher getrennten 
Bereiche der beruflichen Fortbildung, der politischen 
und der allgemeinen Erwachsenenbildung hinaus 
auch neue Aufgaben umfassen. Die besseren Chan- 
cen, die ein reformiertes Bildungswesen der jungen 
Generation bietet, sollen auch Erwachsenen geboten 
werden, die im Berufsleben stehen und den Fort- 
schritt durch ihre bisherige Arbeit überhaupt erst 
ermöglicht haben. In diesem Sinne fördert der Aus- 
bau der Weiterbildung die Chancengleichheit zwi- 
schen den Generationen und ist deshalb eine gesell- 
schaftspolitische Aufgabe von hoher Priorität. 


Zur Situation 

Verschiedene Träger 

Die Weiterbildung wird nicht nur von staatlichen 
und kommunalen Einrichtungen getragen. Sie liegt 
auch in der Hand einer Vielzahl von gesellschaft- 
lichen und privaten Trägem. Dieser Bildungsbereich 
wurde bisher weitgehend als Sache des privaten 
Interesses des Lernenden und als eine Angelegen- 
heit betrachtet, für die allein der jeweilige Träger 
verantwortlich war. 

Im Laufe des letzten Jahrzehnts sind die öffent- 
lichen Ausgaben und Zuschüsse für die Einrichtun- 
gen der Weiterbildung etwa verdoppelt worden. 

Tabelle 34 


Ausgaben der Länder für Erwachsenenbildung 
und öffentlidies Büdiereiwesen 


Ansätze in 1000 DM 

1961») 

1963 

1966 

Erwachsenenbildung .... 

15 148 

23 570 

31 547 

öffentliches Büchereiwesen . 

25 004 

34 172 

42 870 


Baden-Württemberg nur 9 Monate 

Quelle; KMK 


Beruilidhe Weiterbildung 

Der Tätigkeitsbereich der Weiterbildung hat sich in 
den letzten Jahren ausgeweitet. Mit wachsender 
Mobilität auf dem Arbeitsmarkt verstärkt sich bei 
den Berufstätigen die Einsicht, daß zusätzliche 


Kenntnisse notwendig sind, um sich im Berufsleben 
verändern oder verbessern zu können. Der Bereich 
der beruflichen Weiterbildung wird damit immer 
wichtiger. Sie ist stark differenziert nach Berufs- 
bereichen und Bildungszielen, aber auch nach Trä- 
gern (Kammern, Arbeitgeber- und Arbeitnehmer- 
organisationen, Bundeswehr, Länder und Kommu- 
nen, Betriebe und Verbände) und Organisations- 
formen (Vollzeit-, Teilzeit- und Fernunterricht). 

Bundeswehr 

Die Bundeswehr gewährt den Soldaten auf Zeit im 
Wege der Berufsförderung eine Wieiterbildung, die 
aus allgemeinberuflichem Unterricht an den Bundes- 
weh rf ach schulen mit verschiedenen Bildungsab- 
schlüssen (u. a. mittlere Reife, Fachhochschulreife, 
Hochschulreife) sowie aus Maßnahmen des Berufs- 
förderungsdienstes zur Erhaltung der beruflichen 
Verbundenheit während der Wehrdienstzieit, der 
Fachausbildung nach der Wehrdienstzeit und der 
Unterstützung bei der Eingliederung in das zivile 
Berufsleben besteht. An den Bundeswehrfachschulen 
haben bisher 195 000 Soldaten auf Zeit Lehrgänge 
besucht; der Berufsförderungsdienst der Bundeswehr 
hat bisher 556 OOÖ Bescheinigungen über Teilnahme 
an Arbeitsgemeinschaften und Fachkursen ausge- 
stellt und 85 000 Soldaten auf Zeit eine Fachausbil- 
dung (vom Meister bis zum Diplom-Ingenieur) am 
Ende der Wehrdienstzeit gewährt. Die Bundeswehr 
ist dadurch, daß sie viele Soldaten zu einem neuen 
oder einem qualitativ höheren Zivilberuf führt, zu 
einem bedeutenden Faktor auf dem Gebiet der Wei- 
terbildung geworden. Diese Ausbildung und Weiter- 
bildung im Bereich der Bundeswehr kommt nicht nur 
dem Soldaten für sein späteres Berufsleben zugute, 
sondern auch der gesamten Volkswirtschaft. Nähere 
Angaben über die umfassende fachliche Aus- und 
Weiterbildung in der Bundeswehr enthält das 
„Weißbuch 1970 zur Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Lage der Bundeswehr" (Bundes- 
tags-Drucksache VI/765, S. 131 ff.). 

Förderungsprogramme 

Seit 1959 hat der Bund verschiedene Förderungs- 
programme für die berufliche Fortbildung entwickelt. 
Soweit sie die finanzielle Förderung der Lernenden 
im Individuellen Förderungsprogramm betreffen, 
werden sie in Teil C II beschrieben. Für die 
Finanzierung von Einrichtungen der beruflichen 
Weiterbildung (Institutionelles Förderungspro- 
gramm) wurden im Rahmen dieser Programme bis 
1966 etwa 18 Mio DM aufgewendet. Mit dem 
Finanzplanungsgesetz, das am 23. Dezember 1966 
in Kraft trat, ging diese Förderung auf die Bundes- 
anstalt für Arbeit über, die seither weitere 26 Mio 
DM zur Verfügung stellte. Unter den geförderten 
Institutionen befinden sich Einrichtungen wie die 
Deutsche Angestelltenakademie, die Verwaltungs- 
und Wirtschaftsakademie, das Berufsbildungswerk 
des DGB oder die Gewerbeförderungszentren des 
Handwerks. 
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Fortbildung im öflentlidien Dienst 

Zunehmende Bedeutung hat die Fortbildung im 
öffentlichen Dienst gewonnen, da der Bedarf an spe- 
ziellen Kenntnissen und Fähigkeiten in einer mo- 
dernen Verwaltung ständig wächst. Aus einer Viel- 
zahl von Programmen auf allen Ebenen des öffent- 
lichen Dienstes sei hier die Errichtung der Bundes- 
akademie für Öffentliche Verwaltung genannt. Diese 
soll die Fortbildung der Bundesbediensteten in 
einem auf die Bedürfnisse der modernen Verwaltung 
ausgerichteten Fortbildungssystem sicherstellen. 

Andere Träger' 

Gewerkschaften, Betriebe und Unternehmen, Unter- 
nehmensverbände und Kammern veranstalten jähr- 
lich eine kaum zu überblickende Anzahl von beruf- 
lichen Fortbildungskursen verschiedenster Art. 
Allein an Fortbildungsveranstaltungen für Führungs- 
kräfte, die die Unternehmensverbände und Kam- 
mern anbieten, haben im Jahre 1965 über 100 000 
Personen teilgenommen. 

Auch Volkshochschulen und Akademien der Kirchen 
betreiben heute zunehmend berufsbezogene Weiter- 
bildung. So berichten die Volkshochschulen, daß die 
berufsbildenden Kurse bereits über 40 Vo ihres Ge- 
samtangebots ausmacben. 

Politische Bildung 

Die politische Weiterbildung steht seit den Anfän- 
gen der Bimdesrepublik im Vordergrund des kriti- 
schen Interesses. In der Organisation und in der 
Konzeption besteht ein unterschiedlich enger Zu- 
sammenhang zwischen der politischen Weiterbildung 
und den Bemühungen der verschiedenen Träger poli- 
tischer Bildungsarbeit in anderen Bereichen wie der 
Schule, der Hochschule und der Jugendbildungs- 
arbeit. 

Einem Ersuchen des Deutschen Bundestages folgend, 
beraten zur Zeit die zuständigen Stellen des Bundes 
und der Länder, um in gegenseitiger Abstimmung 
die politische Bildungsarbeit zu intensivieren. Allein 
die Einrichtungen, die im Arbeitskreis Deutscher Bil- 
dungsstätten zusammengeschlossen sind — darunter 
die Europahäuser, Jugendbildungsstätten, Ost-West- 
Institute, die politischen Stiftungen und Heimvolks- 
hochschulen — zählten 1969 über 200 000 Jugend- 
liche und Erwachsene in ihren Veranstaltungen mit 
vielfältiger politischer Thematik. 

Andere Bereiche 

In den sonstigen Bereichen der Weiterbildung sind 
eine große Zahl sehr verschiedenartiger Einrich- 
tungen und Organisationen tätig; Volkshochschulen, 
kirchliche Einrichtungen, Akademien und ähnliche 
Bildungsstätten, Fernlehrinstitute, gewerkschaftliche 
und betriebliche Bildungseinrichtungen und diejeni- 
gen des ländlichen Bildungswesens. Wesentliche Bei- 
träge kommen auch von anderen Einrichtungen wie 
Massenmedien (z. B. Telekolleg, Funkkolleg), Biblio- 
theken und Filmdiensten oder Jugendverbänden, 


aber auch von den politischen Parteien und privaten 
Vereinigungen. 

Teilnehmerzahlen 

Die amtliche Statistik für 1968 registriert rund 95 000 
Kurse der Volkshochschulen mit etwa 2 Millionen 
Teilnehmern und rund 70 000 Einzelveranstaltungen 
mit über 4 Millionen Teilnehmern. Auffallend ist, 
daß in diesen Kursen zwar insgesamt die Frauen in 
der Überzahl waren (60 ^/o), bei den langfristigen 
Kursen jedoch die männlichen Teilnehmer über- 
wogen (71 ^/o). Fast die Hälfte aller Teilnehmer 
waren Jugendliche. Der DGB berichtet für 1967 von 
rd. 150 000 Teilnehmern an seinen Veranstaltungen 
der gewerkschaftlichen Fortbildung (ohne Arbeits- 
kreis „Arbeit und Leben", DGB-Briefschule und 
Berufsfortbildungswerk). Die Bundesarbeitsgemein- 
schaft evangelischer Mütterschulen zählte 1968 etwa 
185 000 Teilnehmerinnen an Kursen und Einzelver- 
anstaltungen, die evangelischen Akademien im glei- 
chen Jahr rund 80 000 Teilnehmer. Ähnlich hohe 
Teilnehmerzahlen registrierten die rd. 3000 Einrich- 
tungen der katholischen Erwachsenenbildung ohne 
Verbände wie der Kolpingverein oder die katho- 
lische Arbeiterbewegung. Die Teilnehmerzahl bei 
Fernlehrkursen in der Bundesrepublik wird ein- 
schließlich der Kurse für die berufliche Bildung auf 
250 000 geschätzt. 

Derartige Zahlen lassen noch keine Schlüsse auf 
Umfang und Qualität der Veranstaltungen und ihren 
Erfolg zu. Sie zeigen jedoch, daß im Bereich der 
Weiterbildung ein umfangreiches Angebot von einer 
großen Zahl von Interessenten wahrgenommen wird. 


Probleme 

Vielzahl schallt Probleme 

Die Vielzahl der Träger der Weiterbildung und die 
Vielseitigkeit des Angebots erweisen sich wohl als 
fruchtbar, sind aber zugleich Ursache für die unbe- 
friedigende Gesamtsituation. Solange nicht ein Min- 
destmaß an ordnenden Absprachen und Maßnah- 
men besteht und gewisse gemeinsame Prinzipien 
gelten, bleibt das Weiterbildungsangebot im Bun- 
desgebiet örtlich und qualitativ ungleichmäßig, un- 
systematisch und unkoordiniert. Angesichts der tra- 
ditionellen Eigenständigkeit und der unterschied- 
lichen Prägung und Zielsetzung der Trägerorganisa- 
tionen haben sich die Bemühungen um Koordinie- 
rung, die auch von der Bundesregierung unterstützt 
werden, als schwierig erwiesen. 

Angebote, Finanzierungsquellen. Bedarf 

Eigeninitiative schafft neue Ideen und Ansätze. Sie 
kann aber auch zu subjektiv bestimmten und manch- 
mal sogar zu willkürlich ausgewählten Angeboten 
führen. Diese Gefahr wächst, wenn eine große Zahl 
zweckgebundener Finanzquellen gelegentlich Anlaß 
zu Veranstaltungen gibt, für die kein wirklicher Be- 
darf besteht. Da die Programme meist nicht koordi- 
niert werden, kommt es zu Doppelangeboten oder 
zu Angebotslücken. So wären beispielsweise die 
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Weiterbildungsprogramme im Fernsehen wesentlich 
wirksamer, wenn gleichzeitig Träger wie Volkshodi- 
schulen und Fernlehrinstitute Material oder Ver- 
anstaltungen zur Ergänzung anböten. Auch könnte 
an entlegenen Orten von Lernangeboten besser Ge- 
brauch gemacht werden, wenn das ergänzende und 
anregende Angebot von audiovisuellen Hilfsmitteln, 
von Büchern und Zeitschriften umfangreicher wäre 
und ein gut funktionierender Verbund zwischen 
allen öffentlichen, kirchlichen und wissenschaft- 
lichen Bibliotheken sowie den Schul-, Spezial- und 
Werkbibliotheken bestünde. 

Trennung 

von beruflicher und niditberufUdier Weiterbildung 

Unterschiedliche Kompetenzen in Bund und Ländern 
haben zu einer gesonderten Entwicklung und Finan- 
zierung der beruflichen und der nicht beruflichen 
Weiterbildung geführt. Häufig lassen sich diese bei- 
den Sparten jedoch nicht voneinander trennen, wie 
etwa an Sprachkursen nachzuweisen ist. Außerdem 
kann fast jedes Sachgebiet der nicht berufsspezi- 
fischen Weiterbildung beruflich relevant werden. 

Mindestanforderungen nicht erfüllt 

Es gibt Einrichtungen der Weiterbildung, die den 
objektiv an sie zu stellenden Anforderungen nidit 
gerecht werden. Viele Veranstaltungen sind erfah- 
rungsgemäß didaktisch nicht ausreichend fundiert. 
Es mangelt an Übersichtlichkeit und Vergleichbar- 
keit; deshalb ist es z. B. schwer möglich, für ein 
bestimmtes Programm an anderen Stellen Ergän- 
zungs- und Vorbereitungskurse anzubieten. Der 
Lehrstoff schließt häufig nicht genügend an die Vor- 
bildung der Lernenden an. Lücken können daher sel- 
ten ausgefüllt werden. 

Das unseriöse Vorgehen mancher Fernlehrinstitute 
ist in diesem Zusammenhang zu erwähnen. Ihre 
Werbung entspricht häufig nicht dem tatsächlichen 
Bildungsangebot. Auch geben sie dem Lernenden 
nicht genügend Hilfen und bieten ihm keine Mög- 
lichkeit, vom Vertrag zurückzutreten. 

Zu wenig Zeit für Weiterbildung 

Dem Lernwilligen fehlt oft die Zeit zur Teilnahme 
an Fortbildungsveranstaltungen. In den meisten Fäl- 
len müssen Arbeitnehmer ihre Freizeit oder ihren 
Erholungsurlaub für Kurse und Seminare opfern. 
Dies entspricht weder dem Zweck des Urlaubs noch 
dem Interesse der Familien. In einigen Bereichen 
wird die Weiterbildung durch Arbeitsbefreiungen 
ohne Verdienstausfall gefördert. Von der Sonder- 
urlaubsregelung für den öffentlichen Dienst wird 
jedoch nur wenig Gebrauch gemacht. Bestimmungen 
einiger Tarifverträge, für die sich die Gewerkschaf- 
ten eingesetzt haben, sehen einen bezahlten Bil- 
dungsurlaub vor. Es gibt ihn auch in der Praxis 
einiger Betriebe. 

Insgesamt wird die neue Aufgabe der Weiterbildung 
noch zu wenig berücksichtigt. 


Ansätze zur Reform 

Gesetzliche Regelungen / Empfehlungen 

Für die berufliche Weiterbildung bringen das 
Arbeitsförderungsgesetz und das Berufsbildungsge- 
setz neue finanzielle Anreize und neue Zielsetzun- 
gen. In einigen Ländern haben Sachverständigen- 
gremien Reformvorschläge für den Gesamtbereich 
der Weiterbildung ausgearbeitet. Sie zielen über- 
einstimmend auf eine geregelte finanzielle Grund- 
lage, ferner auf gesteigerte Koordinierung, beson- 
ders auf örtlicher Ebene, auf materielle Sicherung 
der Lehrpersonen und auf verstärkte Fojrschungs- 
tätigkeit. In Niedersachsen, im Saarland und in Hes- 
sen wurden Erwachsenenbildungsgesetze erlassen. 

In Bayern, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein 
gibt es Gesetzentwürfe, während in Nordrhein- 
Westfalen das Finanzierungsgesetz aus den fünf- 
ziger Jahren weiterhin gilt. 

Die zahlreichen Empfehlungen des Gesprächskreises 
für Fragen der beruflichen Bildung haben wertvolle 
Anregungen für die Reform der beruflichen Weiter- 
bildung gegeben. 

Bibliotheken 

Im Bibliothekswesen hat der Deutsche Bücherei-Ver- 
band in Zusammenarbeit mit anderen großen Biblio- 
theksverbänden einen Bibliotheksplan ausgearbei- 
tet. Darin wird vorgeschlagen, die örtliche Bücher- 
versorgung durch zusätzliche Stand- und Fahrbiblio- 
theken auszubauen und die gesamten Buchbestände 
zu vergrößern. Außerdem soll ein stufenweise ge- 
ordnetes, schnell funktionierendes Verbundsystem 
aller, auch der spezialisierten Bibliotheken eingerich- 
tet werden. 

Zertifikatkurse 

Von besonderer Bedeutung für die zukünftige Ent- 
wicklung sind Programme wie die „Grundstudien- 
programme" und Zertifikatkurse des Deutschen 
Volkshochschulverbandes für Sprachen und Mathe- 
matik. Sie bieten geschlossene Kurse mit eigenen 
Abschlüssen an. Sie können besonders ertragreich 
sein, wenn sie sich moderner Medien bedienen. Zu 
nennen wären hier das Telekolleg und das Funk- 
kolleg sowie andere Fernsehprogramme. 

Fernunterricht 

Für den Fernunterricht werden in diesem Jahr zwei 
zentrale Stellen zur Überprüfung von Fernlehr- 
kursen und Fernlehrinstituten errichtet. Für den 
berufsbildenden Bereich wird das neu gegründete 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung tätig 
sein, für die übrigen Bereiche die Zentralstelle für 
Fernunterricht, deren Errichtung die Länder be- 
schlossen haben. 

Begleitmaßnahmen 

Trotz relativ beschränkter Mittel bemühen sich zahl- 
reiche Stellen, z. B. Institute der Sozialpartner, des 


Bibliotheksplan I. Entwurf für ein umfassendes Netz 
allgemeiner öffentlicher Bibliotheken und Büchereien, 
Berlin 1969 
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Deutschen Volkshochschulverbandes und der katho- 
lischen Erwachsenenbildung, um eine Erweiterung 
und Systematisierung des Weiterbildungsangebots 
und um eine Verbesserung von Methodik und 
Didaktik. Ein wesentlicher Beitrag zur wissenschaft- 
lichen Fundierung, Koordinierung und Verbesse- 
rung der beruflichen Weiterbildung wird auch von 
dem neu errichteten Bundesausschuß für Berufsbil- 
dung erwartet. Für die berufliche Weiterbildung ist 
auch die Forschung und Information über die Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt von Bedeutung. 
Hier ergibt sich ein enger Zusammenhang mit der 
intensivierten Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit und mit ähnlichen 
Maßnahmen einzelner Länder. 


Zur Entwicklung in anderen Staaten 

Unlerschiedlidie Schwerpunkte 

Weiterbildung wird in anderen Staaten sehr unter- 
schiedlich praktiziert. Während in den Ostblocklän- 
dern die berufliche Komponente vorherrscht, spie- 
len in den skandinavischen Ländern oder in der 
Schweiz allgemeinbildende Veranstaltungen eine 
große Rolle. Zunehmend wichtiger wird dabei auch 
die Möglichkeit, Schulabschlüsse nachzuholen. In 
Frankreich nimmt die Weiterbildung in Schulform 
zu. In den USA ist die Weiterbildung von Führungs- 
kräften besonders ausgeprägt. Fernunterricht und 
Fernstudien sind im westlichen und Östlichen Aus- 
land wesentlich verbreiteter als in der Bundes- 
republik. 

Bemühungen internationaler Organisationen 

Das Interesse an den Problemen der Weiterbildung 
hat auch in internationalen Organisationen beträcht- 
lich zugenommen. Der Europarat beschäftigt sich 
intensiv mit allen Formen der Weiterbildung: Die 
Beauftragten des Ministerrats nahmen einen Emp- 
fehlungsentwurf zur Frage des sozialen Aufstiegs 
der Arbeitnehmer durch berufliche Fortbildung an. 
Im Rat der Europäischen Gemeinschaften hat im No- 
vember 1969 ein intensiver Meinungsaustausch über 
„Berufsbildung der Erwachsenen als Instrument 
einer aktiven Beschäftigungspolitik" stattgefunden. 
Der OECD-Ausschuß für Arbeitskräfte bereitet in 
seinem Arbeitsprogramm für 1970 eine verglei- 
chende Untersuchung über „Die Erwachsenenbildung 
als Bestandteil einer aktiven Arbeitsmarktpolitik" 
in einigen Mitgliedstaaten vor. 

Übereinstimmende Tendenzen 

Trotz der unterschiedlichen nationalen Organisa- 
tionsformen ist eine einheitliche Tendenz in der 
internationalen Entwicklung festzustellen: Weiter- 
bildung wird über die berufsbezogenen Sparten 
hinaus zu einem gewichtigen und notwendigen Be- 
standteil des gesamten Bildungswesens und des 
individuellen Bildungsganges. Die öffentlichen Aus- 
gaben hierfür steigen rasch an. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Vierte Stufe des Bildungswesens 

Wie in der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 dargelegt, soll die Weiterbildung zu einem 
Hauptbereich des Bildungswesens ausgebaut wer- 
den. Dabei müssen entlegene ländliche Gebiete be- 
sonders berücksichtigt werden. Sie benötigen den 
städtischen Bereichen gleichwertige Angebote, die 
auch über Funk, Fernsehen, Briefunterricht und 
Fahrbibliothek vermittelt werden können. Mit Hilfe 
dieser und anderer Möglichkeiten kann die Weiter- 
bildung dazu beitragen, das regionale Bildungsge- 
fälle auszugleichen. Ein ausgebautes, koordiniertes 
Weiterbildungssystem kann mit einem gesteigerten 
finanziellen Aufwand, der vergleichsweise geringer 
ist als andere Bildungsausgaben, einen besonders 
hohen Grad von Wirksamkeit erreichen. 

Rückwirkungen auf das allgemeine Bildungswesen 

1 . Die neue Konzeption der Weiterbildung wird 
grundsätzliche Rückwirkungen auch auf die Re- 
formen in anderen Stufen des Bildungswesens 
haben müssen. Schule und Ausbildung müssen 
durch Inhalt und Präsentation der Lernangebote 
zum späteren Weiterlernen motivieren und 
„Appetit auf mehr Bildung" machen. Die Hoch- 
schulen müssen dies in ihren Angeboten be- 
rücksichtigen. 

Baukastensys tem 

2 . Vergleichbare Weiterbildungskurse auf mög- 
lichst vielen Sachgebieten, die von verschiede- 
nen Trägern übernommen und nach Art eines 
Baukastensystems kombiniert werden können, 
sollen entwickelt werden. Soweit es der ein- 
zelne Bildungsgang erfordert, sind die Ange- 
bote auch durch verbindliche Mindestvorausset- 
zungen, Zugangsbedingungen, Prüfungsordnun- 
gen und Abschlußzertifikate schärfer zu profilie- 
ren. Entsprechende Regelungen sollen von den 
zuständigen Behörden in Zusammenarbeit mit 
den Trägern entwickelt werden. Dabei kann 
auch die Einführung eines einheitlichen Nach- 
weises über erworbene Qualifikationen (Bil- 
dungspaß), der im Bundesausschuß für Berufs- 
bildung diskutiert wird, für den einzelnen, die 
Wirtschaft und die Bildungsplanung von Inter- 
esse werden. 

Allgemeine Bildungsabschlüsse 

3 . Weiterbildungseinrichtungen sollen auch' Ange- 
bote für das Nachholen allgemeiner Bildungs- 
abschlüsse in erwachsenengerechter Form 
machen. Sie sollen musische Bildung anbieten, 
Anregungen für die Freizeit und für die Zeit 
nach Abschluß der Berufstätigkeit geben. Sie 
sollen Erwachsenen, die es wünschen, zur Zwei- 
sprachigkeit verhelfen und Interesse an sport- 
licher Betätigung wecken und fördern. 
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Weiterbildung für akademische Berufe 

4 . Für Berufe, die eine Hochschulausbildung vor- 
aussetzen, ist die Weiterbildung nicht nur in 
Form eines Kontaktstudiums, sondern auch über 
Berufsverbände und Berufseinrichtungen, in 
Forschungseinrichtungen, Krankenhäusern und 
Behörden zu ermöglidien und zu unterstützen. 

Förderungsmaßnahmen 

5 . Für eine gleichberechtigte Förderung beruf- 
licher und nichtberuf liehe r Weiterbildung, die 
auch politische Weiterbildung einschließt, muß 
Sorge getragen werden. Politische Weiterbil- 
dung muß an den jeweiligen Gegenständen des 
Lernens die Verflechtungen und Konflikte der 
verschiedenen Lebensbereiche deutlich machen. 
In den gesetzlichen (Regelungen sollte sicher- 
gestellt werden, daß jede geeignete Veranstal- 
tung entweder durch Bundes- oder durch Län- 
derstellen gefördert werden kann. 

Bildungsurlaub 

6 . Ein bezahlter Bildungsurlaub soll schrittweise 
eingeführt werden. Die Bundesregierung be- 
reitet hierzu einen Gesetzentwurf vor. 

Melde- und Auskunltspllicht 

7 . Es sollen Regelungen und Vereinbarungen über 
Melde- und Auskunftsverpflichtungen für alle 
Weiterbildungsträger, einschließlich Fernlehr- 
institute, gemäß den Vorschlägen des Bildungs- 
rates getroffen werden^). Hierdurch soll eine 
umfassende Information der Interessenten er- 
reicht, die örtliche und regionale Kooperation 
und Arbeitsteilung verbessert und Material 


Strukturplan, a. a. O., S. 271 ff. der vervielfältigten Fas- 
sung 


für eine um/fassende Weiterbildungsstatistik be- 
schafft werden. Dabei sollten auch die Weiter- 
bildungsmaßnahmen der Industrie miterfaßt 
werden, zumal deren Aufwendungen dafür meist 
steuerlich absetzbar sind. Derartige Angaben 
sollten zugleich Grundlage für die Berechnung 
des Bedarfs an Weiterbildungseinrichtungen 
sein. 

Ausbau eines Bibliotheksnetzes 

8. Das Bibliotheksnetz muß verbessert werden, 
um den Bürger besser mit Büchern und anderen 
Lernmitteln zu versorgen. Dazu sind verbes- 
serte technische Ausstattungen, eine beträcht- 
liche Vergrößerung der Buchbestände und ein 
Verbundsystem für die regionale und über- 
regionale Zusammenarbeit aller Bibliotheken 
erforderlich. 

Weiterbildungawerbung 

9, Eine intensive Bildungswerbung für die Wei- 
terbildung, ihre Notwendigkeit und ihre Pro- 
gramme ist erforderlich. 

Koordinierung und Zusammenarbeit 

10 . Eine enge Zusammenarbeit aller Stellen der 
Bundes-, Länder- und Kommunalverwaltungen, 
die für die Weiterbildung zuständig sind, ist 
notwendig. Hingewiesen sei in diesem Zusam- 
menhang auf die Empfehlungen des Deutschen 
Städtetages zur Weiterbildung, in denen die 
Gemeinden als die geeigneten Zentren für die ^ 
Kooperation dargestellt werden. Die Programme 
müssen durch eine bessere Organisation der 
Weiterbildung und der durch das Berufsbil- 
dungsgesetz geschaffenen Gremien und Insti- 
tutionen koordiniert werden. Der internatio- 
nale Erfahrungsaustausch soll verstärkt, ge- 
meinsame Weiterbildungsvorhaben sollen ge- 
fördert werden. 
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IX. Außerschulische Jugendbildung 


Außerschulische Jugendlbildung, die Teil einer mo- 
dernen Jugendhilfe und Jugendarbeit ist, steht in 
engem Zusammenhang mit den anderen Bildungs- 
aufgaben der Gesellschaft. Sie hat mit der Erwach- 
senenbildung gemeinsam, daß sie auf einer frei- 
willigen Entscheidung der Teilnehmer über die Mit- 
wirkung an vielfältigen Veranstaltungsformen in 
der Freizeit. basiert. Ihr Angebot reicht von der all- 
gemeinen und politischen Bildung über berufsbe- 
zogene und musische bis zur sportlichen Jugend- 
bildung. Sie wird geleistet von freien und öffent- 
lichen Trägern der Jugendhilfe und Jugendarbeit. 
Unter diesen nehmen die Jugendverbände einen 
besonderen Platz ein, die in freien Zusammen- 
schlüssen und selbstgewählter Aufgabenstellung 
junge Menschen verschiedenster Altersgruppen teils 
in festen Gruppierungen, teils in offenen Arbeits- 
formen zusammenfassen. Die Jugend soll im Rah- 
men von Freizeltaktivitäten für ein gesellschaft- 
liches Engagement im sozialen oder politischen Be- 
reich gewonnen werden. Weitere Träger außer- 
schulischer Jugendbildung sind z. B. Jugendbil- 
dungsstätten, Einrichtungen der Jugendsozialarbeit 
und der kulturellen Jugendarbeit, internationale Ju- 
gendgemeinschaftsdienste und die Einrichtungen der 
kommunalen Jugendpflege. 

Vielfältige Angebote 

Die aus Mitteln des Bundes, der Länder und Ge- 
meinden geförderten Bildungsangebote reichen von 
offenen und geschlossenen Kursen über länger 
dauernde Seminare und Jugendforen bis zu Ex- 


kursionen. Einen breiten Raum nehmen internatio- 
nale Jugendbegegnungen ein. 

Im Blick auf Didaktik und Methodik der Bildungs- 
arbeit gehört die außerschulische Jugendbildung zu 
einem der vielseitigsten Bereiche. 

Mitarbeiter 

Die außerschulische Jugendbildung wird hauptsäch- 
lich von ehrenamtlichen Mitarbeitern getragen. Die 
Entwicklung der letzten Jahre hat jedoch gezeigt, 
daß zunehmend die Mitwirkung umfassend ausge- 
bildeter hauptberuflicher Mitarbeiter erforderlich 
wird, über Aus- und Fortbildung der Mitarbeiter 
in der Jugendhilfe hat die Bundesregierung in 
ihrem am 15. Januar 1968 vorgelegten Zweiten Ju- 
gendbericht (Bundestags-Drucksache V/2453) näher 
berichtet. 

Bundesregierung 
fördert außerschulische Jugendbildung 

Die Förderung der außerschulischen Jugendbildung 
ist eine Konsequenz aus dem Recht auf Erziehung, 
das auch im Jugendwohlfahrtsgesetz statuiert 
wurde. Eine demokratische Gesellschaft ist darauf 
angewiesen, daß sich die Bürger freiwillig zur Über- 
nahme von Aufgaben im sozialen, kulturellen und 
politischen Bereich bereit finden. Dafür ist die 
außerschulische Jugendbildung ein ausgezeichnetes 
Reservoir und Praxisfeld. 
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C. Dienste für das Bildungswesen 

I. Beratung 


Ein verändertes Bildungswesen, in dem an die 
Stelle punktueller Entscheidungen für bestimmte 
Schulformen ein differenziertes Angebot an Pflicht- 
und Wahlfächern tritt, erfordert ein leistungsfähiges 
Beratungssystem, in dem der einzelne Schüler bei 
der Orientierung und Entscheidung über seinen Bil- 
dungsgang beraten wird. 


Situation und Probleme 

Berufsberatung 

Der einzige voll ausgebaute Beratungs'dienst im 
Schulbereich ist derzeit die Berufsberatung der Ar- 
beitsverwaltung. Es handelt sich hierbei um berufs- 
kundliche und berufspsycholqgische Beratungen. Sie 
werden vornehmlich in den Abgangsklassen der all- 
gemeinbildenden Schulen als Gruppenberatungen, 
zum Teil auch als Einzelberatungen durchgeführt. 
Im Mittelpunkt der Gruppenberatungen steht die 
Information über Berufsbilder, Berufsfelder und die 
Arbeitsmarktlage. Die Einzelberatung baut hierauf, 
teilweise unter Verwendung von Eignungstests, 
auf. Bei der vorberuflichen Bildung arbeiten die 
Schulen mit der Berufsberatung zusammen. 

Schulpsychologischer Dienst 

Im schulischen Bereich gibt es den schulpsycholo- 
gischen Dienst, der nach 1945 in einzelnen Bundes- 
ländern in unterschiedlicher Form und mit unter- 
schiedlichen Schwerpunkten institutionalisiert wurde. 
Die Arbeit der Hamburger „Schülerhilfe" ist bei- 
spielsweise auf das Kind mit seinem Einzelschick- 
sal gerichtet und schließt neben diagnostischen auch 
therapeutische Aufgaben ein. Das Land Hessen hat 
die Form des schulpsychologischen Dienstes der 
zwanziger Jahre wieder auf gegriffen. Hier ist die 
Fallberatung nur eine Aufgabe unter anderen. Hin- 
zu kommen die Mitarbeit bei der Verbesserung der 
Unterrichtsmethoden und der Lernmittel, Bega- 
bungslenkung, Forschung und Mitarbeit in der Leh- 
rerbildung. In Baden-Württemberg ist in den letzten 
Jahren ein wii^kungsvolles System für die Bildungs- 
und Schullaufbahnberatung aufgebaut worden. Auch 
auf kommunaler Ebene gibt es einige Beispiele für 
moderne, gut ausgebaute Systeme des schulpsycho- 
logischen Dienstes. Insgesamt ist jedoch die Zahl 
der Stellen und die Zahl qualifizierter Schulpsycho- 
logen und Berater noch sehr gering. 

Vorschläge zum Ausbau 

Die praktischen Ansätze sind in den letzten Jahren 
durch umfassendere theoretische Vorschläge ergänzt 
worden. In einer Resolution der Sektion Schul- 
psychologie des Berufsverbandes Deutscher Psycho- 


logen von 1964 werden für einen erfolgversprechen- 
den schulpsychologischen Dienst folgende Aufgaben 
hervorgehoben: Einzelberatung, weiterführende Be- 
treuung, Schullaufbahnberatung, Kontrolle und Ver- 
besserung der schulpsychologischen Verfahren, 
schulpsychologische Arbeit im pädagogischen Feld 
(z. B. Analyse von Konfliktsituationen), Weitergabe 
schulpsychologischer Erfahrungen (Lehrerbildung, 
Lehrerweiterbildung) und koordinierende Tätigkei- 
ten. 

Ausbildung 

Für die Ausbildung der Schulpsychologen wird in 
dieser Resolution grundsätzlich ein Studium in Psy- 
chologie (Diplom oder Promotion) und ein weiteres 
Studium für ein Lehramt verlangt. Daneben gibt es 
die Tendenz, die sich in der Bundesrepublik wie 
auch in anderen europäischen Ländern verstärkt 
nicht ausschließlich zwei volle Berufsausbildungen 
zu verlangen, sondern in der Bildungsberatung ne- 
ben ausgebildeten Psychologen auch Lehrer einzu- 
setzen, die sich in der Ausbildung oder durch ein 
Zusatzstudium für die Aufgaben der Bildungsbe- 
ratung qualifiziert haben. In besonders schwierigen 
Fällen sind ohnehin Spezialberatungen und -be- 
handlungen erforderlich. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hält den Ausbau eines koor- 
dinierten Systems von schulpsychologischer Be- 
treuung, Bildungsberatung und Berufsberatung für 
eine wichtige Aufgabe. Dazu ist im einzelnen er- 
forderlich: 

Bildungsberaler 

1. Die Entwicklung eines Ausbildungsganges im 
Rahmen der Lehrerbildung für das Spezialgebiet 
der Bildungsberatung. Er kann als Schwerpunkt 
in den Erziehungswissenschaften anstelle eines 
Faches oder als Zusatzstudium angelegt werden. 

Ausbitrirng der Berufsberater 

2. Die Verbesserung der Qualifikation für Berufs- 
berater durch Entwicklung systematischer Bil- 
dungsgänge im tertiären Bereich und in der 
Weiterbildung. 

Hauptamtliche Stellen 

3. Die Einrichtung von hauptamtlichen Stellen für 
Bildungs- und Schullaufbahnberater an großen 
Schulen, besonders an Gesamtschulen. Im übri- 
gen sollten sie mindestens auf Orts- und Kreis- 
ebene vorhanden sein. 
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Koordinierung 

4. Die Koordinierung aller Beratungsdienste auf 
kommunaler oder regionaler Ebene. 

In/orma tionsmaterial 

5 . Die Intensivierung der Bildungs-, Berufs- und 
Arbeitsmarktforschung. Eine erfolgreiche Bera- 
tung, die dem Schüler und seinen Eltern in allen 
Bildungsfragen eine freie und wohldurchdachte 
Entscheidung ermöglicht, benötigt zuverlässige 


II. Individuelle Bildungsförderung 

Ausbildungsförderung 

Der Besuch von Vollzeitschulen und Hochschulen 
setzt voraus, daß der Lebensunterhalt des Schülers 
oder des Studierenden von Dritten aufgebracht wird. 
Sind die Eltern dazu nicht in der Lage, muß im 
Interesse der Chancengleichheit die Gesellschaft die 
Kosten für die Ausbildung übernehmen. Um darüber 
hinaus die Unabhängigkeit des einzelnen zu er- 
höhen, wird immer mehr die Forderung erhoben, 
die Ausbildung unabhängig vom Einkommen und 
Vermögen der Eltern zu finanzieren. 


Zur Situation 

Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 

Bis zum Ende der Vollzeitschulpflicht bestreiten 
heute im allgemeinen die Eltern den Lebensunter- 
halt ihrer Kinder. Schulgeld- und Lernmittelfreiheit 
wird in fast allen Ländern bis zum Ende der Sekun- 
darstufe gewährt. 

Für die Zeit nach der Primarstufe und in verstärk- 
tem Maße für die Zeit nach Beendigung der Voll- 
zeitschulpflicht bestehen in den Ländern derzeit 
noch unterschiedliche Förderungssysteme. Sie sollen 
verschiedenen Gruppen von Schülern auch dann den 
Besuch weiterführender Schulen ermöglichen, wenn 
die Eltern die Kosten für ihren Unterhalt nicht auf- 
bringen können. 

Erstes Ausbildungsförderungsgesetz 

Ab 1. Juli 1970 wird diese individuelle Ausbildungs- 
förderung weitgehend durch das Erste Ausbildungs- 
förderungsgesetz vom 19. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I, S. 1719) bundeseinheitlich geregelt. Da- 
nach erhalten Schüler, deren Eltern ein geringes 
Einkommen oder Vermögen haben, einen monat- 
lichen Zuschuß. Das gilt für 

— Schüler von Gymnasien ab Klasse 11 und Schüler 
. an Fachoberschulen 

— Schüler von Berufsaufbauschulen, Abendreal- 
schulen, Abendgymnasien und Kollegs 

— Schüler von Berufsfachschulen, soweit der Be- 
such dieser Schulen den Realschulabschluß oder 
eine vergleichbare Vorbildung voraussetzt 


Informationen über die Zusammenhänge zwi- 
schen Bildungs- und Ausbildungsgängen einer- 
seits und beruflichen Möglichkeiten anderer- 
seits. Es kommt darauf an, den Lernenden auch 
über die zukünftige Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt so zuverlässig wie möglich zu in- 
formieren, damit er diese Bedingungen bei seiner 
freien Entscheidung über Bildungsgang und Be- 
rufswahl berücksichtigen kann. Gleichzeitig ist 
diese Information für die Entwicklung der In- 
halte berufsbezogener Bildungsgänge von Be- 
deutung. 


— Schüler von Fachschulen 

— Praktikanten, die ein Praktikum im Zusammen- 
hang mit dem Besuch einer der vorgenannten 
Ausbildungsstätten leisten müssen. 

Bei Schülern an Abehdgymnasien oder Kollegs wird 
die Ausbildung unabhängig von den wirtschaftlichen 
Verhältnissen der Eltern gefördert. 

Beträge 

Der volle monatliche Zuschuß beträgt derzeit 
150 DM für Schüler von weiterführenden allgemein- 
bildenden Schulen ab Klasse 11, von Fachober- 
schulen und Berufsfachschulen und 290 DM für 
Schüler von Fachschulen, Berufsaufbauschulen, 
Abendrealschulen, Abendgymnasien und Kollegs. 

Für alle Schüler erhöhen sich die Zuschüsse in der 
Regel auf 320 DM, wenn sie nicht bei ihren Fami- 
lien wohnen. Die Bundesregierung hat einen Ge- 
setzentwurf eingebracht, nach dem die Zuschüsse 
erhöht werden sollen. 

Das Erste Ausbildungsförderungsgesetz gewährt Zu- 
schüsse bis zum ersten berufsqualifizierenden Ab- 
schluß. Für eine weitere Ausbildung werden zum 
Teil Zuschüsse, zum Teil Darlehen gezahlt. Soweit 
Ausbildungsförderung nach dem Ausbildungsförde- 
rungsgesetz nicht gewährt wird, bleiben die Förde- 
rungssysteme der Länder bestehen. 

Studentenförderung 

Studenten an wissenschaftlichen Hochschulen können 
eine Förderung nach dem Honnefer Modell erhal- 
ten, wenn ihr eigenes Einkommen oder Vermögen 
oder das ihres Ehegatten oder ihrer Eltern nicht 
ausreicht. Studierende im übrigen Hochschulbereich 
(Fachhochschulen), an Akademien und höheren Fach- 
schulen werden entsprechend nach dem Rhöndorfer 
Modell gefördert. 

Finanzielle Leistungen 

Tabelle 35 zeigt, wie viele der etwa 400 000 Stu- 
dierenden an Hochschulen und höheren Fachschulen 
im Jahr 1969 die wesentlichsten Förderungsarten in 
Anspruch genommen haben, welche Kosten entstan- 
den sind und von wem sie getragen wurden. 
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Tabelle 35 


Aufwendungen für die Studentenförderung 1969 



Zahl der 
Geför- 
derten 

Auf- 

wen- 

dungen 

insge- 

samt 

Davon 

Bund 

Davon 

Länder 



in Millionen 

DM 

Honnefer Modell . 

61 000 

194 

97 

97 

Rhöndorfer 

Modell 

25 000 

100 



100 

Kriegsopfer- 
fürsorge und 
Lastenausgleich 

25 000 

110 

110 


insgesamt 

111 000 

404 

207 

197 


Quelle: Berechnungen des Bundesministeriums für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


Nicht berücksichtigt sind die ressortbezogenen För- 
derungen (Bundespost, Bundesbahn, Bundeswehr u. a.) 
sowie Förderungen für spezielle Gruppen (z. B. 
Deutscher Akademischer Austauschdienst, Studien- 
stiftung des deutschen Volkes, Ev. Studienwerk Vil- 
ligst, Cusanuswerk, Friedrich-Ebert-Stiftung und spe- 
zielle Förderungsprogramme der Länder) 


Förderung der betrieblichen Berufsausbildung 

Personen in einer betrieblichen Berufsausbildung 
werden auf Grund des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG) vom 25. Juni 1969, (Bundesgesetzbl. I S. 582) 
gefördert. Danach gewährt die Bundesanstalt für 
Arbeit Jugendlichen und Erwachsenen Zuschüsse 
und Darlehen für eine geeignete berufliche Ausbil- 
dung in Betrieben oder überbetrieblichen Einrichtun- 
gen sowie für die Teilnahme an Grundausbildungs- 
und Förderungslehrgängen. Voraussetzung ist, daß 
sie die hierfür erforderlichen Mittel nicht selbst auf- 
bringen können und ihren Unterhaltsverpflichteten 
die Aufbringung üblicherweise nicht zugemutet wird. 
Während bei dieser Förderung die Höhe der Lei- 
stungen in der Regel vom Einkommen der Unter- 
haltsverpflichteten abhängt, erhalten Volljährige 
und Verheiratete Leistungen nach höheren Sonder- 
sätzen ohne Anrechnung des Eltemeinkommens. Im 
Haushalt 1971 der Bundesanstalt für Arbeit sind für 
diesen Zweck 200 Mio. DM bei einer Gesamtzahl 
von etwa 146 000 Geförderten vorgesehen. 

Förderung 

der beruflichen Fortbildung und Umschulung 

Der Bund hat seit 1959 Förderungsprogramme für 
die berufliche Fortbildung entwickelt, und zwar so- 
wohl für die institutionelle als auch seit 1962 für die 
individuelle Förderung. 

Diese Programme wurden durch das Arbeitsförde- 
rungsgesetz erweitert. Danach hat jeder Arbeit- 
nehmer einen Rechtsanspruch auf individuelle Fort- 
bildungs- und Umschulungsförderung. Für die Teil- 


nahme an Vollzeitunterricht (und in bestimmten 
Fällen an Teilzeitunterricht) wird ein Unterhalts- 
geld gewährt, das den Lebensunterhalt des Teil- 
nehmers und seiner Familie sicherstellen soll. Durch 
das erste Gesetz zur Änderung des AFG vom 
22. Dezember 1969 wurde das Unterhaltsgeld er- 
heblich verbessert. Es beträgt nunmehr im ersten 
Halbjahr 130 Vo und vom zweiten Halbjahr ab 
140 Vo des Arbeitslosengeldes, das sind rund 81 Vo 
bzw. 87 ^/o des Nettoentgelts eines Ledigen. Zusam- 
men mit den Familienzuschlägen kann das Unter- 
haltsgeld 95®/o des Nettoentgelts eines Verheira- 
teten mit zwei Kindern erreichen. Außerdem wird 
nach diesem Gesetz das Unterhaltsgeld nach Ablauf 
eines Jahres halbjährlich um einen bestimmten 
Prozentsatz erhöht. Alle notwendigen Kosten, die 
durch die Teilnahme an Fortbildungs- oder Um- 
schulungsmaßnahmen entstehen, werden von der 
Bundesanstalt für Arbeit in voller Höhe erstattet 
oder übernommen. 

Das Arbeitsförderungsgesetz bezieht auch die Ein- 
arbeitung am Arbeitsplatz in die beruflichen Bil- 
dungsmaßnahmen ein. Hiernach kann Arbeitgebern 
ein Einarbeitungszuschuß für Arbeitnehmer gewährt 
werden, die erst nach einer Einarbeitungszeit voll 
leistungsfähig sind. 

Teilnehmerzahlen 

Tabelle 36 zeigt die Teilnehmerzahlen an den ver- 
schiedenen Fortbildungsarten. 

Für die Aufstiegsfortbildung wurden bisher insge- 
samt 293 Mio. DM, für die Leistungsfortbildung 9,3 
Mio. DM, seit 1962 für die Umschulung 114,2 Mill. 

DM aufgewandt. 

Tabelle 36 


Teilnehmer an Fortbildungs- und Umschulungs- 
veranstaltungen 


Jahr 

Teilnehmer an 

Aufstiegs- 

fortbildung 

Leistungs- 

fortbildung 

Umschulung 

1962 

3 130 



7 863 

1963 

15 857 

— 

4 967 

1964 

15 463 

— 

3 334 

1965 

16 108 

7 

2 144 

1966 

22 552 

1 682 

2 550 

1967 

20 799 

3 732 

8 492 

1968 

24 912 

5 057 

15 403 

1969 

27 321 

6 106 

22 503 


Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 

Stipendien in der DDR 

In der DDR ist die Ausbildungsförderung sehr viel 
weiter ausgebaut als in der Bundesrepublik Deutsch- 
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land. Rund aller Studenten erhalten Stipen- 

dien. Die Vergabe des Grundstipendiums sowie des- 
sen Höhe hängen vom Einkommen der Eltern oder 
des Ehegatten ab. Die Freigrenzen sind allerdings 
erheblidi höher als nach dem Honnefer Modell. 
Leistungsstipendien werden neben dem Grund- 
stipendium für sehr gute Leistungen in Verbindung 
mit „hoher gesellschaftlicher Aiktivität" und „vor- 
bildlidiem politisch-moralischem Verhalten" ge- 
währt. Das Stipendiensystem der DDR dient jedoch 
zugleich einer unmittelbaren Steuerung des qualifi- 
zierten Nachwuchses im Hinblick auf die zentralen 
Wirtschafts- und gesellschaftspolitischen Entschei- 
dungen. Daibei wird die freie Wahl der Ausbildungs- 
stätte und des Ausbildungsganges erheblich einge- 
schränkt. 

Schweden 

Das Ausland kennt sehr unterschiedliche Förde- 
rungssysteme. In Schweden wird allen Schülern 
ohne Bedarfsprüfung monatlich 75 skr Kindergeld 
bzw. Ausbildungsgeld gewährt. Schüler weiterfüh- 
render Sdiulen erhalten daneben ebenfalls ohne Be- 
darfsprüfung 100 skr Wohnungsbeihilfe bei aus- 
wärtiger Unterbringung sowie Fahrkostenzuschüsse. 
Bei Bedürftigkeit bekommen Schüler bis zu 150 skr 
Stipendium monatlich und daneben Darlehen bis zu 
4000 skr im Jahr. Schüler über 20 Jahre erhalten 
ohne Bedarfsprüfung 175 skr monatlich sowie 6500 
skr Darlehen je Schuljahr. Für Studierende gibt es 
eine eltemunabhängige Ausbildungsförderung (Ein- 
kommen des Studierenden und seines Ehegatten 
werden berücksichtigt), die sidi an der allgemeinen 
Sozialversicherung orientiert. Zur Zeit beträgt die 
Förderung pro Semester 4200 skr; hiervon werden 
875 skr als Stipendium, der Rest als Darlehen ge- 
geben. 

Großbritannien 

Großbritannien kennt im Hochschulbereidi eine um- 
fassende Förderung durch Stipendien. Jeder Student 
hat unabhängig vom Einkommen seiner Eltern An- 
spruch auf eine Mindestförderung von 50 £ jährlidi. 
Höhere Beträge werden bei Bedürftigkeit gewährt. 
Rund 90®/o aller Studenten werden gefördert. 

Frankreich 

In Frankreich werden Schüler an weiterführenden 
Schulen und Studenten durch Stipendien gefördert, 
sofern bestimmte Leistungsvoraussetzungen gege- 
ben sind und das Elternhaus die Ausbildung nidit 
finanzieren kann. Gefördert wurden im Jahre 1969/70 
20 Vo aller Studenten. Wird Studenten kein Sti- 
pendium gewährt, so können sie unter bestimmten 
Bedingungen zinslose Darlehen erhalten. Die Stu- 
denten der Ecoles Normales Superieures sowie die 
Ingenieurstudenten der Grandes Ecoles erhalten Be- 
amtengehälter, wenn sie sich zu einer zehnjährigen 
Tätigkeit im öffentlidien Dienst nach Absdiluß- 
examen verpflichten. 

USA 

In den USA gibt es infolge einer Vielzahl öffent- 
licher und privater Einriditungen die unterschied- 


lichsten Arten von Ausbildungsförderung. Neben 
reinen Stipendien stehen u. a. Darlehen und Stu- 
diengebührenerlaß sowie Stipendien, die mit einer 
studentis(±en Gegenleistung verbunden sind. Die 
Vergabe riditet sidi in erster Linie nach der Lei- 
stung des Studenten. Rund die Hälfte aller Stu- 
denten finanziert ihr Studium durdi derartige Förde- 
rungshilfen oder durch Werkarbeit. 

Japan 

In Japan werden zur Studienförderung fast aus- 
schließlich Darlehen an bedürftige Studenten ver- 
geben. Zuständig für die Vergabe sind überwiegend 
vom Staat finanzierte Stiftungen. 

Osteuropa 

In den osteuropäischen Staaten ähnelt die Studien- 
förderung derjenigen der DDR. In der UdSSR bemißt 
sich die Höhe der Stipendien nach Art und Bedeu- 
tung der Ausbildungsstätte sowie nach der wissen- 
schaftlichen Leistung des Studenten. 


Probleme 

Unübersichtliches Förderungssystem 

Das jetzige Förderungssystem ist unübersiditlich. 

Die Voraussetzungen für eine Förderung sind unter- 
schiedlich. So wird die Förderung der betrieblichen 
Berufsausbildung, der beruflichen Fortbildung und 
Umschulung auf der Grundlage des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes aus Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit von den Arbeitsämtern durchgeführt. Die 
Förderung nach dem Ausbildungsförderungsgesetz 
geschieht aus Bundesmitteln durch die Ämter für 
Ausbildungsförderung. 

Einkommensgrenzen 

Die Förderungsmaßnahmen nach dem Ersten Aus- 
bildungsförderungsgesetz, dem Honnefer und dem 
Rhöndorfer Modell erfassen nicht in ausreichendem 
Umfang denjenigen Personenkreis, der darauf an- 
gewiesen ist. Die Einkommens- und Vermögens- 
freigrenzen sind so niedrig bemessen, daß ein be- 
achtlicher Teil der Bevölkerung mit einem mittleren 
Einkommen entweder nicht oder nur unter erheb- 
lichen Opfern seinen Kindern eine weiterführende 
Ausbildung ermöglidien kann. So erhalten zum Bei- 
spiel nach dem Ausbildungsförderungsgesetz nur 
solche Schüler den vollen Zuschuß, deren Eltern ein 
monatliches Nettoeinkommen von nicht mehr als 
750 DM (bei einem zu unterhaltenden Kind und 
einem Elternteil als Einkommensbezieher) haben. 
Selbst der volle Zuschuß reicht für untere Einkom- 
mensschichten nicht aus, ihren Kindern ohne wesent- 
lidie Belastung eine Ausbildung zu ermöglichen. 

Forderung nach familienunabhängiger Förderung 

Wenn die Eltern über ein höheres Einkommen ver- 
fügen, ist der Jugendliche, der eine qualifizierte 
Ausbildung erlangen will, faktisch auf den Unterhalt 
durch seine Eltern angewiesen. Diese finanzielle Ab- 
hängigkeit kann auch zu einer Abhängigkeit in der 
Wahl des Ausbildungsganges führen. Das kann eine 
Einschränkung des Rechts des einzelnen auf eine 
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Ausbildung, die seiner Begabung und seinen Interes- 
sen entspricht, bedeuten. Darauf gründet die Forde- 
rung nach einer familienunabhängigen Ausbildungs- 
förderung. Sie würde darin bestehen, daß jeder von 
einem bestimmten Alter ab oder für bestimmte Bil- 
dungsgänge unabhängig vom Einkommen seiner 
Unterhaltsverpflichteten einen Betrag erhält, der 
die Kosten seiner Ausbildung deckt. 

Kosten 

Die Aufwendungen für eine derartige Ausbildungs- 
förderung wären beträchtlich. Sollte sie nur für die 
etwa 400 000 Studierenden von 1969 eingeführt 
werden, so müßten allein bei dem gegenwärtigen 
unzureichenden Förderungsbetrag von monatlich 
350 DM in einem Jahr 1,68 Mrd. DM aufgebracht 
werden. Bei einem Förderungsbetrag von 450 DM 
wären dies 2,16 Mrd. DM. Das entspricht etwa 10®/o 
der derzeitigen öffentlichen Ausgaben für Bildung 
und Wissenschaft. Eine familienunabhängige För- 
derung würde vor allem die Schichten mit höherem 
Einkommen begünstigen, die jetzt noch den größ- 
ten Teil der Studierenden stellen. 

Darlehen 

Um die Belastung der öffentlichen Haushalte durch 
eine familienunabhängige Förderung zu verringern 
und zugleich die Eigenverantwortung der Studie- 
renden stärker anzusprechen, ist vorgeschlagen 
worden, die Förderung ganz oder teilweise durch 
Darlehen zu gewähren, die nach einer gewissen 
Zeit der Berufstätigkeit zurückgezahlt werden 
müssen. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Die Bundesregierung will die Ausbildungsförderung 
erweitern und verbessern mit dem Ziel, die Chan- 
cengleichheit sowie die Freiheit der Wahl des Aus- 
bildungsganges und der Ausbildungsstätte zu ge- 
währleisten. 

Ausdehnung der Förderung im Schulbereich 

1 . Der Anwendungsbereich des Ersten Ausbildungs- 
förderungsgesetzes soll auf die Schüler weiter- 
führender allgemeinbildender Schulen unterhalb 
der Klasse 11 sowie auf die Schüler aller be- 
rufsbildenden Schulen ausgedehnt werden. 

Einbeziehung der Studenten 

2. Die Studenten im tertiären Bereich sollen in die 
gesetzliche Regelung der individuellen Ausbil- 
dungsförderung mit Wirkung vom 1. Oktober 
1971 einbezogen werden. Dabei sind finanzielle 
und strukturelle Verbesserungen (unter anderem 
auch bei auswärtiger Unterbringung) beabsich- 


tigt. Grundsätze und Einzelheiten wird die 
Bundesregierung mit den Ländern und den Ver- 
tretern der Studenten beraten. Eine zumutbare 
Eigenbeieiligung der Studenten und ihrer Ange- 
hörigen an einer kostendeckenden Förderung ist 
wegen der Stärkung der Selbstverantwortung 
bei grundsätzlich freier Wahl des Studiums und 
der Hochschule sowie wegen der aus öffentlichen 
Mitteln nicht voll tragbaren hohen Aufwendun- 
gen unerläßlich. 

Verbindung mit Familienlaatenausgleich 

3 . Bei der weiteren Entwicklung der individuellen 
Ausbildungsförderung zu größerer Familien- 
unabhängigkeit wird der enge Zusammenhang 
mit dem derzeit vorbereiteten, grundlegend 
neuen System des Familienlastenausgleichs zu 
beachten sein. Hierüber kann nur in Verbindung 
mit der Reform des Einkommensteuerrechts ent- 
schieden werden. 

Stufenweiser Abbau der Familienabhängigkeit 

4 . Die ersten Schritte zu einer stärker familienunab- 
hängigen Förderung sollen in einer Erhöhung 
der Freibeträge und der Bedarfssätze erkennbar 
werden. Die Bundesregierung wird prüfen, wann 
sie eine weitgehend familienunabhängige, ko- 
stendeckende Förderung stufenweise unter Ein- 
schluß von Darlehen verwirklichen kann. Durch 
die Darlehensförderung dürfen die Auszubilden- 
den aus den unteren Einkommensschichten ge- 
genüber der heutigen Regelung nicht zusätzlich 
belastet werden. 

Überleitung der beruflichen Ausbildungsförderung 

5 . Im Rahmen der Gesamtplanung der Bildungsför- 
derung wird die Bundesregierung prüfen, ^ ob, 
wann und in welcher Weise die derzeit aus Mit- 
teln der Bundesanstalt für Arbeit finanzierte För- 
derung der beruflichen Ausbildung „in Betrie- 
ben oder überbetrieblichen Einrichtungen" so- 
wie der „Teilnahme an Grundausbildungs- und 
Förderungslehrgängen und anderen berufsvor- 
bereitenden Maßnahmen" (§ 40 Abs. 1 AFG) 
künftig in das vom Bund getragene System der 
individuellen Ausbildungsförderung übernom- 
men werden kann. 

Förderung der beruflichen Bildung 

6 . Die Bundesregierung wird den gesetzgebenden 
Körperschaften des Bundes nach § 239 AFG bis 
Ende 1972 über den Umfang der von der Bun- 
desanstalt für Arbeit durchgeführten Förderung 
der beruflichen Bildung, die Höhe der finanziel- 
len Anforderungen — untergliedert nach bei- 
tragspflichtigen und nicht beitragspflichtigen 
Personen — sowie über alternative Finanzie- 
rungsmöglichkeiten berichten. 
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III. Bauten und Ausstattung 


Die beabsichtigten Schulreformen werden weittra- 
gende Konsequenzen für die bauliche Konzeption 
der Schulen haben. Der Schulbau muß deshalb von 
vornherein in die Gesamtplanung einbezogen 
werden. 


Zur Situation 

Pädagogische Probleme 

Die Schulraumnot war nach dem Kriege vor allem 
in den Städten sehr groß. Zunächst hat man deshalb 
an den Brennpunkten des Raumbedarfs möglichst 
schnell und ohne besondere Planungskonzeption 
Schulraum errichtet. Erst im Laufe der fünfziger 
Jahre stellte sich heraus, daß die herkömmlichen 
Bauten mit neuen pädagogischen Zielsetzungen nicht 
m'ehr übereinstimmten. Im Laufe der sechziger 
Jahre wurde die Öffentlichkeit zunehmend auf die 
pädagogischen und planerischen Probleme des Schul- 
baus und besonders auf seine rasch steigenden Ko- 
sten aufmerksam. 

Obgleich der Schulbau in Deutschland überwiegend 
eine Aufgabe der gemeindlichen Schulträger ist, be- 
teiligen sich die Länder zunehmend an den Investi- 
tionskosten, einige Länder mit weit über 50 '*^/o. 

Ausgaben 

Die Ausgaben für Schulbauten stiegen in der Zeit 
von 1961 bis 1966 von 1,8 Mrd. DM auf 3 Mrd. DM 
jährlich, sanken aber 1967 wegen der schlechten 
Finanzlage der Länder und Gemeinden wieder auf 
2,7 Mrd. DM. Der Anteil der Baukosten an den jähr- 
lichen Schulausgaben ist in den letzten Jahren von 
21 Vo auf 24% gestiegen. Die Leistungen der Länder 
für den Schulbau sind unterschiedlich. Nutzen- 
Kosten-Analysen fehlen bis heute fast ganz. 

Schulbau in Großbritannien 

In den meisten Staaten hat das bildungspolitische 
Interesse am Schulbau in den letzten Jahrzehnten 
stark zugenommen. Die bekannteste und wohl er- 
folgreichste Schulbauforschung wird in Großbritan- 
nien betrieben. Es wird berichtet, daß die Einführung 
von Mindeststandards für Bauleistungen und von 
Kostenlimitierungen in den Jahren 1949 bis 1952 zu 
einer Verbilligung der Schulbauten um 30% ge- 
führt habe. Nach baden-württembergischen Unter- 
suchungen erscheint allerdings ein Teil der briti- 
schen Voraussetzungen auf deutsche Verhältnisse 
nicht übertragbar. 

VSA 

In den USA folgt man architektonisch weitgehend 
veränderten pädagogischen Konzeptionen. Großer 
Wert wird auf den Bau von Gemeinschaftsräumen, 
z. B. von Schülerbibliotheken, Erfrischungs- und 
Beschäftigungsräumen, gelegt. 


internationale Organisationen 

Einige internationale Organisationen beschäftigen 
sich seit Jahren mit der Schulbauplanung. Die Fünfte 
Konferenz Europäischer Erziehungsminister sprach 
sich 1965 für eine intensive Zusammenarbeit der 
Mitgliedsländer im Schulbau aus. Im Auftrag der 
OECD erarbeiteten Schulbauexperten Vorschläge 
für eine zwischenstaatliche Förderung der Schul- 
bauplanung. Inzwischen sind ein ständiger Erfah- 
rungsaustausch und eine Dokumentation durch das 
Sekretariat der OECD beschlossen worden. In den 
Jahren 1968 und 1969 veranstaltete der Europarat 
zwei Seminare über die pädagogischen Aspekte des 
Schulbaus. Erste Empfehlungen wurden veröffent- 
licht. 


Probleme und Reformansätze 

Hohe Baukosten 

Obwohl seit 1945 viele Schulen neu gebaut wurden 
und die Schulbauausgaben ständig gestiegen sind, 
besteht noch immer ein spürbarer Mangel an Schul- 
räumen. Es ist offenkundig, daß nicht nur die alten, 
sondern auch viele neue Einrichtungen pädagogi- 
schen Anforderungen und künftigen Entwicklungen 
nicht ausreichend gerecht werden. Dabei liegen die 
Baukosten im Vergleich mit anderen Staaten unge- 
wöhnlich hoch. 

Erschwerte Reformen 

Die räumliche Konzeption der vorhandenen Schul- 
bauten erschwerten oder versperrten den Weg zu 
aufgelockerten Unterrichtsmethoden, zur Entwick- 
lung neuer Schulformen, zur Errichtung von Ganz- 
tagsschulen und zur Verwendung neuer Lehr- und 
Lernmittel. Durch die gleich großen Klassenräume 
werden herkömmliche Unterrichtsformen erhalten 
und das Stammklassenprinzip verfestigt. Im Unter- 
schied zu vielen Altbauten gibt es in neu errichteten 
Schulen zwar meist genügend Fachräume, doch 
fehlt es weithin an Räumen zur allgemeinen und 
nicht zweckgebundenen Nutzung. Besonders auf- 
fällig ist der große Mangel an Schülerbibliotheken. 
Selbst in sonst großzügig ausgestatteten Schu- 
len finden sich oft für diesen Zweck nur wenige 
Quadratmeter Nutzfläche und ein minimaler Buch- 
bestand. Hierauf hat das Institut für Jugendbuch- 
forschung an der Universität Frankfurt erst kürz- 
lich in einer Untersuchung hingewiesen ^). Auch ist 
die Mehrzahl der weiterführenden Schulen nicht mit 
Sprachlabors und anderen modernen Unterrichts- 
mitteln ausgestattet. 

Schul- oder Bildungszentren sind die Ausnahme. 

Da die räumliche Verbindung mit anderen Bil- 
dungsinstitutionen, etwa mit Einrichtungen des 
Sports, der Erwachsenenbildung oder des Biblio- 


9 Die moderne Schulbibliothek — eine Untersuchung 
des Instituts für Jugendbuchforschung der Johann- 
Wolf gang-Goethe-Universität, Frankfurt 1969 


85 


Drucksache VI/925 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


thekswesens fehlt, gelang es den meisten Schulen 
nicht, örtlicher kultureller Mittelpunkt zu werden. 

Aufwendige Planungen 

Mangelnde Typisierungen und unrationelle Planun- 
gen führten oft zu sehr aufwendigen Schulbauten. 
Ausgedehnte Flure und Vorhallen, große Fenster- 
flächen, gefällige Fassaden nahmen Mittel in An- 
spruch, die oft sinnvoller für eine Vermehrung der 
Schülerplätze und für technische Ausbauten hätten 
verwandt werden können. Die auf das Einzelprojekt 
zugeschnittenen Bauten erlauben keine Verwertung 
für parallele Planungen. Einem Bericht aus einem 
Bundesland zufolge stimmten von 123 Schulneu- 
bauten nicht einmal zwei im Maßsystem überein. 

Ausländische Erfahrungen im Schulbau werden auch 
deshalb kaum genutzt, weil sich ausländische Firmen 
wegen der ungewohnten baupolizeilichen Bestim- 
mungen und der Vorschriften der Verdingungsord- 
nung für Bauleistungen (VOB) an Ausschreibungen 
selten beteiligen. 

Zu wenig Schulbauforsäxung 

Schulbauforschung und -planung werden immer wie- 
der gefordert, wurden aber bisher noch zu wenig 
gefördert. Kostenkalkulationen sind schwer zu er- 
stellen, weil es keine allgemein verwertbaren Unter- 
lagen über die Kostenauswirkungen verschiedener 
pädagogischer Anforderungen und baulicher Lö- 
sungen gibt. 

Schulbauinstitut 

Verschiedene Reformansätze versuchen diesen Män- 
geln zu begegnen. Die Ständige Konferenz der 
Kultusminister beschloß am 5. Juli 1962 die Errich- 
tung eines Schulbauinstituts der Länder in Berlin. 
Seine Aufgabe ist die Erforschung des inländischen 
und die Beobachtung des ausländischen Schulbaus. 
Darüber hinaus erhielt das Institut eine Beratungs- 
funktion gegenüber den Schul- und Bauaufsichts- 
behörden. Außer dem Berliner Institut arbeiten in 
Aachen und Stuttgart Institute an der Schulbau- 
forschung und -entwicklung. 

Finanzbedarf 

Die Bildungskommission des Deutschen Bildungs- 
rates hatte bereits in ihrer Empfehlung „Sicherung 
der öffentlichen Ausgaben für Schulen bis 1970" vom 
Mai 1967 auf den hohen Investitionsbedarf für Schu- 
len (1955 bis 1970: 29,5 Mrd. DM) hingewiesen. In 
der 1969 veröffentlichten Empfehlung „Zum Schul- 
bau" forderte die Bildungskommission eine nach- 
drückliche Forcierung der Schulbauforschung und 
-Planung. Sie schlug eine Reihe von Einzelmaßnah- 
men vor, darunter die Auflockerung des Stammklas- 
senprinzips, Einführung von Nutzungsanalysen und 
-Planungen, Verminderung der Verkehrsflächen, Er- 
richtung von Bildungszentren, Erprobung von Schul- 
baumodellen, Erarbeitung einer „Musterschulbau- 
ordnung" sowie Kostenanalysen. 

Der Deutsche Städtetag begrüßte und unterstützte 
die Vorschläge der Bildungskommission. Er legte 
seinerseits eine ergänzende Empfehlung zur Errich- 


tung von Schulzentren vor. Auch der Deutsche 
Volkshochschulverband ließ in einem Gutachten 
unter anderem die Möglichkeiten der Kombination 
von Unterrichtsräumen für die Weiterbildung mit 
Schulräumen untersuchen. Diese Kombination wurde 
allerdings nur bedingt befürwortet. 


Neue Ansätze 

In den meisten Bundesländern wurden in den letz- 
ten Jahren Schulbaumodelle entwickelt, Empfehlun- 
gen ausgearbeitet und Musterraumprogramme ent- 
worfen. Der Bau von Schulzentren wird gefördert 
und teilweise zur Bedingung für die Gewährung von 
Zuschüssen gemacht. 

Bei Gesamtschulplanungen wird zunehmend auf 
internationale Erfahrungen zurückgegriffen. Eine 
Arbeitsgruppe des Hochbauamtes Hannover, „Sy- 
stem Schule Hannover", befaßt sich mit Fragen der 
Anpassungsfähigkeit von Baumodellen an pädago- 
gische Forderungen sowie mit der Typisierung und 
Vorfertigung von Bauteilen. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 


Grundsätze 

Die Bundesregierung betrachtet den modernen Schul- 
bau als eine wichtige Voraussetzung für organisato- 
rische und pädagogische Reformen. Sie hält die Ra- 
tionalisierung des Schulbaus für eine notwendige 
Maßnahme zur Stabilisierung der Baukosten. Das 
Schulgebäude der Zukunft soll ein zweckmäßiger, 
einfacher, aber ansprechend wirkender Bau sein. 
Seine Raumaufteilung soll veränderbar sein und 
sich organisatorischen und curricularen Verände- 
rungen anpassen können. Außerdem soll er auch 
für andere Zwecke, zum Beispiel für die Weiter- 
bildung, genutzt werden können. 

Die Bundesregierung ist bereit, folgende Maßnah- 
men besonders zu unterstützen: 


Schulbauforschung 

1 . Verstärkte Förderung der Schulbauforschung 
und -planung durch Bund und Länder. Dabei ist 
in erster Linie an den notwendigen Ausbau der 
schon bestehenden Institute zu denken. Vor- 
dringlich sind die Ausarbeitung von Schulbau- 
modellen und eine „Musterschulbauordnung" 
sowie Vorschläge zur Verbesserung der Baukal- 
kulation. 

Erfahrungsaustausch 

2 . Intensivierung des internationalen Erfahrungs- 
austausches. 

Mehrzwecknutzung 

3 . Untersuchungen über Mehrzwecknutzungen von 
Schulbauten und über Kombinationsmöglichkei- 
ten. Darunter fallen vornehmlich in kleinen Or- 
ten und Außenbezirken Verwendungsmöglich- 
keiten von Schulgebäuden für die Weiterbil- 
dung ebenso wie die örtliche Zusammenfassung 
mit anderen Schulen oder mit sonstigen Bil- 
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dungs- und Gemeinsdiaftseinrichtungen wie 
Sportstätten, Bibliatheken, kirchlichen Gemein- 
dezentren und Verwaltungsgebäuden. Besondere 
Aufmerksamkeit muß der Standortfrage und der 
räumlichen Planung von Ganztags- und Gesamt- 
schulmodellen gelten. 

Bessere Ausstattung 

4 . Verbesserung der Schulausstattung durch Fach- 
und Gemeinschaftsräume sowie durch moderne 
Lehr- und Lernmittel. Jede Schule sollte über 
eine ausreichend ausgestattete, zum Lesen und 
Arbeiten geeignete, offene Schülerbibliothek 
verfügen. 


Weiterbildungskurse 

5 , Durchführung von Weiterbildungskursen und 
-Seminaren für Fachleute, wie Architekten, Bau- 
ingenieure und Verwaltungsbeamte, nach den 
Vorschlägen des Bildungsrates. 

Beteiligung ausländischer Firmen 

6 . Überprüfung der Ausschreibungsbedingungen so- 
wie der technischen und bauaufsichtlichen Be- 
stimmungen und Verfahren, besonders im Hin- 
blick darauf, daß ausländische Firmen die Mög- 
lichkeit haben sollen, sich an Ausschreibungen 
für Schulbauten zu beteiligen. 


IV. Lehrpläne (Curricula) 


Die beschriebenen Strukturveränderungen sind nur 
eine Bedingung für die Modernisierung und De- 
mokratisierung des Bildungswesens. Von ebenso 
entscheidender Bedeutung ist die Reform der Bil- 
dungsinhalte und der Lernprozesse — der Curricula. 

Definition 

Als Curriculum wird heute in der pädagogischen 
Fachsprache das Gesamtsystem von Unterrichtsinhal- 
ten und -methoden sowie Unterrichtsmaterialien zu 
ihrer Aneignung und Einübung und Tests zu ihrer 
Kontrolle bezeichnet. Curricula unterscheiden sich 
von Lehr- und Bildungsplänen dadurch, daß sie von 
klar definierten und damit überprüfbaren Lemzielen 
ausgehen. Sie enthalten alles, was dem Erreichen 
des Lernzieles und seiner Kontrolle dient. 


Situation und Probleme 

Lehrplankommissionen 

Die Lehr- und Bildungspläne werden bisher von 
den Kultusministern erlassen. Sie schreiben die all- 
gemeinen Inhalte des Unterrichts, den Fächerkanon, 
die Themen und Stoffe für die einzelnen Fächer 
vor. Damit bestimmen sie die grundlegenden Ziele 
der Schule und entscheiden über die Bildungsinhalte, 
die im Unterricht vermittelt werden. 

Infolge ihrer ausschließlichen Zuordnung zu den 
einzelnen Schularten werden diese Lehrplanentschei- 
dungen aber auch zu Entscheidungsfaktoren über 
Berufs-, Aufstiegs- und Lebenschancen der Schüler. 
Sie tragen damit zur geistigen Prägung und sozialen 
Schichtung der Gesellschaft bei. 

Revision der Lehrpläne 

Bildungs- und Lehrpläne wurden bisher zumeist von 
Lehrplankommissionen ausgearbeitet. Diese Kom- 
missionen setzten sich überwiegend aus Schulprakti- 
kern zusammen und wurden von den Kultusministern 
einberufen. Sie beschränkten ihre Revision meist auf 
partielle Verbesserungen und auf Anpassungen an 


die Entwicklung der Fachwissenschaften. Einige we- 
nige umfassende Revisionen von Lehrplänen sind 
erst in jüngster Zeit in Angriff genommen worden. 

Kritik des Verfahrens 

Das Verfahren bei der Ausarbeitung von Lehrplänen 
sowie deren Form und Inhalte werden in der bil- 
dungspolitischen Diskussion unter verschiedenen 
Gesichtspunkten kritisiert: 

Keine Gesamtüberprüfung 

— Es ist bisher nicht gelungen, den gesamten Bil- 
dungskanon auf seine Angemessenheit für die 
heutigen und zukünftigen Bedingungen zu über- 
prüfen. 

Überkommene Unterrichtsfächer 

— Das bisherige System der Unterrichtsfächer be- 
ruht weitgehend auf dem System der wissen- 
schaftlichen Disziplinen der Universitäten des 
19. Jahrhunderts. Deshalb fehlen auch heute 
noch fast vollständig die Wirtschafts- und Sozial- 
wissenschaften im Bildungskanon der allgemein- 
bildenden Schulen. Unterrichtsfächer bleiben 
voneinander isoliert, obwohl sie so stark inein- 
ander übergreifen, daß sie jedenfalls zeitweise 
als ein umfassender Sachbereich unterrichtet wer- 
den müßten. Dies gilt z. B. für Natur- und Sozial- 
wiissenschaften. 

Unzureichende Berücksichtigung neuer Erkenntnisse 

— Die Lehrplankommissionen bestehen in der Re- 
gel aus einem kleinen Kreis von Schulpraktikern. 

Es fehlt die Berücksichtigung von neuen Erkennt- 
nissen der Sozialwissenschaften, der Lernpsycho- 
logie und der Motivationsforschung, zum Teil 
sogar der Fachwissenschaften. 

Unzureichende Beteiligung der Lehrer 

— Die mangelnde Beteiligung der Lehrer an der 
Entwicklung neuer Bildungspläne erschwert eine 
Erneuerung des Unterrichts. Andererseits fühlen 
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sich die Lehrer an die Lehrpläne gebunden, die 
meist vieldeutig 'und unverbindlich abgefaßt sind. 
Sie definieren keine Lernziele und stellen des- 
halb keine entscheidende Hilfe für den Lehrer 
dar. Die Leistung der Schüler wird dementspre- 
chend oft subjektiv bewertet. 

Unter richlsmaterialien 

— Die Lehr-, Lern- und Unterrichtsmittel entspre- 
chen vielfach nicht dem Stand der Fach- und Er- 
ziehungswissenschaften. Der Öffentlichkeit ist 
dies vor allem durch die kritische Diskussion 
über den Inhalt von Lesebüchern bewußt ge- 
worden. 

Einiluß der Schulbücher 

— Das Unterrichtsgeschehen wird in entscheiden- 
dem Maße durch die Schulbücher bestimmt. Da- 
mit wird ein wesentlicher Teil der Verantwortung 
für Bildungsinhalte auf Verleger und Schulbuch- 
autoren verlagert. 

Moderne Unterrichtsmittel fehlen 

— Es fehlt weitgehend an geeignetem Material für 
freie Gruppenarbeit und für individualisiertes 
Lernen. In neuerer Zeit entwickelte Techniken 
wie audiovisuelle Medien und technologische 
Unterrichtsmittel, die es erlauben würden, den 
Unterricht effektiver und lebendiger zu gestalten, 
werden — meist wegen ihrer hohen Anschaf- 
fungskosten — nur in sehr beschränktem Maße 
verwendet. 

Lehrpläne für Schulformen 

— Die Lehrpläne der weiterführenden Schulen sind 
überwiegend von der traditionellen Unterschei- 
dung zwischen den Bildungszielen der einzelnen 
Schulformen geprägt. Damit wird die große 
Mehrzahl der Schüler in der Hauptschule nicht 
zu wissenschaftlichem und kritischem Denken 
hingeführt. 

Lehrpläne für den Elementarbereich 

— Für den Elementarbereich gibt es bisher über- 
haupt keine Lehrpläne, die Ziele, Inhalte und 
Methoden der Vorschulerziehung bestimmen. 
Was in den Kindergärten pädagogisch geschieht, 
hängt weitgehend von den Fachkräften und auch 
von den Trägern der Kindergärten ab (s. Teil 
B II). 

Lehrpläne für berufliche Bildung 

— Die berufliche Bildung leidet unter der curricu- 
laren Trennung von betrieblicher und schulischer 
Ausbildung. Für die Berufsschulen gilbt es in der 
Regel Lehrpläne, während die „Berufsbilder" die 
betrieibliche Ausbildung bestimmen. Zwischen 
beiden bestehen kaum Beziehungen (s. Teil 
B Vb). 

Lehrpläne für Weiterbildung 

— Im Bereich der Weiterbildung gibt es ausgear- 
beitete Curricula nur für spezifische Formen der 


beruflichen Weiterbildung. Wenige Ausnahmen, 
wie z. B. die Curricula für Management- oder 
Sprachkurse, zeigen, was auf dem Gebiet geleistet 
werden könnte. Ein besonderes Problem für die 
Weiterbildung besteht darin, Curricula zu ent- 
wickeln, die in sinnvoller Weise an die Schul- 
bildung anknüpfen und nach einem „Baukasten- 
system" verfügbar sind (s. Teil B VIII). 

Folgende Probleme stellen sich für eine umfassende 

Curriculumreform : 

Schwierige Lernzielbestimmungen 

— Bei der Bestimmung des Bildungskanons und der 
Lernziele kann nicht immer auf exakte wissen- 
schaftliche Grundlagen zurückgegriffen werden. 

— Die Bestimmung der Lernziele und ihre Umset- 
zung in Lerninhalte im Unterricht ist besonders 
schwierig. Selbst allgemein anerkannte Zielvor- 
stellungen widersprechen sich nicht selten. Die 
komplexen Bereiche der Wissenschaft und des be- 
ruflichen, privaten, politischen und gesellschaft- 
lichen Löbens wandeln sich ständig und machen 
neue und andere Lernziele erforderlich. 

Kriterien 

— Im Zusammenhang mit den Lernzielbestimmun- 
gen müssen die Leistungskriterien für die Aus- 
lese im Bildungssystem neu definiert werden. Im 
Vordergrund der bisherigen Prülungen steht die 
Leistung im Sinne der Beherrschung eines Stoffes. 
Andere Maßstäbe, wie soziales Verhalten oder 
Kreativität, werden kaum bewertet. Bei der Ent- 
wicklung objektivierter Leistungskontrollen, 
deren Problematik hier nicht im einzelnen be- 
schrieben werden kann, muß daher neu definiert 
werden, welche Begabungen und Befähigungen 
für den Förderungs- und Ausleseprozeß relevant 
werden sollen. 

Emanzipatoriache Lernziele 

— Die Reform der Curricula zielt zwar auf neue In- 
halte und Methoden, andererseits müssen Bil- 
dungspläne aber auch Einsicht in die Geschicht- 
lichkeit der individuellen und der gesellschaft- 
lichen Existenz vermitteln und eine Basis für ge- 
sellschaftliches Zusammenleben isichern. Die mit 
beiden Prinzipien aufgegebene Problematik ist 
noch weithin ungelöst. 

Kompetenzen 

— In den Curricula sollen die Lernziele definiert 
und die Lernschritte, mit denen sie zu erreichen 
sind, beschrieben werden. Dies birgt bei dem 
traditionellen Erlaßverfahren für das Schulwesen 
aber die Gefahr, daß Lehrern und Schülern zu 
wenig Raum zu eigener Initiative und Gestaltung 
bleibt. Daraus ergibt sich folgende Fragestellung 
Wie kann die Notwendigkeit der Lemzielbestim- 
mung mit der pädagogischen Freiheit des Leh- 
rers in geeigneter Weise kombiniert werden? 

Lernprozeß 

Unterrichtspraxis und Lehrpläne sind vielfach 
noch daraufhin angelegt, daß der Lernende Wis- 
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sen aufnimmt und behält. Er wird wenig heraus- 
gefordert und geübt, dieses Wissen anzuwen- 
den und auf dieser Grundlage kreative Fähig- 
keiten zu entwickeln. Curricula, die diese drei 
Stadien des Lernprozesses — verständnisvolles 
Aufnehmen, wachsend selbständiges Beherr- 
schen, problemlösend-kreatives Neugestalten — 
in ausreichendem Maße berücksichtigen, fehlen 
nahezu völlig. 

Zur Entwicklung in anderen Staaten 

USA 

Curriculumforschung und -entwicklung sind in den 
USA am weitesten und raschesten fortgeschritten. 
Seit Beginn der sechziger Jahre wird für einzelne 
Schulfächer eine radikale Curriculumrevision ver- 
sucht. Hieran arbeiten zahlreiche Fach- und Sozial- 
wissenschaftler und jeweils eine große Zahl von 
Lehrern mit. Dabei werden die Strukturen der wis- 
senschaftlichen Disziplinen, ihre zentralen Frage- 
stellungen, Kategorien (basis concepts) und Theo- 
rien deutlich gemacht und dann für die Schulfächer 
aufbereitet. Der Gewinn dieses Ansatzes ist für ein- 
zelne Fächer, zum Beispiel für den Biologieunterricht 
oder den sozialwissenschaftlichen Unterricht, erheb- 
lich. 

Die so konstruierten Curricula werden durch syste- 
matische Lernzielkontrollen in zahlreichen Schul- 
klassen erprobt. Damit ergibt sich eine Verbindung 
zwischen Forschung und Praxis, zwischen Wissen- 
schaftlern und Lehrern. 

Großbritannien 

Die Curriculumentwicklung in Großbritannien wird 
nicht von einem Institut allein geleistet, sondern durch 
vielfältige Projekt gruppen von Lehrern und Wissen- 
schaftlern mit durchaus divergierenden Ansätzen. 
Die Koordinierung dieser verschiedenen Aktivitäten 
wird durch eine zentrale Einrichtung — den „Schools 
Council" — gesichert, über die Koordinierungs- 
funktion und die wissenschaftliche Beratung von 
Entwicklungsgruppen hinaus hat er die Aufgabe, die 
notwendigen Grundlagenforschungen über die Ver- 
änderungen der gesellschaftlichen Anforderungen, 
der individuellen Lernbedürfnisse und der Struktur 
der Wissenschaften anzuregen und zu fördern oder 
auch selbst durchzuführen. Der Schools Council 
wird staatlich finanziert, er arbeitet jedoch wei- 
sungsunabhängig. Der Etat für 1970 beträgt etwa 
30 Millionen DM. 

Schweden 

Sehr früh wurde auch in Schweden die Bedeutung 
der Curriculumforschung für die Schulreform er- 
kannt. Der Hauptakzent der schwedischen Unter- 
suchungen lag von vornherein auf der Analyse der 
gesellschaftlichen, besonders der beruflichen Anfor- 
derungen an die Schule. Dabei wurde allerdings auch 
deutlich, daß aus Forschungen über den gesellschaft- 
lichen Bedarf nicht einfach normative Entscheidun- 
gen über die Bildungsinhalte — etwa im Sinne einer 


bloßen Anpassung — abgeleitet werden können. 

Die Entscheidungen über die Reform der Bildungs- 
inhalte wurden unter umfassenden gesellschaftspoli- 
tischen Gesichtspunkten getroffen. 

Die schwedische Curriculumform hat sich immer 
mehr darauf konzentriert, Lehrbücher und Lem- 
programme zu erarbeiten, die eine Individualisie- 
rung des Unterrichts gestatten. Sie enthalten alter- 
native inhaltliche Elemente für unterschiedliche 
Lernfähigkeit und verschiedene Lerninteressen. Leh- 
rer und Schüler erhalten damit die Freiheit, indivi- 
duelle Curricula im Rahmen der gemeinsamen Bil- 
dungsziele zu wählen. 

UdSSR 

Seit der Schulreform von 1958 hat auch in der So- 
wjetunion die Curriculumrevision eingesetzt. In 
einem groß angelegten Projekt wird der Versuch un- 
ternommen, die Schulbildung mit dem heutigen 
Stand der Wissenschaft, Kultur und Technik in Ein- 
klang zu bringen. Unter Mitarbeit von vielen Fach- 
wissenschaftlem, Erziehungswissenschaftlern und 
Lehrern sind zunächst die Richtlinien für den poly- 
technischen Unterricht aufgestellt und nach mehre- 
ren Überarbeitungen 1966 in einer Regierungsver- 
ordnung niedergelegt worden. Jetzt werden von ein- 
zelnen Abteilungen der Akademie der Pädagogi- 
schen Wissenschaften detaillierte Pläne, Lehrbücher 
und andere Arbeitsmaterialien entwickelt. Das Pro- 
jekt wurde 1964 von einer zentralen, von der Aka- 
demie der Pädagogischen Wissenschaften eingesetz- 
ten Kommission begonnen und soll 1970 abgeschlos- 
sen sein. 


Ansätze zur Reform 

Zur Lösung der komplizierten Probleme im Zusam- 
menhang mit der Curriculumforschung und -ent- 
wicklung fehlt es in der Bundesrepublik noch weit- 
gehend an Erfahrungen, an wissenschaftlich vorge- 
bildetem Personal, an finanziellen Mitteln und an 
geeigneten Organisationsformen. 

Erste Ansätze 

Dennoch gibt es verschiedene Ansätze zur Verbes- 
serung von Inhalten und Methoden des Unterrichts 
durch Lehrplanreform und Curriculumentwicklung. 

In Berlin und Hessen hat man begonnen, die Lehr- 
und Bildungspläne einer globalen Revision zu unter- 
ziehen. Dabei wird der Versuch unternommen, Lem- 
zielsysteme an die Stelle von Stoffplänen zu setzen 
und die Lernziele stärker zu präzisieren als bisher. 
Nach diesen Plänen sollen die Lernziele in den ver- 
schiedenen Schulzweigen der Sekundarstufe die 
gleichen sein. Die Differenzierung erfolgt nach 
Schwierigkeitsgrad und Stoffauswahl. Damit sollen 
sie sowohl in integrierten Gesamtschulen als auch 
in vorläufig noch getrennten Schularten verwendbar 
sein. 

Unterstützung durch Stiftungen 

Verschiedene Institute und Arbeitsgruppen ent- 
wickeln neue Unterrichtsmaterialien- und zum Teil 
auch Curricula, vor allem für den mathematisch- 
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naturwissenschaftlichen Unterricht. Solche Entwick- 
lungsarbeiten sind vor allem durch die Stiftung 
Volkswagenwerk ermöglicht worden. Sie hat die 
Curriculumforschung zu einem Schwerpunkt ihrer 
bildungspolitischen Förderungsprogramme gemacht. 
Die Länder fördern Entwicklungsarbeiten durch den 
Ausbau von Instituten an Pädagogischen Hochschu- 
len und Universitäten. Besondere Einrichtungen für 
die Entwicklung neuer päagogischer Technologien 
werden zur Zeit geplant. 

Privatschulen 

Vielfach haben Privatschulen die größere Unab- 
hängigkeit von der staatlichen Verwaltung und oft 
auch die besonderen Möglichkeiten des Internats- 
lebens genutzt, neue Unterrichtsinhalte und Arbeits- 
formen zu erproben. Sie haben damit in der Ver- 
gangenheit oft Pionierarbeit für Reformen geleistet, 
die später vom öffentlichen Schulwesen übernom- 
men wurden. Die Aufgaben moderner Curriculum- 
entwicklung sind freilich so kompliziert und auf- 
wendig, daß sie kaum von einzelnen Schulen aus 
eigener Initiative geleistet werden können. 

Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Mit der strukturellen Schulreform müssen in den 
kommenden Jahren alle Lehrpläne grundlegend neu 
konzipiert und auf wissenschaftlicher Grundlage 
modernisiert werden. Neue Curricula sind nach den 
dargestellten Kriterien zu entwickeln. 

Im einzelnen geht die Bundesregierung bei dieser 
Reform von folgenden inhaltlichen und organisato- 
rischen Zielvorstellungen aus: 

W issenschaftsorientierte Lehrpläne 

1 . Die Lehrpläne und Curricula für verschiedene 
Bildungsgänge sollen in Zukunft nicht mehr auf 
der Unterscheidung zwischen praktischer und 
wissenschaftlicher Bildung oder zwischen allge- 
meiner und beruflicher Bildung aufgebaut wer- 
den . 

Bildung muß in allen Lehrbereichen und auf allen 
Altersstufen 

— wissenschaftsorientiert sein, 

— wissenschaftliches und kritisches Denken ver- 
mitteln und die Kreativität des Lernenden 
fördern, 

— dazu beitragen, daß der einzelne befähigt 
wird, seine Umwelt zu verstehen und mitzu- 
gestalten, 

— den Anschluß an die ständige Entwicklung 
der Wissenschaften wahren. 

Jeder Bildungsgang muß auf einer wissenschafts- 
orientierten und breiten Grundbildung aufbauen. 
Auch wenn später Schwerpunkte berufs- oder 
studienvorbereitender Art gesetzt werden, darf 
die Vermittlung allgemeiner Fähigkeiten nicht 
vernachlässigt werden-, hierzu gehören unter an- 
derem: das rationale Erfassen von Problemen, 
Kooperationsfähigkeit, geistige Flexibilität. 


Diilereniierie Angebote 

2 . Lehrpläne und Curricula müssen Bildungsange- 
bote bereitstellen, die den unterschiedlichen Lern- 
fähigkeiten und Lerninteressen des einzelnen 
Schülers besser als bisher gerecht werden. Sie 
sollen viele Wahlmöglichkeiten innerhalb des 
Bildungsganges und des Unterrichts eröffnen und 
besondere Förderungsmöglichkeiten zum Aus- 
gleich von sozial- oder entwicklungsbedingten 
Begabungsunterschieden vorsehen. Damit sollen 
sie einen entscheidenden Beitrag zur Verwirk- 
lichung der Chancengleichheit leisten und das 
Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit 
konkretisieren. 

Gesellschaftliche Erfordernisse 

3 . Lehrplanreform und Curriculumentwicklung müs- 
sen besser als bisher auf gesellschaftliche Ent- 
wicklungen und auf die Anforderungen der frei- 
heitlich-demokratischen Gesellschaftsordnung 
vorbereiten. Sie müssen Kenntnisse und Fähig- 
keiten vermitteln, die zum selbständigen Han- 
deln und Mitentscheiden befähigen, und sie müs- 
sen zur vollen Entwicklung der Leistungsfähig- 
keit des einzelnen beitragen. 

Die Lehrpläne dürfen nicht allein die Vermitt- 
lung von Wissen und Können fordern. Sie müs- 
sen vor allem auch Lernmotivationen und Inter- 
essen wecken. 

Effizienz 

4 . Curriculumentwicklung muß auch unter dem Ge- 
sichtspunkt der Steigerung der Effizienz des 
Unterrichts gesehen werden. Dazu gehört u. a., 

- daß 

— Lernziele exakt definiert werden, 

— Tests entwickelt werden, die eine Lernziel- 
kontrolle erlauben, 

— technische Hilfsmittel (neue Medien und Ver- 
besserung bekannter Medien) entwickelt, in 
die Curriculumentwicklung einbezogen und 
im Unterricht verwendet werden. 

Forschung und Entwicklung 

5. Eine systematisch angelegte und effektive Lehr- 
planreform und Curriculumentwicklung setzt den 
Aufbau eines verbundenen Systems der Curri- 
culumforschung, -entwicklung und -erprobung 
voraus. Grundlagenforschung, Entwicklung und 
Auswertung sind mit der Testforschung und -ent- 
wicklung sowie mit der Entwicklung und Erpro- 
bung von Unterrichtstechnologien zu koordinie- 
ren. Dafür ist ein Verbundsystem von Instituten, 
Projektgruppen und praktischen Modellversu- 
chen notwendig. 

Beteiligung der Lehrer 

Die Entwicklungsarbeiten müssen von regional 
gestreuten Arbeitsgruppen, die sich aus Lehrern, 
Fachwissenschaftlern, Erziehungs- und Sozialwis- 
senschaftlern zusammensetzen, geleitet und in 
der Schule erprobt werden. Dabei sollten auch 
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Privatschulen einbezogen und deren besondere 
Möglichkeiten und Erfahrungen genutzt werden. 
Die Ergebnisse dieser Erprobung müssen in den 
wissenschaftlichen Instituten ausgewertet wer- 
den. 

Gestuftes System 

6 . Ein koordiniertes und gestuftes Forschungs- und 
Entwicklungssystem ist die Voraussetzung dafür, 
daß die Curriculumentwicklung im Laufe eines 


V. Bildungsforschung 

Die Ursachen für die Mängel des gegenwärtigen 
Bildungswesens und die Auswirkungen von neuen 
Strukturen und Inhalten können nur durch wissen- 
schaftliche Forschung erkannt und analysiert wer- 
den. Damit wird die Bildungsforschung eine wesent- 
liche Voraussetzung für die Bildungsreform. 

Zur Situation 

Unterentwickelte Bildungsiorschung 

Bildungsforschung als eine mit empirisch-analyti- 
schen Methoden betriebene Forschung steht in der 
Bundesrepublik noch in den Anfängen. Bis zum Be- 
ginn der sechziger Jahre war Bildungsforschung noch 
weitgehend gleichbedeutend mit Pädagogik im Sinne 
einer philosophisch orientierten Lehre von der Er- 
ziehung. Inzwischen sind Forschungsinstitute ge- 
gründet und Forschungsvorhaben begonnen worden. 
Sie dienen der Erhellung der im Bildungswesen ab- 
laufenden Lehr- und Lernprozesse und der Beziehun- 
gen zwischen Bildungswesen und Gesellschaft. 

Die Initiativen für Bildungsforschungsprojekte sind 
von Forschungseinrichtungen und Universitäten, 
von Kultusverwaltungen, Stiftungen, vom Deutschen 
Bildungsrat und vom Wissenschaftsrat ausgegangen. 
Bildungsforschung wird in unabhängigen außeruni- 
versitären Instituten, in Instituten, die mit der Ver- 
waltung verbunden sind, in Universitätsinstituten 
und von einzelnen Forschern betrieben. 

Institute 

Das Deutsche Institut für Internationale Pädagogi- 
sche Forschung in Frankfurt (rd. 50 Wissenschaft- 
ler; 1968 1,7 Mio. DM; Finanzierung durch die 

Länder) hat u. a. folgende Projekte durchgeführt: 
internationale Leistungsvergleiche, Untersuchungen 
zur Soziologie der Lehrer, wirtschaftswissenschaft- 
liche Analysen der Bildungseinrichtungen, Analysen 
der Ursachen für die Wahl von weiterführenden Bil- 
dungseinrichtungen und für das Scheitern von Schü- 
lern in bestimmten Bildungsgängen. Es hat außerdem 
an der Entwicklung und Erprobung von Curricula 
gearbeitet. 

Das Institut für Bildungsforschung in der Max- 
Planck-Gesellschaft in Berlin (rd. 160 Mitarbeiter, 
davon 60 Wissenschaftler; 1967 4 Mio. DM) wid- 
met sich vor allem der Grundlagenforschung durch, 
größere Projektgruppen. Dazu zählen: Untersuchun- 


Jahrzehnts ihren entscheidenden Beitrag zur Er- 
neuerung des Bildungswesens leisten kann. 

Angebot zur Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung erkennt die Bedeutung der 
Curriculumreform und ist bereit, mit den Ländern 
Vereinbarungen über die Förderung regionaler Ent- 
wicklungsprojekte und über die Errichtung eines 
zentralen Instituts zur Grundlagenforschung und 
Koordinierung zu schließen. 


gen der Faktoren, die die Schülerleistung beein- 
flussen; Entwicklung von Grundlagen der Curri- 
culumforschung; Analyse der Beziehungen von Aus- 
bildung und Verhalten in der Berufswelt; Unter- 
suchungen zur frühkindlichen Sozialisation. Daneben 
wurde eine große Zahl von Spezialuntersuchungen 
und Dokumentationen vorgelegt. 

In dem Sonderforschungsbereich Bildungsforschung 
an der Universität Konstanz (rd. 60 Mitarbeiter, 
davon 20 hauptberufliche wissenschaftliche Mitar- 
beiter; 1970 ca. 1,5 Mio. DM), in dem das Zentrum/ 
Bildungsforschung aufgegangen ist, sind sieben Pro- 
jektgruppen zusammengefaßt. Sie untersuchen ver- 
schiedene Probleme der Bildungsplanung, der Ef- 
fekte der Bildungsprozesse und der Einflüsse auf die 
Erziehung. 

Das neugegründete Bildungsforschungszentrum in 
Bielefeld ist mit einer Laborschule und einem Ober- 
stufenkolleg verbunden. 

Das Pädagogische Zentrum in Berlin (rd. 160 Mit- 
arbeiter, davon 40 Wissenschaftler; 1967 3 Mio. 
DM) ist der Berliner Schulverwaltung angegliedert. 
Es hat in erster Linie den Auftrag, Forschungsergeb- 
nisse und curriculare Entwicklungen für die Schulen 
nutzbar zu machen und zu verbreiten sowie Schul- 
versuche wissenschaftlich zu begleiten. 

Ebenfalls der Kultusverwaltung angegliedert ist das 
Staatsinstitut für Bildungsforschung und -planung 
in München (rd. 15 Mitarbeiter, davon 10 Wissen- 
schaftler: 1968 0,25 Mio. DM). Zu seinen Aufgaben 
gehört die wissenschaftliche Begleitung neuer Ent- 
wicklungen im bayerischen Schulsystem und die 
Erhebung von Daten für die regionale Bildungs- 
planung. 

Neben den genannten Instituten mit einem allgemei- 
nen Auftrag für Bildungsforschung gibt es verschie- 
dene spezialisierte Forschungseinrichtungen, so z. B. 
das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
in Erlangen, das Schulbauinstitut der Länder in 
Berlin sowie kleiner Forschungseinrichtungen der 
Kirchen und der Arbeits- und Wirtschaftsorganisa- 
tionen. 

Das Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung in 
Berlin, das durch das Berufsbildungsgesetz von 1969 
geschaffen wurde, wird voraussichtlich Ende 1970 
seine Arbeit in vollem Umfang aufnehmen können. 
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Es soll mit Hilfe interdisziplinärer Forschungsmetho- 
den unter Berücksichtigung bildungsökonomischer 
Aspekte unter anderem Inhalte und Ziele der 
Berufsbildung ermitteln und auf dieser Grundlage 
Ausbildungsordnungen und Curricula entwickeln; 
dabei wird es besondere Aufmerksamkeit darauf zu 
richten haben, welche neuen Lernmittel und Lernver- 
fahren zur Intensivierung und Individualisierung 
der Lernprozesse eingeführt werden können. 

Stiftungen 

Eine größere Anzahl von Untersuchungen wird von 
der Stiftung Volkswagenwerk finanziert. Zu den 
größeren Projekten zählen z. B. die Untersuchung 
der Schülerströme im baden-württembergischen 
Schulsystem und die Entwicklung eines ent- 
sprechenden quantitativen Modells durch die Ar- 
beitsgruppe für empirische Bildungsforschung in 
Heidelberg und das Institut für die Didaktik der 
Naturwissenschaften in Kiel. Die Stiftung hat ferner 
Mittel für die Entwicklung von Curricula für 
mehrere Fächer und für verschiedene Stufen des 
Bildungswesens sowie für eine Reihe von For- 
schungsprojekten und für die Ausbildung von Bil- 
dungsforschern zur Verfügung gestellt. 

Neben der Stiftung Volkswagenwerk unterstützen 
oder finanzieren die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft, die Krupp-Stiftung und die Max-Traeger- 
Stiftung eine Reihe von Einzelprojekten. Schließlich 
bleibt die schwer überschaubare Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeit der pädagogischen, psycholo- 
gischen und soziologischen Institute und Seminare 
an Universitäten und Pädagogischen Hochschulen zu 
erwähnen. Schwerpunkte der Bildungsforschung ent- 
stehen an den neuen Universitäten in Konstanz und 
Bielefeld. 


Probleme 

Die Vielzahl von Forschungsaktivitäten darf nicht 
darüber hinwegtäuschen, daß die Kenntnis der Bil- 
dungsprozesse und der Beziehungen zwischen Bil- 
dungswesen und Gesellschaft noch nicht entschei- 
dend erweitert und vertieft worden ist. Das hat ver- 
schiedene Ursachen. Es besteht ein erheblicher Man- 
gel an qualifiziertem Forschungspersonal, an Geld, 
an Koordination und Praxis. 

Zu wenige Bildungsforscher 

Den vermehrten Forschungsbedürfnissen steht keine 
entsprechende Zahl von Wissenschaftlern gegen- 
über. So muß sich in der Regel der Wissenschaftler 
aus anderen Fachgebieten bei Forschungsarbeit 
erst selbst die notwendigen Methoden und Kennt- 
nisse aneignen. Dadurch ist die Forschungsaktivität 
noch nicht voll wirksam geworden, obwohl sie sich 
in den letzten Jahren ausgedehnt hat. Die Stiftung 
Volkswagenwerk hat deshalb ein Stipendienpro- 
gramm entwickelt. Es soll jungen Wissenschaftlern 
die Möglichkeit geben, im Ausland Bildungsfor- 
schung kennenzulemen und daran mitzuwirken. 


Fehlende Konzeption 

Was nahezu* völlig fehlt, ist eine umfassende Kon- 
zeption für die Förderung der Bildungsförschung 
und ein Gesamtplan der Bildungsforschungsinstitur 
tionen für ihre eigene Tätigkeit. Die notwendigen 
Forschungsarbeiten lassen sich nur durch eine inten- 
sive und kooperative Zusammenarbeit aller betei- 
ligten Geldgeber und Forscher in der Bundesrepu- 
blik ermöglichen. Eine solche Forschungsplanung 
soll die Forschung nicht in der Freiheit beschränken, 
ihre Fragestellungen und Arbeitsmethoden selbst zu 
wählen. Vielmehr hätte ein bundesweites Kommuni- 
kations- und Entscheidungssystem zunächst die Auf- 
gabe, Lücken in der Forschung sichtbar zu machen. 
Damit werden dann gezielte Entscheidungen sowohl 
für die forschungsfördernden Stellen wie für die 
Forschungseinrichtungen selbst möglich. 

Dokumentation 

Eine wesentliche Voraussetzung für die Forschung 
und für die notwendige Kooperation in der Bil- 
dungsforschung ist eine Dokumentation über For- 
schungsergebnisse und laufende Projekte. Sie muß 
für alle Interessenten leicht zugänglich sein. Sie fehlt 
in der Bundesrepublik bisher fast völlig. Einzelne 
Institute haben zwar sporadisch — sei es für be- 
stimmte Gebiete, sei es für den gesamten Bereich 
der Bildungsforschung — Bibliographien oder Pro- 
jektsammlungen erarbeitet; die Situation bleibt je- 
doch unbefriedigend, da diese Arbeiten nicht konti- 
nuierlich verfolgt werden und oft nur beschränkt 
zugänglich sind. 

Internationale Entwicklungen 

Für die Dokumentation der Bildungsforschung 
wurde in den USA das wohl umfassendste System 
entwickelt. Das Educational Resources Information 
Center (ERIC) hat vier Hauptbereiche: 

— eine Zentrale, die für die Entwicklung, Leitung 
und Koordinierung des gesamten Systems ver- 
antwortlich ist 

— ein Netzwerk von 19 Erfassungsstellen, die je- 
weils ein bestimmtes Thema oder Forschungsfeld 
bearbeiten, indem sie Forschungsergebnisse zu- 
sammenfassen und katalogisieren 

— eine Dokumentationszentrale, die auf Magnet- 
band Ausgaben von wesentlichen zusammenge- 
faßten und indizierten Forschungsergebnissen 
aufnimmmt (Research in Education — RIE) und 
andere technische Dienste übernimmt 

— einen Dienst für die Reproduktion und den 
Verkauf zu Selbstkosten von vervollständigten 
Dokumenten. 

Forschung und Praxis 

Ein weiteres ungelöstes Problem ist die mangelnde 
Verbindung von Forschung und Praxis. Forschungen 
gehen vielfach an den Bedürfnissen der Bildungsein- 
richtungen und -Verwaltungen vorbei. Viele Bil- 
dungseinrichtungen scheuen wissenschaftliche Unter- 
suchungen. Forschungsergebnisse, die für die Praxis 
von Bedeutung sein könnten, bleiben oft ungenutzt, 
weil sie nicht in eine verständliche Form gebracht 
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und verbreitet werden. Um diese Probleme zu lösen, 
ist in den USA eine Vielzahl von „educational 
laboratories" gegründet worden. 

Begleitung von Schulversuchen 

Die bildungspolitische Diskussion der vergangenen 
Jahre hat zu einer Vielzahl von Modellversuchen 
im Bildungswesen geführt. Meist wird die Forderung 
erhoben, solche Versuche wissenschaftlich zu be- 
gleiten und zu untersuchen; sie wird jedoch selten 
eingelöst. Die Untersuchungen beschränken sich in 
der Regel auf wenige Gesichtspunkte und beziehen 
sich überwiegend auf kurze Zeiträume. Gerade die- 
ser Bereich der Forschung und die Verbreitung der 
Ergebnisse ist aber für die Reform des Bildungs- 
wesens von zentraler Bedeutung. 

Zu geringe finanzielle Aufwendungen 

Für die Bildungsforschung fehlt es schließlich an 
finanziellen Mitteln. Nach einer Berechnung der 
Kultusministerkonferenz der Länder wurden im 
Jahre 1968 in 'der Bundesrepublik von der öffent- 
lichen Hand und sonstigen Förderern (besonders von 
Stiftungen) für Bildungsforschung 26,5 Mio. DM — 
das sind rd. 0,1 “o/o ider Aufwendungen für Bildung 
und Wissenschaft — ausgegeben. In den USA wur- 
den für den gleichen Zweck im selben Jahr rd. 200 
Mio. Dollar aufgewandt — das entspricht rd. 0,36 ^/o 
der Aufwendungen für Bildung^). Die weitgehende 
Zersplitterung der finanziellen Mittel auf eine Viel- 
zahl kleiner und kleinster Untersuchungen hat mit 
dazu geführt, daß bisher nur wenige bahnbrechende 
Arbeiten vorgelegt wurden. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 

Systematische Förderung 

Da die Reform des Bildungswesens wesentlich von 
der wissenschaftlichen Erhellung ihrer Grundlagen, 
Probleme und Folgen abhängt, sieht die Bundes- 
regierung ein wesentliches Ziel der Bildungspolitik 
in der systematischen Förderung der Bildungsfor- 
schung. Im einzelnen verfolgt sie daibei folgende 
Ziele: 

Finanzierung 

1 . In den öffentlichen Haushalten müssen erheblich 
mehr Mittel als bisher für die Bildungsforschung 
bereitgestellt werden. 

Koordinierung 

2 . Bei der Finanzierung muß sichergestellt werden, 
daß die Forschung wirkungsvoll betrieben wird 
und die einzelnen Forschungsbereiche sinnvoll 
koordiniert werden können. Vor allem sollte eine 
möglichst unbürokratische und flexible Abwick- 
lung angestrebt werden. Die Zusammenfassung 

9 Angaben des United States Office of Education für 
die OECD 


der Finanzquellen oder ihre effektive Koordi- 
nierung ist Voraussetzung für koordinierte For- 
schung splanung. Keinesfalls sollte die gesamte 
Forschungstätigkeit an Instituten mit einem ge- 
nerellen Forschungsauftrag erfolgen. Vielmehr 
sollten Forschungsprogramme nach Möglichkeit 
ausgeschrieben werden. Damit soll eine möglichst 
große personelle und institutioneile Flexibilität 
erreicht und die Qualität der Projektvorschläge 
gesteigert werden. 

Forschungsstrategie 

3 . In Zusammenarbeit mit den Ländern, den Stif- 
tungen und der Forschung soll die Entwicklung 
einer Forschungsstrategie angestrebt werden, die 
es erlaubt, die Mittel für bildungspolitisch be- 
deutsame Forschungen konzentriert einzusetzen. 

Dazu gehört auch, daß die Forschungsinstitute 
jeweils Schwerpunkte für ihre wissenschaftliche 
Arbeit hilden und daß solche Schwerpunkte 
auch in das Programm der Sonderforschungs- 
bereiche aufgenommen werden können. 

Ein bestimmter Anteil der Mittel soll für Pro- 
jekte zur Verfügung stehen, die unabhängig von 
der grundsätzlich angelegten Forschungsstrategie 
entwickelt werden. 

Dokumentation 

4 , Es muß ein Dokumentationssystem geschaffen 
werden, das einen aktuellen Überblick über die 
laufenden und abgeschlossenen Forschungsarbei- 
ten erlaubt. Zu seiner Unterstützung sollten sich 
alle Öffentlichen Auftraggeber zur Anmeldung 
der von ihnen geförderten Vorhaben verpflich- 
ten. 

Erprobung 

5 , Die Forschungsergebnisse müssen für die Be- 
dürfnisse der Praxis aufibereitet werden. Die 
Verbindung zwischen dem Bildungswesen und 
der Bildungsforscbung muß intensiviert werden. 

Dazu sind geeignete Einrichtungen zu schaffen. 
Besonders wichtig ist in diesem Zusammenhang 
die Fortbildung der Lehrer und die Aufnahme 
von Fragen aus der Praxis durch die Bildungs- 
forschung. 

Ausbiidung von Bildungsforschern 

6 . Spezielle Programme sollen die Aus- und Wei- 
terbildung von Bildungsforschern fördern. An 
den Universitäten sind Ausbildungsgänge zu 
schaffen, die auf eine wissenschaftliche Tätigkeit 
im Rahmen der Bildungsforschung vorbereiten. 
Wissenschaftler sollen durch Stipendien die 
Möglichkeit erhalten, im Ausland Erfahrungen in 
der Bildungsforschung zu sammeln. 

Angebote zur Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung ist bereit, gemeinsam mit den 
Ländern eine systematische Planung und Entwick- 
lung der Bildungsforschung in der Bundesrepublik 
finanziell und organisatorisch zu fördern. 
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D. Bildungsplanung 


Zur Situation 

Antlplanerischer Affekt 

Die Durchsetzung bildungspolitischer Reformen setzt 
eine wirkungsvolle Bildungsplanung voraus. Bis zur 
Mitte der sechziger Jahre überwog aber in der Bun- 
despolitik ein unverkennbar antiplanerischer Af- 
fekt; er ist auch heute noch nicht überall überwun- 
den. Früher vertraute man überwiegend dem freien 
Spiel ider Kräfte und mißtraute allen Ansätzen, 
künftige Entwicklungen auf der Grundlage langfri- 
stiger Zielvorstellungen durchzusetzen. 

Ansätze zur Bildungsplanung 

Die Entwicklung selbst erzwang schließlich ein an- 
deres Verhältnis der Politik zur Bildungsplanung: 
Unerwartete, aber letztlich voraussehbare Engpässe 
im Bildungssystem lösten in den Ländern eine von 
Land zu Land unterschiedliche Planungsaktivität 
aus. Vor allem Baden- WürttemJberg, Nordrhein- 
Westfalen und Hessen haben erste Ansätze einer 
integrierten Bildungsplanung geschaffen. 

Von der Kultusministerkonferenz wurden 1963 zum 
ersten Male in einer Bedarfsfeststellung die künftige 
Nachfrage nach Schul- und Studienplätzen und der 
dadurch entstehende Personal-, Raum- und Finanz- 
bedarf vorausgeschätzt. Der Wissenschaftsrat legte 
erstmals 1964 eine umfassende Studie über mögliche 
Abiturientenquoten bis 1980 vor. 

Berechnungen und Berichte 

X 

Uber Einzelheiten der Organisation und der Me- 
thoden der Bildungsplanung in der Bundesrepublik 
haben Bund und Länder 1967 einen gemeinsamen 
Bericht vorgelegt (Bundestags-Drucksache V/2166). 
Er enthält eine umfassende Bestandsaufnahme, aber 
keine bildungspolitische Konzeption für die künftige 
Entwicklung. 

Zu dieser bildungspolitischen Zurückhaltung frühe- 
rer Bundesregierungen hat sicherlich auch die dama- 
lige Verfassungslage beigetragen. 

Der 5. Bundestag hat durch die Einfügung des Arti- 
kels 91 b in das Grundgesetz eine gemeinsame Bil- 
dungsplanung von Bund und Ländern ermöglicht. 

Internationale Entwicklungen 

USA 

Der internationale Vergleich zeigt auch im Bereich 
der Bildungsplanung einen deutlichen Vorsprung 
anderer Länder. Das seit vielen Jahren wachsende 
Engagement der amerikanischen Bundesregierung 
auf dem Sektor der Bildungsforschung und bei der 
finanziellen Förderung von Schwerpunktprogram- 
men dokumentiert — bei einer verfassungsmäßig 


nicht unähnlichen Ausgangslage — ein starkes ge- 
samtgesellschaftliches Problembewußtsein für den 
Bildungsbereich. 

Schweden 

In Schweden wurde schon 1946 eine Königliche Kom- 
mission für das Schulwesen errichtet, deren 1948 
vorgelegter Bericht einen wichtigen Anstoß für die 
Reform des schwedischen Schulwesens gab. (Ähn- 
liche Planungsansätze und Gutachten „Königlicher 
Kommissionen" gibt es in Großbritannien). InSchwe- 
den werden Reformplanungen weitgehend von einer 
unabhängigen Behörde, dem Nationalen Bildungs- 
komitee, erarbeitet. Die zentralen Einrichtungen 
haben ihre Entsprechung auf der regionalen und 
lokalen Ebene. Ein besonderer zentraler Ausschuß 
plant die Entwicklung der Universitäten. Die schwe- 
dische Bildungsplanung hat stets den Arbeitskräfte- 
bedarf berücksichtigt; bestimmte Koordinationsgre- 
mien überprüfen ihn regelmäßig. 

Die Arbeit unabhängiger Beratungsgremien hat 
sich in Schweden als sehr fruchtbar erwiesen. Sie 
konnten, uneingeschränkt durch politische oder ver- 
waltungsmäßige Gegebenheiten, langfristige Per- 
spektiven und die Wege zu ihrer Verwirklichung 
aufzeigen. Ihre Vorschläge wurden schließlich vom 
Parlament und von der Öffentlichkeit diskutiert 
und von der Regierung entschieden. 

Besonders hervorzuheben ist die Tatsache, daß es in 
Schweden gelungen ist, durch eine lebhafte öffent- 
liche Diskussion der Bildungsprobleme und durch 
ausführliche Informationen von Lehrern, Eltern 
und der übrigen Öffentlichkeit einen breiten gesell- 
schaftlichen Konsens über die Ziele der Reform und 
ihre Verwirklichung herzustellen. 

Frankreich 

Eine interessante Entwicklung zeigt sich auch in der 
französischen Bildungsplanung. Im März 1968 wur- 
den im Erziehungsministerium zwanzig Planungs- 
gruppen eingesetzt, mit denen entsprechende Pla- 
nungsgruppen in den Regionen korrespondieren. 
Durch diese Zusammenarbeit soll gewährleistet 
werden, daß die lokalen und regionalen Instanzen, 
denen die Ausführung des Plans obliegt, frühzei- 
tig an der Planung beteiligt werden. Durch die Zu- 
sammensetzung der Gruppen und eine gegenseitige 
Berichterstattungspflicht wird eine Koordination der 
Planungsgruppen untereinander und mit dem zen- 
tralen Plankommissariat gewährleistet. 

Neben diesen Arbeiten, die unmittelbar auf die 
französischen Fünfjahrespläne bezogen sind, ent- 
wickeln andere Arbeitsgruppen langfristige Per- 
spektiven. Eine besondere Kommission untersucht 
die Forschungs- und Entwicklungsbedürfnisse für 
die Bildungsplanung und das Bildungswesen, stellt 
Forschungsprogramme, entsprechende Finanzie- 
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rungs- und Arbeitspläne auf und macht die Ergeb- 
nisse ider Forschung für alle Beteiligten nutzbar. 
Diese PLanungsorganisation ist wegen des star- 
ken staatlichen Zentralismus in Frankreich mit den 
deutschen Verhältnissen kaum vergleichbar. Von 
Interesse sind jedoch die Erfahrungen mit einer 
kohärenten Planung für das gesamte Bildungswesen 
und deren Verbindung mit der übrigen Gesell- 
schaftspolitik. 

OECD 

Mit Problemen der Bildungsplanung beschäftigt sich 
auch die OECD. Das Schwergewicht ihrer Be- 
mühungen lag auf den Beziehungen zwischen Bil- 
dung und Wirtschaftswachstum. Im Rahmen des 
Komitees für naturwissenschaftliche und technische 
Fachkräfte wurde ein begrifflicher Rahmen ent- 
wickelt, um die Hauptpro'bleme des Bildungswesens 
und seiner Beziehung zur wirtschaftlichen Entwick- 
lung zu erfassen. Mehrere Mitgliedstaaten haben 
bisher Berichte über ihre Situation erstellt. 

Der mit diesen Berichten und zahlreichen Seminaren 
erreichte Erfahrungsaustausch über Bildungspro- 
bleme und Planungstechniken ist für alle Beteiligten 
von großem Wert. 

Bundesrepublik im Länderexamen 

Die Bundesrepublik wird sich, wie andere Staaten 
vorher, im Laufe der nächsten Jahre einen soge- 
nannten „Länderexamen" unterziehen. Es umfaßt 
eine Darstellung der vergangenen und gegenwärti- 
gen bildungspolitischen Situation sowie eine Würdi- 
gung der geplanten Entwicklungen. Die Ergebnisse 
der „Länderexamen" werden veröffentlicht und 
haben in der Vergangenheit die Durchsetzung bil- 
dungspolitischer Reformen in anderen Staaten wie- 
derholt beschleunigt. 


Probleme 

Inzwischen ist auch in der Bundesrepublik die Not- 
wendigkeit einer langfristigen und umfassenden Bil- 
dungsplanung weithin anerkannt. Das Argument, 
daß Planung mit Dirigismus gleichzusetzen sei, über- 
zeugt nicht mehr. Aber noch fehlen für eine umfas- 
sende Reform des Bildungswesens hinreichende Pla- 
nungsinstrumente und eine wirksame Planungsorga- 
nisation. 

Art. 91 b GG 

1. Im Jahre 1969 ist mit Artikel 91 b GG die verfas- 
sungsrechtliche Grundlage für die Organisation 
einer gemeinsamen Bildungsplanung von Bund 
und Ländern geschaffen worden. Damit wurde 
neben einer ges-amtstaatlichen Verantwortung, 
die jede Bundesregierung aus einer Vielzahl an- 
derer Verfassungsverpflichtungen für die Ent- 
wicklung im Bildungswesen trägt, auch für die 
Planung im Bildungswesen eine ausdrückliche 
Bundeszuständigkeit konstituiert. 


Bund-Länder-KommissJon 

Zur Durchführung des gemeinsamen Bildungs- 
plans wurde ein Verwaltungsabkommen zwi- 
schen Bund und Ländern über die Errichtung 
einer gemeinsamen Kommission vorbereitet. 
Dieses Abkommen soll Ende Juni 1970 von den 
Regierungschefs des Bundes und der Länder 
unterzeichnet werden. Durch die Zusammenset- 
zung der Kommission soll eine Integration der 
verschiedenen, für die Bildungsplanung mitent- 
scheidenden innenpolitischen Teilbereiche, wie 
etwa der Wirtschafts-, Arbeits-, Arbeitsmarkt-, 
Sozial-, Familien-, Raumordnungs- und Finanz- 
politik bewirkt werden. 

Theoretische Modelle 

2. Eine kohärente bildungspolitische Planung setzt 
zunächst theoretische Modelle des Bildungs- 
wesens voraus. Solche Modelle gibt es bisher für 
die praktische Bildungsplanung in der Bundes- 
republik nur im Entwicklungsstadium. Sie bedür- 
fen noch umfassender Forschungsarbeiten. Aber 
der Beginn der Reform kann nicht bis zur Er- 
arbeitung perfekter Planungsmodelle verschoben 
werden. In der gegenwärtigen Situation stellt 
sich daher das Problem, eine Planung ohne voll- 
kommene theoretische Grundlagen zu beginnen 
und im Planungsprozeß diese Grundlagen konti- 
nuierlich weiter zu entwickeln. 

ln terdependenzen 

3. Bildungsplanung muß die Interdependenzen zwi- 
schen dem Bildungswesen und allen übrigen ge- 
sellschaftlichen Bereichen berücksichtigen. Auch 
für diese Aufgabe stehen trotz einiger Ansätze 
in den Planungen der Länder keine ausreichen- 
den Instrumente zur Verfügung. 

Informationssystem 

4. Auch die statistischen Informationen, Voraus- 
setzung jeder Planung, sind völlig unzureichend. 

Ihre Aufgliederung ist für die Bildungsplanung 
weder differenziert genug, noch stehen die mei- 
sten Daten rechtzeitig zur Verfügung. 

VersuchsschuJen / Schulversuche 

5. Eine auf die Reform des Bildungswesens be- 
zogene Planung setzt voraus, daß neue Modelle 
für das Bildungswesen durch Versuchsschulen 
und andere Modelleinrichtungen unter wissen- 
schaftlicher Kontrolle erprobt werden. Die zahl- 
reichen, erst in den vergangenen Jahren begon- 
nenen Schulversuche lassen allerdings bisher nur 
beschränkte Rückschlüsse auf die allgemeine 
Verwendbarkeit der dort erprobten Strukturen 
und Inhalte zu. 

Fadileute 

6. In der Bundesrepublik stehen nur relativ wenige 
Personen zur Verfügung, die die notwendigen 
Kenntnisse der Arbeitsmethoden für die Bil- 
dungsplanung haben. 
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Neue verlassungsrechtUche Probleme 

7. In einem Bereich, in dem die Kompetenzen von 
Bund und Ländern verflochten sind, wirft Pla- 
nung komplizierte verfassungsrechtliche Pro- 
bleme auf. Die demnächst einsetzende gemein- 
same Bildungsplanung von Bund und Ländern 
auf der Grundlage des Art. 91 b GG muß auch in 
dieser Hinsicht erst noch erprobt werden. 

Reform der Bfidungs Verwaltung 

8. Die Aufgaben der Bildungsplanung, aber auch 
der eigentliche Reformprozeß, der tief in das 
überlieferte System des Bildungswesens eingrei- 
fen wird, werden Konsequenzen für die Struktur 
und die Organisation der Bildungsverwaltung 
und für ihr Selbstverständnis haben müssen. Im 
Hinblick auf das Ausmaß der Reformplanung als 
einer permanenten Aufgabe muß sich die Bil- 
dungsverwaltung in Zukunft mehr als bisher als 
Initiator, Organisator und Koordinator verstehen 
und nicht als obrigkeitsstaatlich reglementie- 
rende Aufsicht. Der Bildungsrat hat zu Recht 
darauf hingewiesen, daß auch der Versuch unter- 
nommen werden muß. Verwaltungsrecht und 
Verwaltungspraxis primär von den Bildungsauf- 
gaben und nicht von den Bildungssituationen 
her zu entwickeln. 

Damit wird die Reform der Bildungsverwaltung, 
zu der auch die Modernisierung und Rationali- 
sierung der Verwaltung in den Schulen gehört, 
zu einer wichtigen Aufgabe. 


Zielvorstellungen der Bundesregierung 
Blldungsgesamiplan und Budget 

1 . Die vordringlichste Aufgabe der Bildungsplanung 
ist es, in der Bund-Länder-Kommission auf der 
Grundlage gemeinsam festzulegender Zielvor- 
stellungen und unter Berücksichtigung der Emp- 
fehlungen von Bildungsrat und Wissenschaftsrat 
innerhalb Jahresfrist einen umfassenden Bil- 
dungsgesamtplan zu erarbeiten. Dem Bildungs- 
gesamtplan muß — in Abstimmung mit der Fi- 
nanzplanung von Bund und Ländern — ein Bil- 
dungsbudget folgen. Bildungsplan und Bildungs- 
budget bestehen aus langfristigen Rahmenplänen 
und mittelfristigen Sfcufenplänen, die laufend 
.fortzuschreiben sind. 

Die gemeinsame Planung muß auch die Koordi- 
nierung der vollzugsreifen Teilpläne umfassen. 


Sofortprogramme 

2 . Programme für gezielte Maßnahmen sollen es 
ermöglichen, besonders vordringliche Probleme 
unverzüglich in Angriff zu nehmen. Hierzu ist 
in erster Linie der in diesem Bericht vorge- 
schlagene Fünfjahresplan zur Beseitigung des 
Numerus clausus zu nennen. Dazu gehören wei- 
ter der Aufbau eines koordinierten Systems für 
Bildungsforschung und Curriculum-Entwicklung. 
Ferner sollten Einzelprojekte — beispielsweise 
Schulversuche im Elementarbereich, mit Ganz- 
tags- und Gesamtschulen; die Entwicklung und 
Erprobung technologischer Unterrichtshilfen; die 
Entwicklung von Lernprogrammen ; Untersuchun- 
gen zur regionalen Bildungsplanung und zur Be- 
darfsforschung — alsbald vereinbart und ver- 
wirklicht werden. 

Forschungsförderung 

3 . Die Einbeziehung der allgemeinen Forschungs- 
förderung in den Gesamtplan und das Gesamt- 
budget soll eine umfassende und wirksame Ko- 
ordination aller staatlichen Maßnahmen für den 
Gesamtbereich von Bildung und Wissenschaft er- 
möglichen. 

Transparente Planung 

4 . Die Bundesregierung strebt an, diesen gesamt- 
staatlichen Planungsprozeß „transparent" zu 
machen. Eine rechtzeitige Information und Be- 
teiligung nicht nur der in Schule, Hochschule und 
Weiterbildung Tätigen, sondern aller gesell- 
schaftlichen Kräfte ist zu ermöglichen. Dazu ge- 
hört auch, alternative Zielvorstellungen zu ent- 
wickeln, die der Öffentlichkeit klarmachen, wel- 
che quantitativen Alternativen welche finanziel- 
Aufwendungen nach sich ziehen. 

Informationssystem 

5 . Bildungsplanung setzt ein einheitliches Daten- 
erhebungs- und Informationssystem voraus, das 
rasch entwickelt werden muß. Es muß nicht nur 
die notwendigen Statistiken erfassen, sondern 
auch Informationen über die für die Planung be- 
deutsamen Forschungs- und Entwicklungsergeb- 
nisse. Die Bundesregierung wird entsprechende 
Vorschläge vorlegen. 

Erforschung der Planung 

6 . Die Bundesregierung wird die für die Bildungs- 
planung nötige Forschung anregen und fördern. 

Sie wird Programme für die Ausbildung und 
Fortbildung von geeignetem Planungspersonal 
entwickeln und fördern. 
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E. Voraussichtlicher finanzieller Bedarf 


Ausbau und Reform des Bildungswesens, wie es den 
Ansprüchen einer hochentwickelten Industriegesell- 
schaft und den Zielen der Bundesregierung ent- 
spricht, erfordern nach den vorliegenden Schätzun- 
gen eine außerordentliche Steigerung der öffent- 
lichen Mittel. 

Da sich die Bundesregierung in ihren Zielvorstellun- 
gen weitgehend auf die Empfehlungen von Wissen- 
schaftsrat und Bildungsrat stützt, können — bis zu 
der Fertigstellung des vorgesehenen Bildungs- 
budgets — für eine erste Ermittlung des voraus- 
sichtlichen finanziellen Bedarfs die Schätzungen der 
Bildungskommission des Deutschen Bildungsrates 
sowie die Schätzungen des Wissenschaftsrates ver- 
wendet werden. Danach werden für Anfang der 
achtziger Jahre folgende Beträge benötigt (Zahlen 
abgerundet) : 

in jeweiligen Preisen 

für Schulen 44 bis 59 Mrd. DM 

für Hochschulen 26 bis 36 Mrd. DM 


zusammen 70 bis 95 Mrd. DM 

Zum Vergleich: Im Jahre 1969 wurden für Schulen 
und Hochschulen rund 20 Mrd. DM aufgewendet. 

In den Beträgen des Bildungs- und des Wissen- 
schaftsrates sind die Ausgaben für die staatlich ge- 
förderte außeruniversitäre Forschung und technische 
Entwicklung, die 1969 unter 4 Mrd. DM betrugen®), 
nicht berücksichtigt. Werden diese Ausgaben ein- 
bezogen und für Schulen und Hochschulen — weil 
vermutlich realistischer — jeweils die höheren 
Schätzbeträge zugrundegelegt, dann ist für Anfang 
der achtziger Jahre, nach Preisen und Einkommen 
von 1980 geschätzt, ein Jahresgesamtbedarf in der 
Größenordnung von 100 Mrd. DM vorherzusehen. 

Die Bundesregierung hat das Ziel, den öffentlichen 
Ausgaben für Bildung und Wissenschaft Anfang der 
achtziger Jahre einen Anteil am öffentlichen Gesamt- 
haushalt zu sichern, der die Durchführung der Bil- 
dungsreform ermöglicht. Sie ist sich dabei bewußt, 
daß der Finanzbedarf genauer ermittelt und im Laufe 
der Jahre ständig überprüft und gegen andere 
öffentliche Ausgabeerfordemisse abgewogen werden 
muß. 


1) Strukturplan, a. a. O., Seite 396 

2) Bildungsrat und Wissensdiaftsrat legen bei den je- 
weiligen Preisen eine jährliche Steigerung der Bau- 
kosten von 3 ®/o, der Personalausgaben und*^sonstigen 
Sadiausgaben von 6 ®/o zugrunde 

®) einschließlich Forschung und Entwicklung für die Ver- 
teidigung 


Die heute erkennbare allgemeine und wirtschaftliche 
Entwicklung läßt die Verwirklichung des hoch ge- 
steckten Zieles möglich erscheinen. Dennoch wird 
die Abwägung dieser Ausgabenerfordernisse 
schmerzhafte Prioritätsentscheidungen fordern, die 
nur in engem Zusammenwirken aller gesellschaft- 
lichen Kräfte in Bund, Ländern und Gemeinden ver- 
wirklicht werden können. 

Bund und Länder werden gemeinsam einen Bil- 
dungsgesamtplan und ein Bildungsbudget auf der 
Grundlage des neuen Artikels 91 b GG aufstellen. 
Dem Deutschen Bundestag und der Öffentlichkeit 
werden die Vorstellungen der Bundesregierung zur 
Frage der Finanzierung im Bildungsbudget näher 
dargelegt werden. 

Ohne diesem Budget vorzugreifen, stellt die Bundes- 
regierung schon heute fest, daß die öffentlichen 
Gesamtausgaben für Bildung und Wissenschaft, ver- 
glichen mit Ausgaben für andere Bereiche, anhaltend 
überproportional werden steigen müssen, um das 
genannte Ziel auch nur annähernd zu erreichen. 

Es zeichnet sich weiter bereits heute ab, daß der 
überproportionale Ausgabenanstieg finanzpolitisch 
nur schrittweise verwirklicht werden kann. Um die 
Bildungsreform rasch in Gang zu bringen und unein- 
holbaren weiteren Zeitverlust zu vermeiden, hat die 
Bundesregierung im Mai 1970 eine erste Bundes- 
bildungsanleihe in einer Größenordnung von 1 Mrd. 
DM beschlossen. Ein Vergleich mit den oben ge- 
schätzten Jahresgesamtbeträgen für den Anfang der 
achtziger Jahre verdeutlicht, daß es sich hier nur um 
eine ergänzende Finanzierungsmaßnahme handeln 
kann. 

Wie im Teil B I dargelegt, haben 1968 Länder und 
Gemeinden 83 ^/o des Gesamtbildungsaufwandes ge- 
tragen. Es wird ihnen kaum möglich sein, auch von 
den auf ein Mehrfaches zu steigernden BiLdungsaus- 
gaben einen derart hohen Anteil aufzubringen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt daher, die Länder 
künftig durch eine verstärkte Beteiligung des Bun- 
des zum Beispiel an den Investitionen im Hochschul- 
bereich und durch eine verstärkte Förderung der 
Forschung — auch der Hochschulforschung — finan- 
ziell zu entlasten. Im einzelnen wird über die künf- 
tige Verteilung der Lasten zwischen Bund und Län- 
dern ZU verhandeln und im Bildungsbudget zu ent- 
scheiden sein. 

Ein solches stärkeres finanzielles Engagement des 
Bundes könnte in den Länderhaushalten Mittel zu- 
gunsten des Schulbereichs freisetzen. Solange der 
Gesamtbildungsplan und das Bildungsbudget noch 
nicht vorliegen, müßte durch Absprachen gewähr- 
leistet sein, daß die freiwerdenden Ländermittel auf 
diese Weise eingesetzt werden. 
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Die Bundesregierung hält die hier vorgezeichnete 
Fortentwicklung von 'Aufgaben und Ausgaben des 
Bundes auch aus bundesstaatlicher Sicht für sachge- 
recht; sie entsprächen bewährten Lösungen. Diese 
Planungen sollen nicht zu einer Verlagerung verfas- 
sungsmäßiger Zuständigkeiten zwischen Bund und 
Ländern führen. Vielmehr verstärken die Vorschläge 
der Bundesregierung die gemeinsame Verantwor- 
tung für die Bildungsplanung und die Forschungs- 
förderung im Sinne der neugeschaffenen Gemein- 
schaftsaufgabe nach Art. 91 b GG. Die Bundesregie- 
rung möchte mit der erweiterten Bundesfinanzie- 
rung keineswegs die Gestaltungs- und Einflußmög- 
lichkeiten der Länder auf dem Bildungssektor min- 
dern, sondern die Koordinierung und Schwerpunkt- 
setzung über die Ländergrenzen hinweg verbessern. 
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F. Bedingungen für die Verwirkiichung eines Biidungsgesamtpians 


Der vorliegende Bericht wäre unvollständig ohne 
einen abschließenden Hinweis auf die politischen 
Bedingungen, unter denen eine Bildungsreform von 
dem beschriebenen Ausmaß in demokratischer Zu- 
sammenarbeit mit allen Verantwortlichen verwirk- 
licht werden muß. 

Diese Bedingungen umfassen nicht nur die Organi- 
sation der Planungs- und Entscheidungsprozesse, die 
personellen und finanziellen Bedarfsfeststellungen, 
sondern auch das zum Gelingen einer Bildungs- 
reform notwendige politische und gesellschaftliche 
Bewußtsein. 

Auch die Gesellschaft, die bereit ist, für den Ausbau 
ihres Bildungswesens große Anstrengungen und 
finanzielle Opfer auf sich zu nehmen, ist dennoch 
allen Mitgliedern — und nicht allein ihren Schülern 
und Studenten — verpflichtet. Sie kann und muß 
deshalb zu Recht erwarten, daß ihren eigenen Lei- 
stungen eine entsprechende Leistungsfähigkeit und 
Leistungsbereitschaft in den Bereichen des Bildungs- 
wesens und bei denen, die es in Anspruch nehmen, 
gegenübersteht. Andernfalls wären alle Anstren- 
gungen vergebens. 

Wichtigste Voraussetzung für das Gelingen der 
Bildungsreform ist, daß sie von der Öffentlichkeit 
mitgetragen und mitverantwortet wird. Hierzu be- 
darf es eines politischen Bewußtseins, das aus der 
Kenntnis der Ursachen und Zusammenhänge der 
Krise des Bildungswesens die Motivation und Ziel- 
setzung für seine Erneuerung ableitet. 

Es ist eine Tatsache, daß diese Krise nicht auf die 
Bundesrepublik beschränkt ist und weit über den 
Bereich der Bildung hinausgeht. Die Welternäh- 
rungskrise und die Weltbildungskrise, die einander 
bedingen, gehören zu den ungelösten Problemen der 
Weltinnenpolitik, für Industrieländer ebenso bestim- 
mend wie für Entwicklungsländer. 

Die Bundesregierung hat in Kenntnis dieser Zu- 
sammenhänge anläßlich des Internationalen Erzie- 
hungsjahres wiederholt ihre Bereitschaft erklärt, zur 
Lösung der Probleme im nationalen und im interna- 
tionalen Rahmen einen Beitrag zu leisten. Der vor- 
liegende Bericht, der internationale Entwicklungen 
und Erfahrungen ausdrücklich einbezieht und 
berücksichtigt, zählt ebenso dazu wie die Bemühun- 
gen um eine intensivere Zusammenarbeit in allen 
Bereichen der Bildungspolitik, -planung- und -for- 
schung. 

Ein Schritt hierzu war die aktive Teilnahme einer 
offiziellen Delegation der Bundesrepublik an der 
OECD-Konferenz „Bildungswachstum und Bildungs- 
chancen" im Juni dieses Jahres. Die Bundesregie- 
rung wird über die Ergebnisse dieser Konferenz dem 
Bundestag berichten. 

Die Weltbildungskrise manifestiert sich in vielen 
Teilen der Welt auch durch politische Studenten- 
unruhen, die sich bei den verschiedensten Anlässen 
immer von neuem entzünden. 


In der Bundesrepublik hat die studentische Protest- 
bewegung jedoch über die internationalen Ereig- 
nisse hinausgehend eine nur von wenigen rechtzei- 
tig erkannte jahrelang verschleppte Krise des demo- 
kratischen Selbstverständnisses ausgelöst, die sich 
seit den fünfziger Jahren bemerkbar anbahnte. Die- 
ser Sachverhalt darf nach Ansicht der Bundesregie- 
rung weder übersehen noch verharmlost werden. 

Während sich in den ersten beiden Nachkriegsjahr- 
zehnten alle Kräfte auf einen erfolgreichen materiel- 
len Wiederaufbau der Bundesrepublik konzentrier- 
ten und dieser Aufbau mit einer nicht zu verkennen- 
den Restauration der traditionellen geistigen, kul- 
turellen und politischen Vorstellungen Hand in 
Hand ging, müssen diese gesellschaftspolitischen 
Versäumnisse nunmehr aufgeholt und neue Ziele ge- 
setzt werden. 

Dazu ist die Bundesregierung entschlossen. Anstelle 
hierarchischer Denk- und Verhaltensmuster in wei- 
ten Bereichen der Gesellschaft muß sich ein neues 
Demokratieverständnis durchsetzen. Seine Merk- 
male sind gesellschaftliche und soziale Chancen- 
gleichheit, Selbstbestimmung und neue Formen der 
Mitverantwortung und Mitbestimmung. 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß die Bil- 
dungsreform als Kernstück der inneren Reformen 
allen Verantwortlichen äußerste Anstrengungen ab- 
verlangen wird: Nicht allein wegen ihres Umfanges 
und der gewaltigen Kosten, sondern vor allem weil 
der alle gesellschaftspolitischen Reformen voraus- 
setzende und tragende Konsens in einem verschärf- 
ten Generationenkonflikt erschwert und gefährdet 
würde. 

Für die jüngere Generation, deren Vorstellungen, 
Erwartungen und Ansprüche an Staat und Gesell- 
schaft nicht mehr von unmittelbaren Erfahrungen 
der Hitler- und Kriegszeit geprägt sind, zählen nicht 
die Leistungen der Nachkriegszeit, sondern deren 
Versäumnisse. Ihr jahrelang unerfüllter Wunsch 
nach Veränderungen hat zwei nicht ungefährliche 
Entwicklungen ausgelöst: Die Flucht in gesellschafts- 
politische Utopien oder in die „große Verweige- 
rung". 

Weite Teile der jungen Generation sind gegenwär- 
tig von tiefem Mißtrauen gegen alle noch so weit- 
gesteckten und ernstgemeinten Reformbestrebungen 
der älteren Generation erfüllt. 

Dieses Mißtrauen kann nach Ansicht der Bundes- 
regierung nur durch Bereitschaft, ja durch das 
Risiko zu „mehr Demokratie", überwunden werden, 
keinesfalls aber durch Preisgabe ihrer freiheitlichen 
Grundsätze. 

Hierzu sollen die in diesem Bericht beschriebenen 
Zielvorstellungen beitragen. Zu ihrer Verwirkli- 
chung bedürfen sie der Unterstützung und Mitarbeit 
aller reformbewußten demokratischen Kräfte. 
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